
ABl. Nr. 16 / 23. April 2021  1221

Amtsblatt
Amtsblatt für Berlin
Herausgeber: Landesverwaltungsamt Berlin

71. Jahrgang Nr. 16	 Ausgegeben zu Berlin am 23. April 2021	 ISSN 2510-358X

Inhalt

Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie

Ferienordnung für das Französische Gymnasium 2021/2022. . .1223

Senatsverwaltung für Finanzen

Rundschreiben über die weitere Anwendung der 
Ausführungsvorschriften über Rechtsschutzmaßnahmen in  
Zivil- und Strafsachen für Bedienstete des Landes Berlin  
(AV Rechtsschutz) vom 18. Mai 2016 (ABl. S. 1166) . . . . . . . . . .          1224

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen

Öffentliche Auslegung eines Bebauungsplanentwurfs. . . . . . . .        1224

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen

Auslegung des Planes im Rahmen des Planfeststellungs-
verfahrens für das Bauvorhaben „Ersatzneubau  
Lichtenberger Brücken: Eisenbahnüberführungen 
Kreuzungsbauwerk Kietz und Nöldnerstraße Bahn-km 0,650  
bis 1,500 Strecke 6140 Berlin Frankfurter Allee - Berlin-
Rummelsburg“. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                        1227

Ausführungsvorschriften über die Grenzvermessungen  
(AV Grenzvermessung) - Berichtigung -. . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                    1229

Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz

Ausführungsvorschriften zu § 7 des Berliner Straßengesetzes 
hinsichtlich der Richtlinie zur Vergütung für die statische 
und konstruktive Prüfung von Ingenieurbauwerken für 
Verkehrsanlagen (Außerkraftsetzen RVP 2016). . . . . . . . . . . . .             1230

Verwaltungsinterne Anweisungen hinsichtlich der Richtlinie zur 
Ermittlung der Vergütung für die statische und konstruktive 
Prüfung von Ingenieurbauwerken für Verkehrsanlagen 
(Einführung RVP 2019). . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                 1230

Landesamt für Gesundheit und Soziales Berlin

Allgemeinverfügung zum Abpacken, Kennzeichnen und 
Inverkehrbringen des Fertigarzneimittels Vaxzevria® durch 
definierte Betriebsstätten von Arzneimittelgroßhandels- 
betrieben und durch öffentliche Apotheken in Berlin. . . . . . . . . . .           1231



ABl. Nr. 16 / 23. April 2021  1222

Die amtliche Veröffentlichung des Amtsblattes für Berlin erfolgt in der 
Druckfassung.

Impressum

Herausgeber: 
Landesverwaltungsamt Berlin

Redaktion und Vertrieb: 
Landesverwaltungsamt Berlin - LS 2 -  
Fehrbelliner Platz 1  
10707 Berlin

Telefon: 	 030 90139-6221

E-Mail: 	 amtsblatt@lvwa.berlin.de

Internet/Intranet: 	 http://amtsblatt.berlin.de

Druck und Versand: 
IT-Dienstleistungszentrum Berlin 
Berliner Straße 112-115 
10713 Berlin

Zahnärztekammer Berlin

Nachrückender Delegierter. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                              1232

Bezirksämter  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                        1233

Stellenausschreibungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                               1271

Gerichte  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                            1299

Nicht amtlicher Teil . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                   1301

mailto:amtsblatt%40lvwa.berlin.de?subject=
http://amtsblatt.berlin.de


Veröffentlichungen

ABl. Nr. 16 / 23. April 2021  1223

Veröffentlichungen

Rundschreibendatenbank des Landes Berlin:  
www.berlin.de/rundschreiben

Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie

Ferienordnung für das Französische Gymnasium 2021/2022

Bekanntmachung vom 13. April 2021

BildJugFam II C 4.2

Telefon: 90227-6220 oder 90227-5050, intern 9227-6220

Aufgrund des § 128 in Verbindung mit § 53 Absatz 3 des Schulgesetzes vom 26. Ja
nuar 2004 (GVBl. S. 26), das zuletzt durch Gesetz vom 4. März 2021 (GVBl. S. 256) 
geändert worden ist, wird bestimmt:

Ferienordnung für das Französische Gymnasium 2021/2022

erster  
Ferientag

letzter  
Ferientag

letzter  
Unterrichtstag

erster  
Unterrichtstag

Herbstferien Mo. 18.10.2021 - Sa. 30.10.2021 Fr. 15.10.2021 Mo. 01.11.2021
Weihnachtsferien Mo. 20.12.2021 - Fr. 31.12.2021 Fr. 17.12.2021 Mo. 03.01.2022
Winterferien Mo. 31.01.2022 - Sa. 05.02.2022 Fr. 28.01.2022 Mo. 07.02.2022
Unterrichtsfreier 
Tag

Mo. 07.03.2022 Fr. 04.03.2022   Mi. 09.03.2022

Osterferien Mo. 11.04.2022 - Sa. 23.04.2022 Fr. 08.04.2022 Mo. 25.04.2022
Unterrichtsfreier 
Tag nach AZVO

Fr. 27.05.2022 Mi. 25.05.2022 Mo. 30.05.2022

Pfingstferien Di. 07.06.2022 Fr. 03.06.2022 Mi. 08.06.2022
Sommerferien Do. 07.07.2022 - Di. 30.08.2022 Mi. 06.07.2022 Mi. 31.08.2022

Das erste Schulhalbjahr des Schuljahres 2021/2022 endet am letzten Unterrichtstag 
vor Beginn der Winterferien. Der Unterricht des zweiten Schulhalbjahres beginnt am 
ersten Unterrichtstag nach Ende der Winterferien.

Die Zeugnisse werden am 28. Januar 2022 und am 6. Juli 2022 ausgegeben. Sie 
tragen das Datum des Ausgabetages. Am Ausgabetag endet der Unterricht nach der 
dritten Unterrichtsstunde. Vor den übrigen Ferien ist der Unterricht voll durchzufüh-
ren.

http://www.berlin.de/rundschreiben
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Senatsverwaltung für Finanzen

Rundschreiben über die weitere Anwendung  
der Ausführungsvorschriften über Rechtsschutzmaßnahmen  
in Zivil- und Strafsachen für Bedienstete des Landes Berlin  

(AV Rechtsschutz) vom 18. Mai 2016 (ABl. S. 1166)

Bekanntmachung vom 14. April 2021

Fin IV D 34

Telefon: 9020-2190 oder 9020-0, intern 920-2190

Rundschreiben IV Nummer 34/2021
Weitere Anwendung der Ausführungsvorschriften über Rechtsschutzmaßnah-
men in Zivil- und Strafsachen für Bedienstete des Landes Berlin (AV Rechts-
schutz) vom 18. Mai 2016 (ABl. S. 1166)
Die Ausführungsvorschriften über Rechtsschutzmaßnahmen in Zivil- und Strafsachen 
für Bedienstete des Landes Berlin (AV Rechtsschutz) vom 18. Mai 2016 treten am 
17. Mai 2021 außer Kraft. Die AV Rechtsschutz werden derzeit hiesig überarbeitet. 
Bis zum Neuerlass empfehle ich die AV Rechtsschutz vom 18. Mai 2016 weiter anzu-
wenden.

Dieses Rundschreiben wird zusätzlich im Amtsblatt für Berlin bekanntgegeben.  
Ferner steht Ihnen das Rundschreiben in der Rundschreibendatenbank des Landes 
Berlin unter:

https://www.berlin.de/politik-und-verwaltung/rundschreiben/

zur Verfügung.

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen

Öffentliche Auslegung eines Bebauungsplanentwurfs

Bekanntmachung vom 15. April 2021

StadtWohn SoWo 24

Telefon: 90139-4210 oder 90139-3000, intern 9139-4210

Der Entwurf des Bebauungsplans 9-15a vom 21. April 2021 für eine Teilfläche des 
städtebaulichen Entwicklungsbereichs „Berlin-Johannisthal/Adlershof“ mit den Grund-
stücken Segelfliegerdamm 1/45, den Flurstücken 7255 und 7258 Gemarkung 507 
Flur 2, den Grundstücken Groß-Berliner Damm 80, 80 A, Gerhard-Sedlmayr-Straße 
4/12 und dem Flurstück 6341 Gemarkung 507 Flur 2 im Bezirk Treptow-Köpenick, 
Ortsteil Johannisthal, liegt mit Begründung und Umweltbericht sowie den wesent
lichen umweltbezogenen Stellungnahmen gemäß § 3 Absatz 2 des Baugesetzbuchs 
öffentlich aus. (Geltungsbereich vergleiche Planausschnitt)

Folgende Arten umweltbezogener Informationen sind verfügbar:

	● Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt:
	– Beurteilung der Auswirkungen auf Ruhe- und Lebensstätten geschützter 

Tierarten (Brutvögel, Reptilien, Fledermäuse, Tagfalter, Bienen und  
Wespen, Heuschrecken), Aussagen zum Umgang damit;

	– Beurteilung der Auswirkungen auf geschützte Biotope (Sandtrockenrasen), 
Aussagen zum Umgang damit, Beurteilung der Auswirkungen auf den 
geschützten Baumbestand;

	– Bewertung von potenziellen externen Ausgleichsflächen für geschützte 
Arten (Zauneidechsen, Vogelarten des Offen- und Halboffenlandes) im 
Landschaftspark Johannisthal sowie in der Wuhlheide und für Biotope am 
Britzer Verbindungskanal (Sandtrockenrasen), Grobkonzept für den exter-
nen Ausgleich von Sandtrockenrasen;

https://www.berlin.de/politik-und-verwaltung/rundschreiben/
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	– Konzept für den Ausgleich von Eingriffen gemäß BNatSchG im Geltungs-
bereich des Bebauungsplanes 9-15a;

	● Schutzgut Landschaft und Landschaftsbild:
	– Beurteilung der Auswirkungen auf das Landschaftsbild bei der Durchfüh-

rung der durch die Planung ermöglichten Bebauung und des Umgangs 
damit;

	● Schutzgut Klima und Luft:
	– Beurteilung der Auswirkungen auf Stadtklima und Lufthygiene, Beurteilung 

der nach Umsetzung der Planung zu erwartenden Luftqualität im Plange-
biet und im Umfeld der Planung;

	● Schutzgut Mensch:
	– Beurteilung der Auswirkungen bestehender Immissionsbelastungen durch 

Verkehrslärm, Gewerbelärm, Sportlärm auf die geplante Nutzung, ins-
besondere auf die empfindlichen Wohn- und Gemeinbedarfsnutzungen, 
Auswirkungen der durch die Planung entstehenden zusätzlichen Immissi-
onsbelastungen auf das Plangebiet und dessen Umfeld;

	– Beurteilung der vorhandenen Bodenverunreinigungen und Altlasten für die 
geplante zukünftige Entwicklung;

	– Beurteilung der durch die Planung entstehenden verkehrlichen Auswirkun-
gen auf den Geltungsbereich des 9-15a und dessen Umfeld, Abschätzung 
der Verkehrssicherheit;

	● Schutzgut Boden/Altlasten:
	– Beurteilung der Auswirkungen auf den Untergrund und den Zustand des 

Bodens durch für eine zukünftige Bebauung notwendige Eingriffe, Unter-
suchung der Belastung durch Kampfmittel;

	● Schutzgut Wasser:
	– Beurteilung der vorhandenen Bodenverunreinigungen und Altlasten, 

Beurteilung der potenziellen Auswirkungen auf das Grundwasser durch die 
Lage in der Schutzzone III A und zu einem geringen Teil in der Schutzzone 
III B des Wasserschutzgebiets Johannisthal;

	– Beurteilung der Auswirkungen auf den Wasserhaushalt (Grundwasser), 
Beurteilung der Möglichkeiten zur Versickerung des anfallenden Nieder-
schlagswassers;

	● Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter:
	– Beurteilung der Auswirkungen auf denkmalgeschützte Ensembles und 

Einzelgebäude;

	● Eingriff in Natur und Landschaft:
	– Aussagen zum Eingriff in Natur und Landschaft; Ausgleichsmaßnahmen 

im Landschaftspark Johannisthal und an anderer Stelle;

	– Konzeptionelle Ansätze für den Ausgleich von Eingriffen gemäß § 1a 
BauGB im Geltungsbereich des Bebauungsplanes 9-15a.

Die Unterlagen werden in der Zeit

vom 4. Mai 2021 bis einschließlich 4. Juni 2021
Montag bis Donnerstag von 9 bis 17 Uhr sowie Freitag von 9 bis 16 Uhr bei der 
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen, Raum 0105 (Erdgeschoss), 
Fehrbelliner Platz 4, 10707 Berlin, zur Einsicht bereitgehalten. Um eine vorherige 
Terminvereinbarung per Telefon oder E-Mail wird zum Zwecke des Infektionsschut-
zes und der Vermeidung von Wartezeiten gebeten. Die Beantwortung von Fragen 
erfolgt ausschließlich telefonisch: 90139-4210/3914 oder per E-Mail: 
9-15a@sensw.berlin.de

Die Unterlagen können Sie ebenfalls im Internet unter: 

www.stadtentwicklung.berlin.de/planen/b-planverfahren 

mailto:9-15a@sensw.berlin.de
http://www.stadtentwicklung.berlin.de/planen/b-planverfahren  
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oder über die Beteiligungsplattform: 

www.mein.berlin.de/projects

einsehen und sich dort online äußern.

Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen abgegeben werden. Diese 
werden in der anschließenden Abwägung der öffentlichen und privaten Belange ge-
geneinander und untereinander abgewogen. Nicht fristgerecht abgegebene Stellung-
nahmen können unberücksichtigt bleiben.

Die geltenden Schutzmaßnahmen zur Eindämmung der Ausbreitung des neuartigen 
Coronavirus SARS-CoV-2 sind zu beachten. Das Dienstgebäude darf mit respiratori-
schen, grippeähnliche und/oder Erkältungssymptomen nicht betreten werden.

Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage des § 3 des  
Baugesetzbuchs in Verbindung mit Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e der Datenschutz- 
Grundverordnung und des Berliner Datenschutzgesetzes. Geben Sie Ihre Stellung-
nahme ohne Absenderangaben ab, erhalten Sie keine Mitteilung über das Ergebnis 
der Prüfung Ihrer Stellungnahme. Weitere Informationen entnehmen Sie bitte der 
„Information über die Datenverarbeitung im Bereich Bebauungsplanverfahren“, die 
mit ausliegt.

http://www.mein.berlin.de/projects 
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Geltungsbereich Bebauungsplan 9-15a

Quelle: Geoportal Berlin/Bearbeitung WISTA.Plan GmbH

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen

Auslegung des Planes im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens  
für das Bauvorhaben „Ersatzneubau Lichtenberger Brücken:  

Eisenbahnüberführungen Kreuzungsbauwerk Kietz und Nöldnerstraße 
Bahn-km 0,650 bis 1,500 Strecke 6140  

Berlin Frankfurter Allee - Berlin-Rummelsburg“

Bekanntmachung vom 23. April 2021

StadtWohn GR B 1

Telefon: 90139-4134 oder 90139-3000, intern 9139-4134

Gemäß § 18a des Allgemeinen Eisenbahngesetzes (AEG) in Verbindung mit § 73 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) macht das Land Berlin auf Veranlas-
sung des Eisenbahn-Bundesamtes, Außenstelle Berlin folgendes bekannt:

Das Eisenbahn-Bundesamt führt auf Antrag der DB Netz AG, Regionalbereich Ost, 
Granitzstraße 55-56, 13189 Berlin, vom 10. August 2020 und vom 23. Februar 2021 
für das genannte Bauvorhaben das Anhörungsverfahren nach § 18a des Allgemeinen 
Eisenbahngesetzes (AEG) in Verbindung mit § 73 des Verwaltungsverfahrensge-
setzes (VwVfG) durch. Für das Bauvorhaben einschließlich der landschaftspflege
rischen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen werden Grundstücke im Bezirk  
Lichtenberg von Berlin beansprucht. Für das Vorhaben wurde mit verfahrensleitender 
Verfügung vom 18. März 2021 festgestellt, dass nach §§ 5 ff. des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) keine Verpflichtung zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht.

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen den Ersatzneubau der Eisenbahn- 
überführung Kreuzungsbauwerk Kietz bei km 1,090 und der Eisenbahnüberführung  
Nöldnerstraße bei km 1,212 der Eisenbahnstrecke Nummer 6140  
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Berlin Frankfurter Allee - Berlin-Rummelsburg. Damit verbunden sind Änderungen 
des Bahndammes einschließlich des Neubaus von Stützwänden, die Errichtung einer 
westseitigen Lärmschutzwand sowie die Anpassung des Oberbaus, der Stromversor-
gungsanlagen einschließlich Oberleitung, der Leit- und Sicherungstechnik und der 
Telekommunikationsanlagen im Planungsabschnitt.

Der Plan (Zeichnungen und Erläuterungen) kann nur nach telefonischer Terminver-
gabe unter den Telefonnummern: 030 90296-6112/6469/6491 in der Zeit 

vom 26. April 2021 bis einschließlich 26. Mai 2021
montags bis mittwochs von 8.30 bis 16.30 Uhr, donnerstags von 8.30 bis 18 Uhr,  
freitags von 8.30 bis 15 Uhr, beim Bezirksamt Lichtenberg von Berlin (Adresse:  
Alt-Friedrichsfelde 60, 10315 Berlin, Raum 2.1207) eingesehen werden.

Die geltenden Schutzmaßnahmen zur Eindämmung der Ausbreitung des neuartigen 
Coronavirus SARS-Covid-2 werden eingehalten. Die vor Ort gemachten Hinweise 
sind zu beachten. Im Dienstgebäude besteht die Pflicht zum Tragen einer medizini-
schen Schutzmaske.

Diese Bekanntmachung sowie die zur Einsicht ausgelegten Planunterlagen sind 
zusätzlich vom 26. April 2021 bis 26. Mai 2021 auch auf der Internetseite

https://www.eba.bund.de/SiteGlobals/Forms/Suche/Planfeststellungsverfahren/Plan-
feststellungsverfahren_Formular.html?nn=3025292

einsehbar.

1.	 Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann gemäß § 73  
Absatz 4 VwVfG bis zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist - bis ein-
schließlich 9. Juni 2021 - beim Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Berlin, 
Steglitzer Damm 117, 12169 Berlin (Geschäftszeichen: 51137-511ppü/022-
2301#005), oder bei dem oben genannten Bezirksamt von Berlin schriftlich oder 
mündlich zur Niederschrift Einwendungen gegen den Plan erheben.

Nach Ablauf der genannten Frist sind Einwendungen, die nicht auf besonderen 
privatrechtlichen Titeln beruhen, ausgeschlossen (§ 18 Absatz 1 Satz 3 AEG in 
Verbindung mit § 73 Absatz 4 Satz 3 VwVfG). Einwendungen und Stellungnah-
men der Vereinigungen sind nach Ablauf dieser Frist ebenfalls ausgeschlossen  
(§ 73 Absatz 4 Satz 5 VwVfG).

Es wird darauf hingewiesen, dass keine Eingangsbestätigung erfolgt.

2.	 Diese ortsübliche Bekanntmachung dient auch der Benachrichtigung der aner-
kannten Vereinigungen nach § 73 Absatz 4 Satz 5 VwVfG von der Auslegung des 
Plans.

3.	 Das Eisenbahn-Bundesamt kann auf eine Erörterung der rechtzeitig erhobenen 
Stellungnahmen und Einwendungen verzichten (§ 18a Nummer 1 AEG). Findet 
ein Erörterungstermin statt, wird er ortsüblich bekannt gemacht. Ferner werden 
diejenigen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen abgege-
ben haben, von dem Termin gesondert benachrichtigt. Sind mehr als 50 Benach-
richtigungen vorzunehmen, so können diese durch öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt werden.

Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung 
ist durch eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten des Eisen-
bahn-Bundesamtes zu geben ist. Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörte-
rungstermin kann auch ohne ihn verhandelt werden. Das Anhörungsverfahren ist 
mit Abschluss des Erörterungstermins beendet. Der Erörterungstermin ist nicht 
öffentlich.

4.	 Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von Einwendungen oder 
Abgabe von Stellungnahmen, Teilnahme am Erörterungstermin oder Vertreterbe-
stellung entstehende Kosten werden nicht erstattet.

5.	 Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfeststellung dem 
Grunde nach zu entscheiden ist, werden nicht in dem Erörterungstermin, sondern 
in einem gesonderten Entschädigungsverfahren behandelt.

6.	 Über die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss des Anhö-
rungsverfahrens durch das Eisenbahn-Bundesamt entschieden. Die Zustellung 
der Entscheidung (Planfeststellungsbeschluss) an die Einwender und anerkann-
ten Vereinigungen nach § 73 Absatz 4 Satz 5 VwVfG kann durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen 
sind.

https://www.eba.bund.de/SiteGlobals/Forms/Suche/Planfeststellungsverfahren/Planfeststellungsverfahren_Formular.html?nn=3025292
https://www.eba.bund.de/SiteGlobals/Forms/Suche/Planfeststellungsverfahren/Planfeststellungsverfahren_Formular.html?nn=3025292


Veröffentlichungen

ABl. Nr. 16 / 23. April 2021  1229

7.	 Mit Beginn der Auslegung des Planes tritt die Veränderungssperre nach § 19 
Absatz 1 AEG in Kraft. Darüber hinaus steht ab diesem Zeitpunkt dem Träger 
des Vorhabens ein Vorkaufsrecht an den vom Plan betroffenen Flächen zu (§ 19 
Absatz 3 AEG).

8.	 Nähere Hinweise zum Datenschutz in Planfeststellungsverfahren siehe unter:

https://www.eba.bund.de/DE/Themen/Planfeststellung/Anhoerung/Datenschutz/
datenschutz_node.html

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen

Ausführungsvorschriften über die Grenzvermessungen 
(AV Grenzvermessung) 

- Berichtigung -

Bekanntmachung vom 21. April 2021

StadtWohn III A

Telefon: 90139-5190 oder 90139-3000, intern 9139-5190

Nummer 1 Absatz 4 und Nummer 3.3 Absatz 2 der Bekanntmachung vom 25. März 
2021 (ABl. S. 1097) werden wie folgt teilweise berichtigt:

1 - Grundsätze
[...]

(4) Die Verzeichnisse und das amtliche Kartenwerk (Flurkarte) nach § 15 Absatz 1 
Satz 1 VermGBln werden durch das Amtliche Liegenschaftskatasterinformationssys-
tem Berlin (ALKIS Berlin) repräsentiert. Die zur Durchführung einer Grenzvermes-
sung notwendigen, in das Liegenschaftskataster übernommenen Katasterunterlagen 
nach § 15 Absatz 1 Satz 2 VermGBln sowie weitere Unterlagen werden über die 
Anwendung Katasterunterlagen Online (KUNO) als digitale Kopien bereitgestellt. 
Der Abruf der digitalen Daten erfolgt über die Anwendung Geobasisdaten Online 
(GEON). ALKIS Berlin, KUNO und GEON sind automatisierte Datenverarbeitungsver-
fahren im Sinne des § 15 Absatz 4 VermGBln und die automatisierten Verfahren auf 
Abruf im Sinne des § 17a VermGBln.

[...]

3.3 - Mitteilung des Vermessungstermins, Betreten der Grundstücke
[...]

(2) Bei Wohnungseigentümergemeinschaften nach dem Gesetz über das Wohnungs-
eigentum und das Dauerwohnrecht (Wohnungseigentumsgesetz - WEG) soll die 
Mitteilung an eine nach § 27 WEG als Verwalterin oder Verwalter bestellte Person 
gerichtet werden, wobei die Mitteilung mit der Angabe der konkreten Befugnis zu 
versehen ist.

[...]

https://www.eba.bund.de/DE/Themen/Planfeststellung/Anhoerung/Datenschutz/datenschutz_node.html
https://www.eba.bund.de/DE/Themen/Planfeststellung/Anhoerung/Datenschutz/datenschutz_node.html
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Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz

Ausführungsvorschriften  
zu § 7 des Berliner Straßengesetzes  

hinsichtlich der Richtlinie zur Vergütung für die statische und  
konstruktive Prüfung von Ingenieurbauwerken für Verkehrsanlagen 

(Außerkraftsetzen RVP 2016)

Bekanntmachung vom 13. April 2021

UVK IV D 41

Telefon: 9025-1438 oder 9025-0, intern 925-1438

Auf Grund des § 27 Absatz 3 des Berliner Straßengesetzes vom 13. Juli 1999 (GVBl. 
S. 380), das zuletzt durch Artikel 27 des Gesetzes vom 12. Oktober 2020 (GVBl. S. 
807) geändert worden ist, wird bestimmt:

1.	 Die „Ausführungsvorschriften zu § 7 des Berliner Straßengesetzes für die 
Richtlinie zur Ermittlung der Vergütung für die statische und konstruktive 
Prüfung von Ingenieurbauwerken für Verkehrsanlagen“ vom 8. Mai 2017 
(ABl. S. 2456) sind mit Ablauf des 22. April 2021 nicht mehr anzuwenden.

Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz

Verwaltungsinterne Anweisungen  
hinsichtlich der Richtlinie zur Ermittlung der Vergütung  

für die statische und konstruktive Prüfung  
von Ingenieurbauwerken für Verkehrsanlagen  

(Einführung RVP 2019)

Bekanntmachung vom 13. April 2021

UVK IV D 41

Telefon: 9025-1438 oder 9025-0, intern 925-1438

Es wird für alle Ingenieurbauwerke, für welche das Land Berlin Träger der Baulast ist, 
folgendes bestimmt:

1.	 Die Richtlinie zur Ermittlung der Vergütung für die statische und konstruk-
tive Prüfung von Ingenieurbauwerken für Verkehrsanlagen (RVP)/Ausgabe 
2019 gilt verbindlich für den Geschäftsbereich der Brücken- beziehungsweise 
Ingenieurbauwerke, für die Berlin Träger der Baulast ist. Bei einschlägigen Verträ-
gen ist sie anzuwenden und zum Vertragsbestandteil zu machen.

2.	 Für Leistungen der Nachrechnung bestehender Ingenieurbauwerke ist in der 
Regel eine Vergütung nach Abschnitt 7. Zeitaufwand zu vereinbaren.

3.	 Abweichungen von diesen verwaltungsinternen Anweisungen bedürfen der 
Zustimmung der für den Straßenbau zuständigen Senatsverwaltung.

4.	 Diese verwaltungsinternen Anweisungen treten am 23. April 2021 in Kraft.  
Sie treten mit Ablauf des 22. April 2026 außer Kraft.
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Landesamt für Gesundheit und Soziales Berlin

Allgemeinverfügung  
des Landesamtes für Gesundheit und Soziales Berlin  
zum Abpacken, Kennzeichnen und Inverkehrbringen  

des Fertigarzneimittels Vaxzevria® durch definierte Betriebsstätten  
von Arzneimittelgroßhandelsbetrieben  

und durch öffentliche Apotheken in Berlin

Bekanntmachung vom 16. April 2021

LAGeSo IV F/IV B

Telefon: 90229-2322/2330 oder 90229-0, intern 9229-2322/2330

Das Landesamt für Gesundheit und Soziales Berlin als zuständige Behörde für den 
Vollzug des Arzneimittelgesetzes (AMG) im Land Berlin gestattet den

hier genannten Arzneimittelgroßhandelsbetrieben

	● Alliance Healthcare Deutschland AG, Neues Ufer 13-18, 10553 Berlin 

	● GEHE Pharma Handel GmbH, Marzahner Straße 19, 13053 Berlin 

	● PHOENIX Pharmahandel GmbH & Co. KG, Lengeder Straße 42, 13407 Berlin

und den öffentlichen Apotheken
in Berlin

gemäß § 4 Absatz 3 der Verordnung zur Sicherstellung der Versorgung der Bevölke-
rung mit Produkten des medizinischen Bedarfs bei der durch das Coronavirus SARS-
CoV-2 verursachten Epidemie (MedBVSV) das Abpacken und Kennzeichnen auf 
Ebene der Sekundärverpackung sowie das Inverkehrbringen des Fertigarznei-
mittels Vaxzevria® des pharmazeutischen Unternehmers AstraZeneca, auch 
wenn dieses abweichend von §§ 13 bis 15 sowie § 19 AMG oder §§ 3, 4, 11, 15, 
16 und 17 der Arzneimittel- und Wirkstoffherstellungsverordnung (AMWHV) 
erfolgt.
Diese Ausnahme gilt unter der Voraussetzung, dass Qualität, Wirksamkeit und Unbe-
denklichkeit der hergestellten Arzneimittel gewährleistet sind.

Für Arzneimittelgroßhandelsbetriebe hat das Paul-Ehrlich-Institut als zuständige 
Bundesoberbehörde im Sinne des § 4 Absatz 3 MedBVSV mit Erlass vom 15. April 
2021 festgestellt, dass diese Ausnahme zur Sicherstellung der flächendeckenden 
Versorgung der Bevölkerung mit Vaxzevria® erforderlich ist und die Qualität, Wirk-
samkeit und Unbedenklichkeit der herzustellenden Arzneimittel bei Einhaltung der 
Prozessbeschreibung vom 15. April 2021 (Version 1.4) „Warenannahme, Lagerung, 
Kommissionierung von Teilmengen des Arzneimittels Vaxzevria® des pharmazeuti-
schen Unternehmers AstraZeneca im Arzneimittelgroßhandel und die Auslieferung an 
Apotheken“ gewährleistet sind.

Für Apotheken hat das Paul-Ehrlich-Institut als zuständige Bundesoberbehörde im 
Sinne des § 4 Absatz 3 MedBVSV mit Erlass vom 12. April 2021 festgestellt, dass 
diese Ausnahme zur Sicherstellung der flächendeckenden Versorgung der Bevölke-
rung mit Vaxzevria® erforderlich ist und die Qualität, Wirksamkeit und Unbedenklich-
keit der herzustellenden Arzneimittel bei Einhaltung der Prozessbeschreibung der 
Bundesvereinigung Deutscher Apothekerverbände (ABDA) „Umgang mit COVID-19- 
Impfstoff von AstraZeneca in der Apotheke“ (Stand: 15. April 2021) gewährleistet 
sind.

Die in den Erlassen des Paul-Ehrlich-Instituts genannten Prozessbeschreibun-
gen für Arzneimittelgroßhandelsbetriebe und Apotheken sind einzuhalten und 
in das jeweilige eigene Qualitätssicherungssystem zu implementieren.
Diese Allgemeinverfügung gilt bis zum 30. September 2021 und kann ganz oder 
teilweise jederzeit widerrufen werden. Sie gilt am Tag nach ihrer Verkündung im 
Amtsblatt für Berlin als bekanntgegeben.
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Zahnärztekammer Berlin

Nachrückender Delegierter

Bekanntmachung vom 15. April 2021

Telefon: 34808-130 oder 34808-0

Da Herr Dr. Karsten Heegewaldt, Kottbusser Damm 95, 10967 Berlin, sein Amt als 
Delegierter am 12. März 2021 niedergelegt hat, rückt

Herr Dr. Ingo Rellermeier
Kottbusser Damm 95, 10967 Berlin, mit sofortiger Wirkung als Delegierter in die 
Delegiertenversammlung der 16. Amtsperiode 2021 bis 2025 nach.

Zahnärztekammer Berlin

Nachrückender Delegierter

Bekanntmachung vom 15. April 2021

Telefon: 34808-130 oder 34808-0

Da Herr Dr. Franz-Josef Cwiertnia, Hindenburgdamm 114, 12203 Berlin, sein Amt 
als Delegierter am 15. März 2021 niedergelegt hat, rückt

Herr Dr. Markus Roggensack
Ernststraße 4, 13509 Berlin, mit sofortiger Wirkung als Delegierter in die Delegierten-
versammlung der 16. Amtsperiode 2021 bis 2025 nach.
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Bezirksämter

Charlottenburg-Wilmersdorf

Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung  
über die Anordnung der Aufstallung von Geflügel zum Schutz  
gegen die Geflügelpest im Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf 

Bekanntmachung vom 15. April 2021

Ord C1 AV/2021-02

Telefon: 9029-18402 oder 9029-10, intern 929-18402

Aufgrund des § 13 Absatz 1 der Verordnung zum Schutz gegen die Geflügelpest 
(Geflügelpest-Verordnung) werden zur Vermeidung der Einschleppung und Ver-
schleppung des hochpathogenen aviären Influenzavirus (Geflügelpest) hiermit nach-
stehende Maßnahmen bekannt gegeben und verfügt:

I.	 Alle Halterinnen und Halter von Geflügel im gesamten Gebiet des Bezirkes  
Charlottenburg-Wilmersdorf haben mit sofortiger Wirkung Hühner, Truthühner, 
Perlhühner, Rebhühner, Fasane, Laufvögel, Wachteln, Enten und Gänse, die in 
Gefangenschaft aufgezogen oder gehalten werden (Geflügel), ausschließlich

1.	 in geschlossenen Ställen

oder

2.	 unter einer Vorrichtung, die aus einer überstehenden, nach oben gegen Ein-
träge gesicherten dichten Abdeckung und mit einer gegen das Eindringen von 
Wildvögeln gesicherten Seitenbegrenzung bestehen muss (Schutzvorrich-
tung, Voliere) zu halten.

II.	 Die sofortige Vollziehung der unter I. getroffenen Anordnungen dieser Allgemein-
verfügung wird im öffentlichen Interesse angeordnet.

III.	 Diese Allgemeinverfügung gilt am Tage nach der ortsüblichen Bekanntmachung 
als bekannt gegeben.

IV.	 Diese Allgemeinverfügung ist bis zum 15. Mai 2021 befristet.

V.	 Für diese Allgemeinverfügung werden keine Kosten erhoben.

Begründung
Zu I.

Die Zuständigkeit für den Erlass dieser Allgemeinverfügung ergibt sich aus Nummer 
16a Absatz 4 der Anlage zu § 2 Absatz 4 Satz 1 des Allgemeinen Sicherheits-  
und Ordnungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Oktober 2006 
(GVBl. S. 930), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17. Dezember 2020 
(GVBl. S. 1485) geändert worden ist.

Diese Allgemeinverfügung über die Anordnung der Aufstallung von Geflügel basiert 
auf § 13 Absatz 1 der Verordnung zum Schutz gegen die Geflügelpest - Geflügel-
pest-Verordnung (GPVO) vom 15. Oktober 2018 (BGBl. I S. 1665) in Verbindung mit 
einer Risikobewertung nach Maßgabe des § 13 Absatz 2 GPVO.

Der Risikobewertung wurde folgendes zugrunde gelegt: Seit Oktober 2020 wird 
ein verstärktes Auftreten von hochpathogener aviärer Influenza (Geflügelpest) bei 
Wildvögeln in Deutschland festgestellt. Das Seuchengeschehen geht mit einer hohen 
Krankheits- und Todesrate besonders bei Wasser- und Greifvögeln einher. Die an-
fänglich lokale Ausbreitung an der Nord- und Ostseeküstenregion ist einer ubiquitä-
ren Verteilung des Ausbruchsgeschehens über nahezu alle Bundesländer gewichen. 
In Deutschland sind seit dem 30. Oktober 2020 über 1180 HPAIV H5-Fälle bei Wild-
vögeln (ein Ausbruch umfasst zum Teil mehrere Wildvögel) sowie 250 Ausbrüche bei 
gehaltenen Vögeln festgestellt worden (Stand: 13. April 2021). Dies stellt im Vergleich 
zu den Zahlen von Anfang März einen deutlichen Anstieg dar. Außerdem meldeten 
25 europäische Länder Wildvogelfälle (766) beziehungsweise Ausbrüche von HPAIV 
des Subtyps H5 bei Hausgeflügel (659) (Stand: 25. März 2021).
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Das Land Brandenburg verzeichnet am 13. April 2021 im Tierseuchennachrichten-
system (TSN) 63 Ausbrüche bei Wildvögeln und elf Ausbrüche bei Geflügelhaltun-
gen, wobei zum Teil auch Bestände mit mehreren Tausend Tieren betroffen waren. 
Nahezu alle benachbarten Landkreise zu Berlin sind von Ausbrüchen betroffen.

In Berlin wurde der Geflügelpesterreger vom Subtyp H5N8 erstmals am 21. Novem- 
ber 2020 bei einem Wildvogel im Bezirk Steglitz-Zehlendorf amtlich festgestellt.  
Insgesamt erfolgten seitdem 18 Feststellungen bei Wildvögeln in den Bezirken  
Treptow-Köpenick, Friedrichshain-Kreuzberg, Charlottenburg-Wilmersdorf,  
Reinickendorf, Pankow, Spandau, Neukölln und Steglitz-Zehlendorf.

Ebenfalls am 2. März 2021 kam es zur Feststellung des ersten Ausbruchs von HPAI 
H5N8 in einem privaten Hausgeflügelbestand im Bezirk Treptow-Köpenick. Alle Tiere 
sind innerhalb kurzer Zeit unter einer schweren Durchfallsymptomatik verendet. 
Die Anordnung und Kontrolle tierseuchenrechtlicher Maßnahmen, sowie die Durch-
führung epidemiologischer Ermittlungen stellten für die betroffenen VetLeb einen 
besonderen personellen Kraftakt dar. Die Restriktionszonen sind seit dem 2. April 
2021 aufgehoben.

Der Herkunftsbetrieb der Hühner des Ausbruchsbestands im Land Brandenburg 
konnte nicht als Ursprung des Ausbruchs identifiziert werden, so dass von hier inso-
fern das Virusvorkommen bei Wildvögeln als wahrscheinliche Einschleppungsursa-
che angesehen wird.

Das Land Berlin stellt aufgrund des Gewässerreichtums einen attraktiven Aufent-
haltsort für standorttreue und ziehende Wasservögel dar. Durch den einsetzenden 
Frühjahrs-Vogelzug sind die Dichte der Vogelpopulationen und damit die Wildvogel- 
bewegungen in den Rastgebieten derzeit besonders hoch. Dabei werden auch 
Berliner Landesflächen aufgesucht. Diese Bedingungen begünstigen die Virus-
übertragung und -ausbreitung zwischen ziehenden und standorttreuen Wildvögeln. 
Tote infizierte Wildvögel werden wiederum von Aasfressern wie Greifvögeln und 
Rabenvögeln aufgenommen, die zu einer weiteren Virusverbreitung innerhalb ihres 
Bewegungsradius beitragen. Damit steigt auch das Risiko von Eintragungswegen in 
Geflügelbestände, die nicht unmittelbar in Gewässernähe lokalisiert sind.

Diese Gesamtlage weist zusammengenommen darauf hin, dass sich das Virus 
weiterhin überregional und auch in der gesamten Berliner Landesfläche ausbreitet 
und es jederzeit zu weiteren Fällen in der Wildvogelpopulation kommen kann, die das 
Risiko der Einschleppung in Hausgeflügelbestände erhöhen. Angesichts der Tatsa-
che, dass in Vergangenheit einige markante Totfunde nicht der Tierseuchendiagnos-
tik zugeführt werden konnten, ist zu befürchten, dass der Erreger unerkannt auch 
in weiteren Bezirken zirkulieren könnte. Zusätzlich ist für die vergleichsweise kleine 
Landesfläche Berlins epidemiologisch bedeutsam, dass infizierte Wildvögel vor ihrem 
Verenden das Geflügelpestvirus beim Standortwechsel durch Einflug in mehrere 
Geflügelbestände einzutragen vermögen. Bezirksgrenzen werden dabei in der Regel 
nicht beachtet.

Strukturell sind im Land Berlin vor allem kleine und mittlere Bestandsgrößen in 
Freilandhaltungen verortet, die einer besonderen Gefährdung unterliegen. Auch im 
überregionalen Seuchengeschehen sind kleine Hausgeflügelbestände derzeit häufi-
ger betroffen.

Hühnervögel und Puten sind noch empfänglicher für das Virus als Wasservögel, so 
dass schon der Eintrag einer sehr geringen Virusmenge zu einem Seuchenausbruch 
führen kann. Das Friedrich-Loeffler-Institut geht in seiner aktuellen Risikobewertung 
vom 25. März 2021 aufgrund der Ausbreitung des hochpathogenen aviären Influen-
zavirus H5N8 in Wasservogelpopulationen in Deutschland nach wie vor von einem 
hohen Eintragsrisiko in Nutzgeflügelhaltungen und Vogelbestände in zoologischen 
Einrichtungen durch direkte und indirekte Kontakte zu Wildvögeln aus. Aufgrund 
eines schweren Ausbruchsgeschehens in mehreren Bundesländern im Zusammen-
hang mit dem mobilen Geflügelhandel wird in diesem Zusammenhang ebenfalls zu 
äußerster Vorsicht gemahnt.

Am 15. März 2021 berichtete das Vereinigte Königreich über HPAIV H5N8-Nach-
weise bei einem Fuchs (Vulpes vulpes), vier Seehunden (Phoca vitulina) und einer 
Kegelrobbe (Halichoerus grypus), die bereits im Dezember untersucht worden waren. 
Die Säugetiere zeigten pathomorphologische Veränderungen, die auf eine akute sys-
temische virale Infektion schließen ließ. Ein Sequenzvergleich des Virus zeigte eine 
nahezu identische Verwandtschaft mit den Viren von Höckerschwänen, die krank in 
eine Wildtier-Auffangstation verbracht worden waren, in die auch die untersuchten 
Säugetiere aufgenommen wurden und dort eine Woche nach dem Tod der Schwäne 
verstarben.
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Am 17. Februar 2021 wurde mitgeteilt, dass sich bereits im Dezember letzten Jahres 
sieben Mitarbeiter einer Geflügelfarm in Russland mit dem Geflügelpestvirus vom 
Subtyp H5N8 infiziert haben. Auch wenn nicht von relevanten gesundheitlichen Be-
einträchtigungen berichtet wurde, ist zu beachten, dass die dem Erreger eigene Ten-
denz der antigenetischen Drift zu einer Verstärkung des zoonotischen Potentials und 
somit der humanen Gefährdung beitragen kann. In einem urbanen Bundesland wie 
Berlin sollten insoweit im Sinne des gesundheitlichen Verbraucherschutzes weitere 
Passagen durch empfängliches Hausgeflügel mit massenhaften Ausscheidungen von 
HPAIV H5N8 verbunden mit Humankontakt dringend vermieden werden.

Auch ein eventuelles Übergreifen der Infektion über infiziertes Hausgeflügel auf  
weitere Wildreservoire (Füchse) ist zu verhindern.

Unter Berücksichtigung der Gesamtlage ist die Anordnung der vorsorglichen, flächen-
deckenden Aufstallung als Mindestmaßnahme zur Verhinderung des Eintrags des 
Erregers von der Wildvogelpopulation in weitere Hausgeflügelbestände weiterhin als 
erforderlich anzusehen. Der Vogelzug ist noch nicht ganz abgeschlossen, und der 
Erreger zirkuliert nun auch in standorttreuen Vögeln (Schwäne, Greifvögel).

Ein milderes Mittel zur Verhinderung eines Geflügelpestausbruchs bei Hausgeflügel 
steht derzeit nicht zur Verfügung. Die Aufstallung ist auch zumutbar, da dem Geflügel 
in entsprechenden Schutzvorrichtungen ein Mindestmaß an Auslauf zur Verfügung 
gestellt werden kann. Nicht zuletzt mussten Geflügelhalter aus den Erfahrungen der 
vergangenen Jahre jederzeit damit rechnen, dass mit Einsetzen des Vogelzugs eine 
Anordnung der Aufstallung erforderlich werden kann.

Die Aufstallungsanordnung kann aufgrund der mit steigenden Temperaturen abseh-
bar abflachenden Infektionskurve erneut befristet werden. Nach einer wiederholten 
Risikobewertung kann die Aufstallung bei anhaltender Gefährdungslage gegebenen-
falls verlängert werden.

Zu II.

Die sofortige Vollziehbarkeit der Nummer I dieser Allgemeinverfügung wurde nach  
§ 80 Absatz 2 Nummer 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) vom 19. März 
1991 (BGBl. I S. 686) in geltender Fassung im überwiegenden öffentlichen Interesse 
angeordnet. Eine Klage gegen diese Tierseuchenverfügung hat damit keine auf-
schiebende Wirkung. Ein besonderes öffentliches Interesse für die Anordnung der 
sofortigen Vollziehung ist hier gegeben, weil durch eine Einschleppung der aviären 
Influenza durch Wildvögel in Hausgeflügelbestände und eine Verschleppung die 
Gefahr von tiergesundheitlichen wie auch von wirtschaftlichen Schäden erheblich 
wäre und deshalb sofort zu unterbinden ist. Eine effektive Tierseuchenprävention 
zum Schutz hoher Rechtsgüter erfordert hier ein Zurückstehen der Individualinteres-
sen von betroffenen Geflügelhalterinnen und -haltern am Eintritt der aufschiebenden 
Wirkung eines Rechtsbehelfs. Das öffentliche Interesse an umgehenden Maßnah-
men zum Schutz gegen eine Einschleppung und Weiterverbreitung der Geflügelpest 
überwiegt.

Zu III.

Diese Anordnung gilt gemäß § 41 Absatz 4 Satz 4 des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes (VwVfG) vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102) in der jeweils geltenden Fassung 
in Verbindung mit § 1 des Gesetzes über das Verfahren in der Berliner Verwaltung 
(VwVfGBln) vom 21. April 2016 (GVBl. S. 218) in der jeweils geltenden Fassung an 
dem auf die öffentliche Bekanntmachung folgenden Tag als bekannt gegeben.

Gemäß § 41 Absatz 4 Satz 1 des VwVfG in Verbindung mit § 1 VwVfGBln wird hier-
mit nur der verfügende Teil der Allgemeinverfügung bekannt gemacht.

Zu IV.

Aus den vergangenen Seuchenzügen der Geflügelpest ist eine Saisonalität der 
Infektion abzulesen. Um einen gegebenenfalls nachlassendem Infektionsdruck in den 
weiteren Aufstallungsmaßnahmen wirksam zu berücksichtigen, soll am 15. Mai 2021 
eine erneute Risikobewertung erfolgen.

Zu V.

Die Kostenentscheidung beruht auf dem Gesetz über Gebühren und Beträge vom 
22. Mai 1957 (GVBl. S. 516) in geltender Fassung.

§ 2 Verwaltungsgebühren: Gebührenfrei sind (…) solche Amtshandlungen, die über-
wiegend im öffentlichen Interesse vorgenommen werden.
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Hinweise zur Registrierung von Geflügelhaltungen und zur Biosicherheit:

	● Alle Geflügelhaltungen sind unter Angabe des Namens sowie der Anschrift 
der Geflügelhaltung sowie der Anzahl und der Art der Tiere der örtlich zustän-
digen Veterinäraufsicht anzuzeigen, sofern dies noch nicht erfolgt ist.

	● Das Geflügel darf nur an für Wildvögel unzugänglichen Stellen gefüttert  
werden.

	● Zum Tränken des Geflügels darf kein Oberflächenwasser verwendet werden, 
zu dem Wildvögel Zugang haben.

	● Futter, Einstreu und sonstige Gegenstände, mit denen das Geflügel in Be-
rührung kommen kann, muss so aufbewahrt werden, dass es für Wildvögel 
unzugänglich ist.

	● Treten innerhalb von 24 Stunden in einer Geflügelhaltung Verluste von min-
destens drei Tieren auf oder kommt es zu einer Abnahme der üblichen Lege-
leistung oder der durchschnittlichen Gewichtszunahme von jeweils mehr als  
5 %, so hat der Tierhalter unverzüglich durch einen Tierarzt das Vorliegen 
einer Infektion mit dem hochpathogenen oder niedrigpathogenen aviären 
Influenzavirus durch geeignete Untersuchungen ausschließen zu lassen.

	● Auf das auf der Internetseite des Bezirksamtes Charlottenburg-Wilmersdorf 
von Berlin veröffentlichte Merkblatt für Tierhalterinnen und Tierhalter von  
Hobby- und Kleingeflügelhaltungen zu Hygiene- und Sicherheitsmaßnahmen 
zur Verhinderung der Übertragung der Geflügelpest (Stand: Januar 2021) so-
wie auf weitere dort veröffentlichte allgemeine Informationen zur Geflügelpest 
wird ausdrücklich verwiesen. 

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Allgemeinverfügung ist der Widerspruch zulässig. Er ist innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe dieses Bescheides beim Bezirksamt Charlottenburg- 
Wilmersdorf von Berlin, Abteilung Bürgerdienste, Wirtschafts- und Ordnungsangele-
genheiten, Fachbereich Veterinär- und Lebensmittelaufsicht, 10617 Berlin (Postan-
schrift), zu erheben.

Nähere Auskünfte sind erhältlich unter folgenden Telefonnummern:

030 9029-18407/18408/1842

Friedrichshain-Kreuzberg

Bekanntgabe einer Einziehung

Bekanntmachung vom 15. April 2021

SGA III D 5

Telefon: 90298-8049 oder 90298-0, intern 9298-8049

Mit Verfügung vom 29. März 2021 hat das Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg 
von Berlin, die Einziehung des privaten Flurstückes 234 der Flur 25 der Gemar-
kung Friedrichshain, Lagebezeichnung: An der Ostbahn, gemäß § 4 des Berliner 
Straßengesetzes vom 13. Juli 1999 (GVBl. S. 380) das zuletzt durch Artikel 27 des 
Gesetzes vom 12. Oktober 2020 (GVBl. S. 807) geändert worden ist, als öffentliches 
Straßenland eingezogen.

Die Fläche ist für die Abwicklung des öffentlichen Verkehrs entbehrlich und kann 
daher eingezogen werden.

Die Einziehung gilt zwei Wochen nach Erscheinen des Amtsblattes für Berlin als 
bekannt gegeben.

Die Einziehungsunterlagen können bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist von Montag 
bis Freitag in der Zeit von 9 bis 12 Uhr, darüber hinaus nach vorheriger telefonischer 
Vereinbarung, beim Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin, Abteilung 
Familie, Personal, Diversity, Straßen- und Grünflächenamt, Fachbereich Öffentlicher 
Raum , Zimmer 3109, Yorckstraße 4-11, 10965 Berlin, eingesehen werden.
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Gegen diese Verfügung ist der Widerspruch zulässig. Er ist innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der oben genannten Behörde 
zu erheben. Es wird darauf hingewiesen, dass bei schriftlicher Einlegung des Wider-
spruchs die Widerspruchsfrist nur dann gewahrt ist, wenn der Widerspruch innerhalb 
dieser Frist eingegangen ist.

Friedrichshain-Kreuzberg

Bekanntgabe einer Umbenennung

Bekanntmachung vom 15. April 2021

SGA III D 5

Telefon: 90298-8049 oder 90298-0, intern 9298-8049

Gemäß dem Beschluss der Bezirksverordnetenversammlung, DS/1436/V, des  
Bezirksamtes Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin vom 9. Dezember 2020 wird hier-
mit die Umbenennung, der im Ortsteil Kreuzberg gelegenen öffentlich gewidmeten 
Platzfläche Heinrichplatzy, Flurstück 346 der Flur 197 der Gemarkung Kreuzberg in 

Rio-Reiser-Platz 
ausgesprochen.

Die Benennung erfolgt zur Sicherstellung ausreichender Orientierungsmöglichkeit 
gemäß § 5 des Berliner Straßengesetzes (BerlStrG) vom 13. Juli 1999 (GVBl. S. 
380), das zuletzt durch Artikel 27 des Gesetzes vom 12. Oktober 2020 (GVBl. S. 807) 
geändert worden ist.

Die statistische Schlüsselnummer lautet: 11291.
Die Unterlagen über die Benennung können von Montag bis Freitag in der Zeit von  
9 bis 12 Uhr, darüber hinaus nach vorheriger telefonischer Vereinbarung bei nachste-
hend genannter Dienststelle eingesehen werden.

Die Benennung gilt zwei Wochen nach Erscheinen des Amtsblattes für Berlin als 
bekannt gegeben. Gegen die Benennungsverfügung ist der Widerspruch zulässig.  
Er ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Veröffentlichung schriftlich oder 
zur Niederschrift beim Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin, Abteilung, 
Familie, Personal, Diversity, Straßen- und Grünflächenamt, Fachbereich Öffentlicher 
Raum , Zimmer 3109, Yorckstraße 4-11, 10965 Berlin, Postanschrift: Postfach:  
35 07 01, 10216 Berlin, zu erheben. Es wird darauf hingewiesen, dass bei schriftli-
cher Einlegung des Widerspruchs die Widerspruchsfrist nur dann gewahrt ist, wenn 
der Widerspruch innerhalb dieser Frist eingegangen ist.

Friedrichshain-Kreuzberg

Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung  
zur Anordnung der Aufstallung von Geflügel in Risikogebieten

Bekanntmachung vom 15. April 2021

Ord VetLeb 1

Telefon: 90298-8700/2246 oder 90298-0, intern 9298-8700/2246

Aufgrund § 2 Absatz 4 des Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetzes in 
Verbindung mit Nummer 16a Absatz 4 der Anlage § 13 der Geflügelpest-Verordnung 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2018 (BGBl. I S. 1665, 2664) 
und § 80 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 und 4 der Verwaltungsgerichtsordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686) in der jeweils 
geltenden Fassung wird zur Vermeidung der Einschleppung und Verschleppung des 
hochpathogenen aviären Influenzavirus (Geflügelpest) angeordnet:
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I.	 Alle Halterinnen und Halter von Geflügel im gesamten Gebiet des Bezirks  
Friedrichshain-Kreuzberg haben Hühner, Truthühner, Perlhühner, Rebhühner, 
Fasane, Laufvögel, Wachteln, Enten oder Gänse

1.	 in geschlossenen Ställen 

oder

2.	 unter einer Vorrichtung, die aus einer überstehenden, nach oben gegen Ein-
träge gesicherten dichten Abdeckung und mit einer gegen das Eindringen von 
Wildvögeln gesicherten Seitenbegrenzung bestehen muss (Schutzvorrich-
tung), zu halten.

Ausnahmen im Einzelfall bedürfen der ausdrücklichen schriftlichen Genehmigung 
durch den Fachbereich Veterinär- und Lebensmittelaufsicht des Bezirksamtes.

II.	 Die sofortige Vollziehung der unter I. getroffenen Anordnungen dieser 
tierseuchenrechtlichen Allgemeinverfügung wird angeordnet.

III.	 Diese tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung gilt mit dem auf die öffentliche 
Bekanntmachung folgenden Tag als bekanntgegeben. 

IV. Diese tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung ist bis zum 15. Mai 2021 befris-
tet. 

Begründung
Zu I.

Die Zuständigkeit für den Erlass dieser Tierseuchenrechtlichen Allgemeinverfügung 
ergibt sich aus Nummer 16a Absatz 4 der Anlage zu § 2 Absatz 4 Satz 1 des Allge-
meinen Sicherheits- und Ordnungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 11. Oktober 2006 (GVBl. S. 930), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
17. Dezember 2020 (GVBl. S. 1485) geändert worden ist.

Nach § 13 der Geflügelpest-Verordnung in Verbindung mit § 38 Absatz 11 und § 6 
des Tiergesundheitsgesetzes (TierGesG) ordnet die zuständige Behörde die Aufstal-
lung des Geflügels in geschlossenen Ställen oder unter einer Vorrichtung, die aus 
einer überstehenden, nach oben gegen Einträge gesicherten dichten Abdeckung 
und mit einer gegen das Eindringen von Wildvögeln gesicherten Seitenbegrenzung 
bestehen muss (Schutzvorrichtung), an, soweit dies auf Grund einer Risikobewertung 
zur Vermeidung der Einschleppung oder Verschleppung der Geflügelpest durch Wild
vögel erforderlich ist.

Die für das Land Berlin am 13. April 2021 durchgeführte Risikobewertung führte zu 
folgendem Ergebnis:

Der Erreger der Geflügelpest, ein hochpathogenes Influenzavirus, ist unter natürli-
chen Bedingungen von Wildvögeln auf Hausgeflügel übertragbar und kann eine hohe 
Krankheits- und Sterblichkeitsrate nach sich ziehen. Es ist daher dringend erforder-
lich, alle nur möglichen Maßnahmen zu treffen, die die Gefahr einer Einschleppung 
und Weiterverbreitung des Erregers vermindern können.

Seit Oktober 2020 wird ein verstärktes Auftreten von hochpathogener aviärer Influen-
za (Geflügelpest) bei Wildvögeln in Deutschland festgestellt. Das Seuchengeschehen 
geht mit einer hohen Krankheits- und Todesrate besonders bei Wasser- und Greif
vögeln einher. Die anfänglich lokale Ausbreitung an der Nord- und Ostseeküsten-
region ist einer ubiquitären Verteilung des Ausbruchsgeschehens über nahezu alle 
Bundesländer gewichen. In Deutschland sind seit dem 30. Oktober 2020 über 1180 
HPAIV H5-Fälle bei Wildvögeln (ein Ausbruch umfasst zum Teil mehrere Wildvögel) 
sowie 250 Ausbrüche bei gehaltenen Vögeln festgestellt worden (Stand: 13. April 
2021). Dies stellt im Vergleich zu den Zahlen von Anfang März einen deutlichen 
Anstieg dar. Außerdem meldeten 25 europäische Länder Wildvogelfälle (766) bezie-
hungsweise Ausbrüche von HPAIV des Subtyps H5 bei Hausgeflügel (659) (Stand: 
25. März 2021).

Das Land Brandenburg verzeichnet am 13. April 2021 im Tierseuchennachrichten-
system (TSN) 63 Ausbrüche bei Wildvögeln und elf Ausbrüche bei Geflügelhaltun-
gen, wobei zum Teil auch Bestände mit mehreren Tausend Tieren betroffen waren. 
Nahezu alle benachbarten Landkreise zu Berlin sind von Ausbrüchen betroffen.

In Berlin wurde der Geflügelpesterreger vom Subtyp H5N8 erstmals am 21. Novem- 
ber 2020 bei einem Wildvogel im Bezirk Steglitz-Zehlendorf amtlich festgestellt.  
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Insgesamt erfolgten seitdem 18 Feststellungen bei Wildvögeln in den Bezirken  
Treptow-Köpenick, Friedrichshain-Kreuzberg, Charlottenburg-Wilmersdorf,  
Reinickendorf, Pankow, Spandau, Neukölln und Steglitz-Zehlendorf.

Ebenfalls am 2. März 2021 kam es zur Feststellung des ersten Ausbruchs von HPAI 
H5N8 in einem privaten Hausgeflügelbestand im Bezirk Treptow-Köpenick. Alle Tiere 
sind innerhalb kurzer Zeit unter einer schweren Durchfallsymptomatik verendet. Die 
Anordnung und Kontrolle tierseuchenrechtlicher Maßnahmen, sowie die Durchfüh-
rung epidemiologischer Ermittlungen stellten für die betroffenen Fachbereiche der 
Veterinär- und Lebensmittelaufsicht einen besonderen personellen Kraftakt dar. Die 
Restriktionszonen sind seit dem 2. April 2021 aufgehoben.

Der Herkunftsbetrieb der Hühner des Ausbruchsbestands im Land Brandenburg 
konnte nicht als Ursprung des Ausbruchs identifiziert werden, so dass von hier inso-
fern das Virusvorkommen bei Wildvögeln als wahrscheinliche Einschleppungsursa-
che angesehen wird.

Das Land Berlin stellt aufgrund des Gewässerreichtums einen attraktiven Aufent-
haltsort für standorttreue und ziehende Wasservögel dar. Durch den einsetzenden 
Frühjahrs-Vogelzug sind die Dichte der Vogelpopulationen und damit die Wildvogel- 
bewegungen in den Rastgebieten derzeit besonders hoch. Dabei werden auch 
Berliner Landesflächen aufgesucht. Diese Bedingungen begünstigen die Virus-
übertragung und -ausbreitung zwischen ziehenden und standorttreuen Wildvögeln. 
Tote, infizierte Wildvögel werden wiederum von Aasfressern wie Greifvögeln und 
Rabenvögeln aufgenommen, die zu einer weiteren Virusverbreitung innerhalb ihres 
Bewegungsradius beitragen. Damit steigt auch das Risiko von Eintragungswegen in 
Geflügelbestände, die nicht unmittelbar in Gewässernähe lokalisiert sind.

Diese Gesamtlage weist zusammengenommen darauf hin, dass sich das Virus 
weiterhin überregional und auch in der gesamten Berliner Landesfläche ausbreitet 
und es jederzeit zu weiteren Fällen in der Wildvogelpopulation kommen kann, die das 
Risiko der Einschleppung in Hausgeflügelbestände erhöhen. Angesichts der Tatsa-
che, dass in Vergangenheit einige markante Totfunde nicht der Tierseuchendiagnos-
tik zugeführt werden konnten, ist zu befürchten, dass der Erreger unerkannt auch 
in weiteren Bezirken zirkulieren könnte. Zusätzlich ist für die vergleichsweise kleine 
Landesfläche Berlins epidemiologisch bedeutsam, dass infizierte Wildvögel vor ihrem 
Verenden das Geflügelpestvirus beim Standortwechsel durch Einflug in mehrere 
Geflügelbestände einzutragen vermögen. Bezirksgrenzen werden dabei in der Regel 
nicht beachtet.

Strukturell sind im Land Berlin vor allem kleine und mittlere Bestandgrößen in 
Freilandhaltungen verortet, die einer besonderen Gefährdung unterliegen. Auch im 
überregionalen Seuchengeschehen sind kleine Hausgeflügelbestände derzeit häufi-
ger betroffen.

Hühnervögel und Puten sind noch empfänglicher für das Virus als Wasservögel, so 
dass schon der Eintrag einer sehr geringen Virusmenge zu einem Seuchenausbruch 
führen kann. Das Friedrich-Loeffler-Institut geht in seiner aktuellen Risikobewertung 
vom 25. März 2021 aufgrund der Ausbreitung des hochpathogenen aviären Influen-
zavirus H5N8 in Wasservogelpopulationen in Deutschland nach wie vor von einem 
hohen Eintragsrisiko in Nutzgeflügelhaltungen und Vogelbestände in zoologischen 
Einrichtungen durch direkte und indirekte Kontakte zu Wildvögeln aus. Aufgrund 
eines schweren Ausbruchsgeschehens in mehreren Bundesländern im Zusammen-
hang mit dem mobilen Geflügelhandel wird in diesem Zusammenhang ebenfalls zu 
äußerster Vorsicht gemahnt.

Am 15. März 2021 berichtete das Vereinigte Königreich über HPAIV H5N8-Nach-
weise bei einem Fuchs (Vulpes vulpes), vier Seehunden (Phoca vitulina) und einer 
Kegelrobbe (Halichoerus grypus), die bereits im Dezember untersucht worden waren. 
Die Säugetiere zeigten pathomorphologische Veränderungen, die auf eine akute sys-
temische virale Infektion schließen ließ. Ein Sequenzvergleich des Virus zeigte eine 
nahezu identische Verwandtschaft mit den Viren von Höckerschwänen, die krank in 
eine Wildtier-Auffangstation verbracht worden waren, in die auch die untersuchten 
Säugetiere aufgenommen wurden und dort eine Woche nach dem Tod der Schwäne 
verstarben.

Am 17. Februar 2021 wurde mitgeteilt, dass sich bereits im Dezember letzten Jahres 
sieben Mitarbeiter einer Geflügelfarm in Russland mit dem Geflügelpestvirus vom 
Subtyp H5N8 infiziert haben. Auch wenn nicht von relevanten gesundheitlichen Be-
einträchtigungen berichtet wurde, ist zu beachten, dass die dem Erreger eigene Ten-
denz der antigenetischen Drift zu einer Verstärkung des zoonotischen Potentials und 
somit der humanen Gefährdung beitragen kann. In einem urbanen Bundesland wie 
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Berlin sollten insoweit im Sinne des gesundheitlichen Verbraucherschutzes weitere 
Passagen durch empfängliches Hausgeflügel mit massenhaften Ausscheidungen von 
HPAIV H5N8 verbunden mit Humankontakt dringend vermieden werden.

Auch ein eventuelles Übergreifen der Infektion über infiziertes Hausgeflügel auf  
weitere Wildreservoire (Füchse) ist zu verhindern.

Unter Berücksichtigung der Gesamtlage ist die Anordnung der vorsorglichen, flächen-
deckenden Aufstallung als Mindestmaßnahme zur Verhinderung des Eintrags des 
Erregers von der Wildvogelpopulation in weitere Hausgeflügelbestände weiterhin als 
erforderlich anzusehen. Der Vogelzug ist noch nicht ganz abgeschlossen, und der 
Erreger zirkuliert nun auch in standorttreuen Vögeln (Schwäne, Greifvögel).

Ein milderes Mittel zur Verhinderung eines Geflügelpestausbruchs bei Hausgeflügel 
steht derzeit nicht zur Verfügung. Die Aufstallung ist auch zumutbar, da dem Geflügel 
in entsprechenden Schutzvorrichtungen ein Mindestmaß an Auslauf zur Verfügung 
gestellt werden kann. Nicht zuletzt mussten Geflügelhalter aus den Erfahrungen der 
vergangenen Jahre jederzeit damit rechnen, dass mit Einsetzen des Vogelzugs eine 
Anordnung der Aufstallung erforderlich werden kann.

Die Aufstallungsanordnung kann aufgrund der mit steigenden Temperaturen abseh-
bar abflachenden Infektionskurve erneut befristet werden. Nach einer wiederholten 
Risikobewertung kann die Aufstallung bei anhaltender Gefährdungslage gegebenen-
falls verlängert werden.

Zu II.

Gemäß § 80 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 der Verwaltungsgerichtsordnung wurde die 
sofortige Vollziehung der Maßnahme angeordnet. Eine Klage gegen diese tierseu-
chenrechtliche Verfügung hat damit keine aufschiebende Wirkung. Ein besonderes 
öffentliches Interesse für die Anordnung der sofortigen Vollziehung ist hier gegeben, 
weil durch eine Einschleppung der Geflügelpest durch Wildvögel in Hausgeflügelbe-
stände und eine folgende Weiterverbreitung die Gefahr von tiergesundheitlichen und 
wirtschaftlichen Schäden erheblich wäre und deshalb sofort zu unterbinden ist. Die 
Prävention hoher Rechtsgüter (Tiergesundheitsschutz, Gesundheitsschutz, Schutz 
der Volkswirtschaft) erfordert hier ein Zurückstehen der Individualinteressen von  
Geflügelhalterinnen und -haltern am Eintritt der aufschiebenden Wirkung eines 
Rechtsbehelfs. Das öffentliche Interesse an umgehenden Maßnahmen zum Schutz 
gegen eine Einschleppung und Weiterverbreitung der Geflügelpest überwiegt.

Zu III.

Diese tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung gilt gemäß § 18 der GeflPestSchV 
in Verbindung mit § 41 Absatz 4 Satz 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), in der jeweils 
geltenden Fassung an dem auf die öffentliche Bekanntmachung folgenden Tag als 
bekannt gegeben.

Die Allgemeinverfügung tritt wegen der Dringlichkeit der Seuchenbekämpfung bereits 
am Folgetag der Bekanntmachung über die Webseite des Bezirkes Friedrichshain- 
Kreuzberg von Berlin, also am 16. April 2021, in Kraft.

Zu IV:

Aus den vergangenen Seuchenzügen der Geflügelpest ist eine Saisonalität der 
Infektion abzulesen. Um einen gegebenenfalls nachlassendem Infektionsdruck in den 
weiteren Aufstallungsmaßnahmen wirksam zu berücksichtigen, soll am 15. Mai eine 
erneute Risikobewertung erfolgen.

Hinweise
Verstöße gegen die Anordnungen stellen eine Ordnungswidrigkeit dar und können 
mit einer Geldbuße geahndet werden. Jede Halterin und jeder Halter von Geflügel 
hat seinen Tierbestand im Fachbereich Veterinär- und Lebensmittelaufsicht schrift-
lich, telefonisch oder per E-Mail unter: vetleb@ba-fk.berlin.de anzumelden.

Außerdem werden alle Halterinnen und Halter von Geflügel auf die Einhaltung der 
Biosicherheitsmaßnahmen hingewiesen.

Auf der Internetseite der Senatsverwaltung für Justiz und Verbraucherschutz sind 
unter: 

https://www.berlin.de/sen/verbraucherschutz/aufgaben/tierschutz/tierseuchen/geflue-
gelpest-vogelgrippe-267535.php

entsprechende Merkblätter einsehbar.

mailto:vetleb@ba-fk.berlin.de
https://www.berlin.de/sen/verbraucherschutz/aufgaben/tierschutz/tierseuchen/gefluegelpest-vogelgrippe-267535.php
https://www.berlin.de/sen/verbraucherschutz/aufgaben/tierschutz/tierseuchen/gefluegelpest-vogelgrippe-267535.php
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Rechtsmittelbelehrung
Gegen diesen Bescheid ist der Widerspruch zulässig. Er ist innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe dieser Allgemeinverfügung schriftlich oder zur Niederschrift beim 
Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin, Ordnungsamt, Petersburger  
Straße 86-90, 10247 Berlin, oder auf elektronischem Weg durch E-Mail mit qua-
lifizierter elektronischer Signatur nach Verordnung (EU) 2014/910 sowie dem 
Vertrauensdienstegesetz (VDG) an die E-Mail-Adresse: post@ba-fk.berlin.de zu 
erheben.

Es wird darauf hingewiesen, dass bei schriftlicher Einlegung des Widerspruchs die 
Widerspruchsfrist nur dann gewahrt ist, wenn der Widerspruch innerhalb dieser Frist 
eingegangen ist.

Gegen die sofortige Vollziehung kann gemäß § 80 Absatz 5 VwGO beim Verwal-
tungsgericht Berlin beantragt werden, die aufschiebende Wirkung ganz oder teilweise 
wiederherzustellen.

Lichtenberg

Allgemeinverfügung zum Vollzug des Gewerberechts

Bekanntmachung vom 10. März 2021

Ord 1

Telefon: 90296-4312 oder 90296-0, intern 9296-4312

Das Bezirksamt Lichtenberg von Berlin erlässt aufgrund von § 8 Satz 2 des Gaststät-
tengesetzes (GastG), § 49 Absatz 3 der Gewerbeordnung (GewO), § 22 Satz 2 des 
Prostituiertenschutzgesetzes (ProstSchG) und § 2 Absatz 5 Satz 2 des Spielhallen-
gesetzes Berlin (SpielhG Bln) folgende 

Allgemeinverfügung
Für alle folgenden vom Bezirksamt Lichtenberg von Berlin erteilten Erlaubnisse wer-
den die Erlöschensfristen bis zum 31. Juli 2022 verlängert:

1. Gaststättenerlaubnisse gemäß § 2 Absatz 1 GastG 

2. Erlaubnisse gemäß § 33a GewO 

3. Erlaubnisse nach § 12 ProstSchG 

4. Erlaubnisse nach § 2 SpielhG Bln

Die sofortige Vollziehung dieser Allgemeinverfügung wird angeordnet.

Begründung
Gemäß § 8 Satz 1 GastG, § 49 Absatz 2 GewO, § 22 Satz 1 ProstSchG und § 2 
Absatz 5 Satz 1 SpielhG erlöschen die unter Nummer 1 bis 4 genannten Erlaub-
nisse, wenn der Inhaber den Betrieb nicht innerhalb eines Jahres nach Erteilung 
der Erlaubnis begonnen oder seit einem Jahr nicht mehr ausgeübt hat. Gemäß § 8 
Satz 2 GastG, § 49 Absatz 3 GewO, § 22 Satz 2 ProstSchG und § 2 Absatz 5 Satz 2 
SpielhG Bln können die Fristen verlängert werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt.

In den mit dem Infektionsgeschehen durch das Coronavirus SARS-CoV-2 einher
gehenden rechtlichen und tatsächlichen Einschränkungen beim Betrieb der unter 
Nummer 1 bis 4 genannten Gewerbe liegt ein wichtiger Grund für eine Fristverlänge-
rung bis zum 31. Juli 2022. 

Die Allgemeinverfügung gilt gemäß § 41 Absatz 4 Satz 4 des Verwaltungsverfahrens
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S.102) 
in der jeweils geltenden Fassung an dem auf die öffentliche Bekanntmachung folgen-
den Tag als bekannt gegeben.

Die Allgemeinverfügung tritt damit bereits am Folgetag der Bekanntmachung über die 
Webseite des Bezirksamtes Lichtenberg von Berlin, also am 13. März 2021 in Kraft:

https://www.berlin.de/ba-lichtenberg/aktuelles/bezirksticker/

mailto:post@ba-fk.berlin.de
https://www.berlin.de/ba-lichtenberg/aktuelles/bezirksticker/
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Lichtenberg

Benennung von Straßen

Bekanntmachung vom 6. April 2021

SGA IV 3

Telefon: 90296-6563 oder 90296-0, intern 9296-6563

Im Bezirk Lichtenberg wird eine neue Privatstraße, welche im Zuge eines Bauvorha-
bens entsteht in

Zum Wartenberger Anger
benannt.

Die statistische Schlüsselnummer lautet: 11290.
Die Benennung erfolgt gemäß § 5 des Berliner Straßengesetzes vom 13. Juli 1999 
(GVBl. S. 380), das zuletzt durch Artikel 27 des Gesetzes vom 12. Oktober 2020 
(GVBl. S. 807) geändert worden ist, mit sofortiger Wirkung. 

Die Benennung gilt zwei Wochen nach Erscheinen des Amtsblattes für Berlin als 
bekannt gegeben. 

Die Unterlagen der Benennung können nach vorheriger telefonischer oder schriftli-
cher Vereinbarung bei unten genannter Dienststelle eingesehen werden.

Gegen diese Verfügung ist der Widerspruch zulässig. Er ist innerhalb eines Monats 
nach Veröffentlichung im Amtsblatt für Berlin schriftlich oder zur Niederschrift beim 
Bezirksamt Lichtenberg von Berlin, Abteilung Schule, Sport, Öffentliche Ordnung, 
Umwelt und Verkehr, Straßen- und Grünflächenamt, Alt-Friedrichsfelde 60, 10315 
Berlin, zu erheben. Es wird darauf hingewiesen, dass die Widerspruchsfrist nur dann 
gewahrt ist, wenn der Widerspruch innerhalb dieser Frist eingegangen ist (siehe  
Karte auf Seite 1233 - Quelle: Lageplan vom Vermessungsbüro K. Seibt).
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Lichtenberg

Beschluss über die Aufstellung eines Bebauungsplans

Bekanntmachung vom 13. April 2021

Stapl A 1

Telefon: 90296-6117 oder 90296-0, intern 9296-6117

Das Bezirksamt Lichtenberg von Berlin hat in seiner Sitzung am 30. März 2021  
beschlossen, für das Gelände zwischen Weidenröschenweg, Bahnflächen,  
Ahrensfelder Chaussee und Am Gehrensee im Bezirk Lichtenberg, Ortsteil Falken-
berg, zur teilweisen Änderung des Bebauungsplans XXII-39 einen Bebauungsplan 
mit der Bezeichnung XXII-39-2 aufzustellen.

Das Verfahren wird gemäß § 13a des Baugesetzbuchs als beschleunigtes Verfahren 
ohne Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4 des Baugesetzbuchs durchgeführt. 

Mit der Durchführung des Beschlusses ist der Fachbereich Stadtplanung beauftragt 
worden.

Lichtenberg

Beschluss über die Aufstellung  
eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans

Bekanntmachung vom 13. April 2021

Stapl A 1

Telefon: 90296-6117 oder 90296-0, intern 9296-6117

Das Bezirksamt Lichtenberg von Berlin hat in seiner Sitzung am 30. März 2021 
beschlossen, für das Gelände zwischen Karl-Philipp-Moritz-Weg, Am Gehrensee, 
Ahrensfelder Chaussee und Henriette-Herz-Allee im Bezirk Lichtenberg, Ortsteil 
Falkenberg, zur teilweisen Änderung des Bebauungsplans XXII-39 einen vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan mit der Bezeichnung XXII-39-1 VE aufzustellen.

Das Verfahren wird gemäß § 13a des Baugesetzbuchs als beschleunigtes Verfahren 
ohne Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4 des Baugesetzbuchs durchgeführt. 

Mit der Durchführung des Beschlusses ist der Fachbereich Stadtplanung beauftragt 
worden.

Neukölln

Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung  
zur Anordnung der Aufstallung von Geflügel in Risikogebieten

Bekanntmachung vom 15. April 2021

S 1102/21 Ord VetLeb L

Telefon: 90239-3443 oder 90239-0, intern 9239-3443

Aufgrund § 2 Absatz 4 des Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetzes in 
Verbindung mit Nummer 16a Absatz 4 der Anlage § 13 der Geflügelpest-Verordnung 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2018 (BGBl. I S. 1665, 2664) 
und § 80 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 und 4 der Verwaltungsgerichtsordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686) in der jeweils 
geltenden Fassung wird zur Vermeidung der Einschleppung und Verschleppung des 
hochpathogenen aviären Influenzavirus (Geflügelpest) angeordnet:
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I.	 Alle Halterinnen und Halter von Geflügel im gesamten Gebiet des Bezirks  
Neukölln haben Hühner, Truthühner, Perlhühner, Rebhühner, Fasane, Laufvögel, 
Wachteln, Enten oder Gänse

1.	 in geschlossenen Ställen 

oder

2.	 unter einer Vorrichtung, die aus einer überstehenden, nach oben gegen Ein-
träge gesicherten dichten Abdeckung und mit einer gegen das Eindringen von 
Wildvögeln gesicherten Seitenbegrenzung bestehen muss (Schutzvorrich-
tung), zu halten.

Ausnahmen im Einzelfall bedürfen der ausdrücklichen schriftlichen Genehmigung 
durch den Fachbereich Veterinär- und Lebensmittelaufsicht des Bezirksamtes.

II.	 Die sofortige Vollziehung der unter I. getroffenen Anordnungen dieser tierseu-
chenrechtlichen Allgemeinverfügung wird angeordnet.

III.	 Diese tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung gilt mit dem auf die öffentliche 
Bekanntmachung folgenden Tag als bekanntgegeben.

IV.	 Diese tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung ist bis zum 15. Mai 2021 be
fristet.

Begründung
Zu I.

Die Zuständigkeit für den Erlass dieser Tierseuchenrechtlichen Allgemeinverfügung 
ergibt sich aus Nummer 16a Absatz 4 der Anlage zu § 2 Absatz 4 Satz 1 des Allge-
meinen Sicherheits- und Ordnungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 11. Oktober 2006 (GVBl. S. 930), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
17. Dezember 2020 (GVBl. S. 1485) geändert worden ist.

Nach § 13 der Geflügelpest-Verordnung in Verbindung mit § 38 Absatz 11 und § 6 
des Tiergesundheitsgesetzes (TierGesG) ordnet die zuständige Behörde die Aufstal-
lung des Geflügels in geschlossenen Ställen oder unter einer Vorrichtung, die aus 
einer überstehenden, nach oben gegen Einträge gesicherten dichten Abdeckung 
und mit einer gegen das Eindringen von Wildvögeln gesicherten Seitenbegrenzung 
bestehen muss (Schutzvorrichtung), an, soweit dies auf Grund einer Risikobewertung 
zur Vermeidung der Einschleppung oder Verschleppung der Geflügelpest durch Wild
vögel erforderlich ist.

Die für das Land Berlin am 13. April 2021 durchgeführte Risikobewertung führte zu 
folgendem Ergebnis:

Seit Oktober 2020 wird ein verstärktes Auftreten von hochpathogener aviärer Influen-
za (Geflügelpest) bei Wildvögeln in Deutschland festgestellt. Das Seuchengeschehen 
geht mit einer hohen Krankheits- und Todesrate besonders bei Wasser- und Greif
vögeln einher. Die anfänglich lokale Ausbreitung an der Nord- und Ostseeküsten-
region ist einer ubiquitären Verteilung des Ausbruchsgeschehens über nahezu alle 
Bundesländer gewichen. In Deutschland sind seit dem 30. Oktober 2020 über 1180 
HPAIV H5-Fälle bei Wildvögeln (ein Ausbruch umfasst zum Teil mehrere Wildvögel) 
sowie 250 Ausbrüche bei gehaltenen Vögeln festgestellt worden (Stand: 13. April 
2021).

Dies stellt im Vergleich zu den Zahlen von Anfang März einen deutlichen Anstieg dar. 
Außerdem meldeten 25 europäische Länder Wildvogelfälle (766) beziehungsweise 
Ausbrüche von HPAIV des Subtyps H5 bei Hausgeflügel (659) (Stand: 25. März 
2021).

Das Land Brandenburg verzeichnet am 13. April 2021 im Tierseuchennachrichten-
system (TSN) 63 Ausbrüche bei Wildvögeln und 11 Ausbrüche bei Geflügelhaltun-
gen, wobei zum Teil auch Bestände mit mehreren Tausend Tieren betroffen waren. 
Nahezu alle benachbarten Landkreise zu Berlin sind von Ausbrüchen betroffen.

In Berlin wurde der Geflügelpesterreger vom Subtyp H5N8 erstmals am 21. Novem- 
ber 2020 bei einem Wildvogel im Bezirk Steglitz-Zehlendorf amtlich festgestellt.  
Insgesamt erfolgten seitdem 18 Feststellungen bei Wildvögeln in den Bezirken  
Treptow-Köpenick, Friedrichshain-Kreuzberg, Charlottenburg-Wilmersdorf,  
Reinickendorf, Pankow, Spandau, Neukölln und Steglitz-Zehlendorf.
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Ebenfalls am 2. März 2021 kam es zur Feststellung des ersten Ausbruchs von HPAI 
H5N8 in einem privaten Hausgeflügelbestand im Bezirk Treptow-Köpenick. Alle Tiere 
sind innerhalb kurzer Zeit unter einer schweren Durchfallsymptomatik verendet. 
Die Anordnung und Kontrolle tierseuchenrechtlicher Maßnahmen, sowie die Durch-
führung epidemiologischer Ermittlungen stellten für die betroffenen VetLeb einen 
besonderen personellen Kraftakt dar. Die Restriktionszonen sind seit dem 2. April 
2021 aufgehoben.

Der Herkunftsbetrieb der Hühner des Ausbruchsbestands im Land Brandenburg 
konnte nicht als Ursprung des Ausbruchs identifiziert werden, so dass von hier inso-
fern das Virusvorkommen bei Wildvögeln als wahrscheinliche Einschleppungsursa-
che angesehen wird.

Das Land Berlin stellt aufgrund des Gewässerreichtums einen attraktiven Aufent-
haltsort für standorttreue und ziehende Wasservögel dar. Durch den einsetzenden 
Frühjahrs-Vogelzug sind die Dichte der Vogelpopulationen und damit die Wildvogel
bewegungen in den Rastgebieten derzeit besonders hoch. Dabei werden auch 
Berliner Landesflächen aufgesucht. Diese Bedingungen begünstigen die Virus-
übertragung und -ausbreitung zwischen ziehenden und standorttreuen Wildvögeln. 
Tote, infizierte Wildvögel werden wiederum von Aasfressern wie Greifvögeln und 
Rabenvögeln aufgenommen, die zu einer weiteren Virusverbreitung innerhalb ihres 
Bewegungsradius beitragen. Damit steigt auch das Risiko von Eintragungswegen in 
Geflügelbestände, die nicht unmittelbar in Gewässernähe lokalisiert sind.

Diese Gesamtlage weist zusammengenommen darauf hin, dass sich das Virus 
weiterhin überregional und auch in der gesamten Berliner Landesfläche ausbreitet 
und es jederzeit zu weiteren Fällen in der Wildvogelpopulation kommen kann, die das 
Risiko der Einschleppung in Hausgeflügelbestände erhöhen. Angesichts der Tatsa-
che, dass in Vergangenheit einige markante Totfunde nicht der Tierseuchendiagnos-
tik zugeführt werden konnten, ist zu befürchten, dass der Erreger unerkannt auch 
in weiteren Bezirken zirkulieren könnte. Zusätzlich ist für die vergleichsweise kleine 
Landesfläche Berlins epidemiologisch bedeutsam, dass infizierte Wildvögel vor ihrem 
Verenden das Geflügelpestvirus beim Standortwechsel durch Einflug in mehrere 
Geflügelbestände einzutragen vermögen. Bezirksgrenzen werden dabei in der Regel 
nicht beachtet.

Strukturell sind im Land Berlin vor allem kleine und mittlere Bestandgrößen in 
Freilandhaltungen verortet, die einer besonderen Gefährdung unterliegen. Auch im 
überregionalen Seuchengeschehen sind kleine Hausgeflügelbestände derzeit häufi-
ger betroffen.

Hühnervögel und Puten sind noch empfänglicher für das Virus als Wasservögel, so 
dass schon der Eintrag einer sehr geringen Virusmenge zu einem Seuchenausbruch 
führen kann. Das Friedrich-Loeffler-Institut geht in seiner aktuellen Risikobewertung 
vom 25. März 2021 aufgrund der Ausbreitung des hochpathogenen aviären Influen-
zavirus H5N8 in Wasservogelpopulationen in Deutschland nach wie vor von einem 
hohen Eintragsrisiko in Nutzgeflügelhaltungen und Vogelbestände in zoologischen 
Einrichtungen durch direkte und indirekte Kontakte zu Wildvögeln aus. Aufgrund 
eines schweren Ausbruchsgeschehens in mehreren Bundesländern im Zusammen-
hang mit dem mobilen Geflügelhandel wird in diesem Zusammenhang ebenfalls zu 
äußerster Vorsicht gemahnt.

Am 15. März 2021 berichtete das Vereinigte Königreich über HPAIV H5N8-Nach-
weise bei einem Fuchs (Vulpes vulpes), vier Seehunden (Phoca vitulina) und einer 
Kegelrobbe (Halichoerus grypus), die bereits im Dezember untersucht worden waren. 
Die Säugetiere zeigten pathomorphologische Veränderungen, die auf eine akute sys-
temische virale Infektion schließen ließ. Ein Sequenzvergleich des Virus zeigte eine 
nahezu identische Verwandtschaft mit den Viren von Höckerschwänen, die krank in 
eine Wildtier-Auffangstation verbracht worden waren, in die auch die untersuchten 
Säugetiere aufgenommen wurden und dort eine Woche nach dem Tod der Schwäne 
verstarben.

Am 17. Februar 2021 wurde mitgeteilt, dass sich bereits im Dezember letzten Jahres 
sieben Mitarbeiter einer Geflügelfarm in Russland mit dem Geflügelpestvirus vom 
Subtyp H5N8 infiziert haben. Auch wenn nicht von relevanten gesundheitlichen Be-
einträchtigungen berichtet wurde, ist zu beachten, dass die dem Erreger eigene Ten-
denz der antigenetischen Drift zu einer Verstärkung des zoonotischen Potentials und 
somit der humanen Gefährdung beitragen kann. In einem urbanen Bundesland wie 
Berlin sollten insoweit im Sinne des gesundheitlichen Verbraucherschutzes weitere 
Passagen durch empfängliches Hausgeflügel mit massenhaften Ausscheidungen von 
HPAIV H5N8 verbunden mit Humankontakt dringend vermieden werden.
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Auch ein eventuelles Übergreifen der Infektion über infiziertes Hausgeflügel auf  
weitere Wildreservoire (Füchse) ist zu verhindern.

Unter Berücksichtigung der Gesamtlage ist die Anordnung der vorsorglichen, flächen-
deckenden Aufstallung als Mindestmaßnahme zur Verhinderung des Eintrags des 
Erregers von der Wildvogelpopulation in weitere Hausgeflügelbestände weiterhin als 
erforderlich anzusehen. Der Vogelzug ist noch nicht ganz abgeschlossen, und der 
Erreger zirkuliert nun auch in standorttreuen Vögeln (Schwäne, Greifvögel).

Ein milderes Mittel zur Verhinderung eines Geflügelpestausbruchs bei Hausgeflügel 
steht derzeit nicht zur Verfügung. Die Aufstallung ist auch zumutbar, da dem Geflügel 
in entsprechenden Schutzvorrichtungen ein Mindestmaß an Auslauf zur Verfügung 
gestellt werden kann. Nicht zuletzt mussten Geflügelhalter aus den Erfahrungen der 
vergangenen Jahre jederzeit damit rechnen, dass mit Einsetzen des Vogelzugs eine 
Anordnung der Aufstallung erforderlich werden kann.

Die Aufstallungsanordnung kann aufgrund der mit steigenden Temperaturen abseh-
bar abflachenden Infektionskurve erneut befristet werden. Nach einer wiederholten 
Risikobewertung kann die Aufstallung bei anhaltender Gefährdungslage gegebenen-
falls verlängert werden.

Zu II.

Gemäß § 80 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 der Verwaltungsgerichtsordnung wurde die 
sofortige Vollziehung der Maßnahme angeordnet. Eine Klage gegen diese tierseu-
chenrechtliche Verfügung hat damit keine aufschiebende Wirkung. Ein besonderes 
öffentliches Interesse für die Anordnung der sofortigen Vollziehung ist hier gegeben, 
weil durch eine Einschleppung der Geflügelpest durch Wildvögel in Hausgeflügelbe-
stände und eine folgende Weiterverbreitung die Gefahr von tiergesundheitlichen und 
wirtschaftlichen Schäden erheblich wäre und deshalb sofort zu unterbinden ist. Die 
Prävention hoher Rechtsgüter (Tiergesundheitsschutz, Gesundheitsschutz, Schutz 
der Volkswirtschaft) erfordert hier ein Zurückstehen der Individualinteressen von Ge-
flügelhalterinnen und -haltern am Eintritt der aufschiebenden Wirkung eines Rechts-
behelfs. Das öffentliche Interesse an umgehenden Maßnahmen zum Schutz gegen 
eine Einschleppung und Weiterverbreitung der Geflügelpest überwiegt.

Zu III.

Diese tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung gilt gemäß § 18 der GeflPestSchV 
in Verbindung mit § 41 Absatz 4 Satz 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), in der jeweils 
geltenden Fassung an dem auf die öffentliche Bekanntmachung folgenden Tag als 
bekannt gegeben. Die Allgemeinverfügung tritt wegen der Dringlichkeit der Seuchen-
bekämpfung, abweichend von der sonst üblichen Verzögerung bei Veröffentlichung 
im Amtsblatt für Berlin, bereits am Folgetag der Bekanntmachung über die Webseite 
des Bezirkes Neukölln von Berlin, also am 16. April 2021, in Kraft.

Zu IV.

Aus den vergangenen Seuchenzügen der Geflügelpest ist eine Saisonalität der 
Infektion abzulesen. Um einen gegebenenfalls nachlassendem Infektionsdruck in den 
weiteren Aufstallungsmaßnahmen wirksam zu berücksichtigen, soll am 15. Mai 2021 
eine erneute Risikobewertung erfolgen.

Hinweise
Verstöße gegen die Anordnungen stellen eine Ordnungswidrigkeit dar und können 
mit einer Geldbuße geahndet werden.

Jede Halterin und jeder Halter von Geflügel, hat seinen Tierbestand im Fachbereich 
Veterinär- und Lebensmittelaufsicht schriftlich, telefonisch oder per E-Mail unter: 
vetleb@bezirksamt-neukoelln.de anzumelden.

Außerdem werden alle Halterinnen und Halter von Geflügel auf die Einhaltung der 
Biosicherheitsmaßnahmen hingewiesen. 

Auf der Internetseite der Senatsverwaltung für Justiz und Verbraucherschutz sind 
unter: 

https://www.berlin.de/sen/verbraucherschutz/aufgaben/tierschutz/tierseuchen/geflue-
gelpest-vogelgrippe-267535.php

entsprechende Merkblätter einsehbar.

mailto:vetleb@bezirksamt-neukoelln.de
https://www.berlin.de/sen/verbraucherschutz/aufgaben/tierschutz/tierseuchen/gefluegelpest-vogelgrippe-267535.php
https://www.berlin.de/sen/verbraucherschutz/aufgaben/tierschutz/tierseuchen/gefluegelpest-vogelgrippe-267535.php
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Bereits am 9. März 2021 wurde für den Zeitraum bis zum 15. April 2021 eine  
„Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung des Bezirksamtes Neukölln von Berlin 
zur Anordnung der Aufstallung von Geflügel in Risikogebieten“ vom Bezirksamt 
Neukölln von Berlin, Ordnungsamt, Fachbereich Veterinärswesen und Lebensmittel-
überwachung (Geschäftszeichen: S 1070/21 Ord VetLeb L) erlassen. Diese wurde im 
Amtsblatt für Berlin Nummer 11 am 19. März 2021 (ABl. S. 743) veröffentlicht.

Rechtsmittelbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe 
Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift 
beim Bezirksamt Neukölln von Berlin, Ordnungsamt, Karl-Marx-Straße 83, 12040 
Berlin, zu erheben.

Es wird darauf hingewiesen, dass bei schriftlicher Einlegung des Widerspruchs die 
Widerspruchsfrist nur dann gewahrt ist, wenn der Widerspruch innerhalb dieser Frist 
eingegangen ist.

Das Verwaltungsgericht Berlin, Kirchstraße 7, 10557 Berlin, kann auf Antrag die auf-
schiebende Wirkung des Rechtsbehelfes wiederherstellen (§ 80 Absatz 5 VwGO). 

Reinickendorf

Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung  
zur Anordnung der Aufstallung von Geflügel in Risikogebieten

Bekanntmachung vom 14. April 2021

OrdVetLeb

Telefon: 90294-5112/5117 oder 90294-0, intern 9294-5112/5117

Aufgrund § 2 Absatz 4 des Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetzes in 
Verbindung mit Nummer 16a Absatz 4 der Anlage § 13 der Geflügelpest-Verordnung 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2018 (BGBl. I S. 1665, 2664) 
und § 80 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 und 4 der Verwaltungsgerichtsordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686) in der jeweils 
geltenden Fassung wird zur Vermeidung der Einschleppung und Verschleppung des 
hochpathogenen aviären Influenzavirus (Geflügelpest) angeordnet:

Die Allgemeinverfügung des Bezirksamtes Reinickendorf von Berlin zur Anordnung 
der Aufstallung von Geflügel in Risikogebieten vom 5. März 2021, befristet bis zum 
15. April 2021, wird verlängert.

I.	 Alle Halterinnen und Halter von Geflügel im gesamten Gebiet des Bezirks  
Reinickendorf haben Hühner, Truthühner, Perlhühner, Rebhühner, Fasane, Lauf-
vögel, Wachteln, Enten oder Gänse

1.	 in geschlossenen Ställen 

oder

2.	 unter einer Vorrichtung, die aus einer überstehenden, nach oben gegen Ein-
träge gesicherten dichten Abdeckung und mit einer gegen das Eindringen von 
Wildvögeln gesicherten Seitenbegrenzung bestehen muss (Schutzvorrich-
tung), zu halten.

Ausnahmen im Einzelfall bedürfen der ausdrücklichen schriftlichen Genehmigung 
durch den Fachbereich Veterinär- und Lebensmittelaufsicht des Bezirksamtes.

II.	 Die sofortige Vollziehung der unter I. getroffenen Anordnungen dieser tierseu-
chenrechtlichen Allgemeinverfügung wird angeordnet.

III.	 Diese tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung gilt mit dem auf die öffentliche 
Bekanntmachung folgenden Tag als bekanntgegeben. 

IV.	 Diese tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung ist bis zum 15. Mai 2021  
befristet.
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Begründung
Zu I.

Die Zuständigkeit für den Erlass dieser Tierseuchenrechtlichen Allgemeinverfügung 
ergibt sich aus Nummer 16a Absatz 4 der Anlage zu § 2 Absatz 4 Satz 1 des Allge-
meinen Sicherheits- und Ordnungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 11. Oktober 2006 (GVBl. S. 930), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
17. Dezember 2020 (GVBl. S. 1485) geändert worden ist.

Nach § 13 der Geflügelpest-Verordnung in Verbindung mit § 38 Absatz 11 und § 6 
des Tiergesundheitsgesetzes (TierGesG) ordnet die zuständige Behörde die Aufstal-
lung des Geflügels in geschlossenen Ställen oder unter einer Vorrichtung, die aus 
einer überstehenden, nach oben gegen Einträge gesicherten dichten Abdeckung 
und mit einer gegen das Eindringen von Wildvögeln gesicherten Seitenbegrenzung 
bestehen muss (Schutzvorrichtung), an, soweit dies auf Grund einer Risikobewertung 
zur Vermeidung der Einschleppung oder Verschleppung der Geflügelpest durch Wild
vögel erforderlich ist.

Die für das Land Berlin am 13. April 2021 durchgeführte Risikobewertung führte zu 
folgendem Ergebnis:

Seit Oktober 2020 wird ein verstärktes Auftreten von hochpathogener aviärer Influen-
za (Geflügelpest) bei Wildvögeln in Deutschland festgestellt. Das Seuchengeschehen 
geht mit einer hohen Krankheits- und Todesrate besonders bei Wasser- und Greifvö-
geln einher. Die anfänglich lokale Ausbreitung an der Nord- und Ostseeküstenregion 
ist einer ubiquitären Verteilung des Ausbruchsgeschehens über nahezu alle Bundes-
länder gewichen. In Deutschland sind seit dem 30. Oktober 2020 über 1180 HPAIV 
H5-Fälle bei Wildvögeln (ein Ausbruch umfasst zum Teil mehrere Wildvögel) sowie 
250 Ausbrüche bei gehaltenen Vögeln festgestellt worden (Stand: 13. April 2021). 
Dies stellt im Vergleich zu den Zahlen von Anfang März einen deutlichen Anstieg dar. 
Außerdem meldeten 25 europäische Länder Wildvogelfälle (766) beziehungsweise  
Ausbrüche von HPAIV des Subtyps H5 bei Hausgeflügel (659) (Stand: 25. März 
2021).

Das Land Brandenburg verzeichnet am 13. April 2021 im Tierseuchennachrichten-
system (TSN) 63 Ausbrüche bei Wildvögeln und 11 Ausbrüche bei Geflügelhaltun-
gen, wobei zum Teil auch Bestände mit mehreren Tausend Tieren betroffen waren. 
Nahezu alle benachbarten Landkreise zu Berlin sind von Ausbrüchen betroffen.

In Berlin wurde der Geflügelpesterreger vom Subtyp H5N8 erstmals am 21. Novem- 
ber 2020 bei einem Wildvogel im Bezirk Steglitz-Zehlendorf amtlich festgestellt.  
Insgesamt erfolgten seitdem 18 Feststellungen bei Wildvögeln in den Bezirken  
Treptow-Köpenick, Friedrichshain-Kreuzberg, Charlottenburg-Wilmersdorf,  
Reinickendorf, Pankow, Spandau, Neukölln und Steglitz-Zehlendorf.

Ebenfalls am 2. März 2021 kam es zur Feststellung des ersten Ausbruchs von HPAI 
H5N8 in einem privaten Hausgeflügelbestand im Bezirk Treptow-Köpenick. Alle Tiere 
sind innerhalb kurzer Zeit unter einer schweren Durchfallsymptomatik verendet. 
Die Anordnung und Kontrolle tierseuchenrechtlicher Maßnahmen, sowie die Durch-
führung epidemiologischer Ermittlungen stellten für die betroffenen VetLeb einen 
besonderen personellen Kraftakt dar. Die Restriktionszonen sind seit dem 2. April 
2021 aufgehoben.

Der Herkunftsbetrieb der Hühner des Ausbruchsbestands im Land Brandenburg 
konnte nicht als Ursprung des Ausbruchs identifiziert werden, so dass von hier inso-
fern das Virusvorkommen bei Wildvögeln als wahrscheinliche Einschleppungsursa-
che angesehen wird.

Das Land Berlin stellt aufgrund des Gewässerreichtums einen attraktiven Aufent-
haltsort für standorttreue und ziehende Wasservögel dar. Durch den einsetzenden 
Frühjahrs-Vogelzug sind die Dichte der Vogelpopulationen und damit die Wildvogel- 
bewegungen in den Rastgebieten derzeit besonders hoch. Dabei werden auch 
Berliner Landesflächen aufgesucht. Diese Bedingungen begünstigen die Virus-
übertragung und -ausbreitung zwischen ziehenden und standorttreuen Wildvögeln. 
Tote, infizierte Wildvögel werden wiederum von Aasfressern wie Greifvögeln und 
Rabenvögeln aufgenommen, die zu einer weiteren Virusverbreitung innerhalb ihres 
Bewegungsradius beitragen. Damit steigt auch das Risiko von Eintragungswegen in 
Geflügelbestände, die nicht unmittelbar in Gewässernähe lokalisiert sind.

Diese Gesamtlage weist zusammengenommen darauf hin, dass sich das Virus 
weiterhin überregional und auch in der gesamten Berliner Landesfläche ausbreitet 
und es jederzeit zu weiteren Fällen in der Wildvogelpopulation kommen kann, die das 
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Risiko der Einschleppung in Hausgeflügelbestände erhöhen. Angesichts der Tatsa-
che, dass in Vergangenheit einige markante Totfunde nicht der Tierseuchendiagnos-
tik zugeführt werden konnten, ist zu befürchten, dass der Erreger unerkannt auch 
in weiteren Bezirken zirkulieren könnte. Zusätzlich ist für die vergleichsweise kleine 
Landesfläche Berlins epidemiologisch bedeutsam, dass infizierte Wildvögel vor ihrem 
Verenden das Geflügelpestvirus beim Standortwechsel durch Einflug in mehrere 
Geflügelbestände einzutragen vermögen. Bezirksgrenzen werden dabei in der Regel 
nicht beachtet.

Strukturell sind im Land Berlin vor allem kleine und mittlere Bestandgrößen in 
Freilandhaltungen verortet, die einer besonderen Gefährdung unterliegen. Auch im 
überregionalen Seuchengeschehen sind kleine Hausgeflügelbestände derzeit häufi-
ger betroffen.

Hühnervögel und Puten sind noch empfänglicher für das Virus als Wasservögel, so 
dass schon der Eintrag einer sehr geringen Virusmenge zu einem Seuchenausbruch 
führen kann. Das Friedrich-Loeffler-Institut geht in seiner aktuellen Risikobewertung 
vom 25. März 2021 aufgrund der Ausbreitung des hochpathogenen aviären Influen-
zavirus H5N8 in Wasservogelpopulationen in Deutschland nach wie vor von einem 
hohen Eintragsrisiko in Nutzgeflügelhaltungen und Vogelbestände in zoologischen 
Einrichtungen durch direkte und indirekte Kontakte zu Wildvögeln aus. Aufgrund 
eines schweren Ausbruchsgeschehens in mehreren Bundesländern im Zusammen-
hang mit dem mobilen Geflügelhandel wird in diesem Zusammenhang ebenfalls zu 
äußerster Vorsicht gemahnt.

Am 15. März 2021 berichtete das Vereinigte Königreich über HPAIV H5N8-Nach-
weise bei einem Fuchs (Vulpes vulpes), vier Seehunden (Phoca vitulina) und einer 
Kegelrobbe (Halichoerus grypus), die bereits im Dezember untersucht worden waren. 
Die Säugetiere zeigten pathomorphologische Veränderungen, die auf eine akute sys-
temische virale Infektion schließen ließ. Ein Sequenzvergleich des Virus zeigte eine 
nahezu identische Verwandtschaft mit den Viren von Höckerschwänen, die krank in 
eine Wildtier-Auffangstation verbracht worden waren, in die auch die untersuchten 
Säugetiere aufgenommen wurden und dort eine Woche nach dem Tod der Schwäne 
verstarben.

Am 17. Februar 2021 wurde mitgeteilt, dass sich bereits im Dezember letzten Jahres 
sieben Mitarbeiter einer Geflügelfarm in Russland mit dem Geflügelpestvirus vom 
Subtyp H5N8 infiziert haben. Auch wenn nicht von relevanten gesundheitlichen Be-
einträchtigungen berichtet wurde, ist zu beachten, dass die dem Erreger eigene Ten-
denz der antigenetischen Drift zu einer Verstärkung des zoonotischen Potentials und 
somit der humanen Gefährdung beitragen kann. In einem urbanen Bundesland wie 
Berlin sollten insoweit im Sinne des gesundheitlichen Verbraucherschutzes weitere 
Passagen durch empfängliches Hausgeflügel mit massenhaften Ausscheidungen von 
HPAIV H5N8 verbunden mit Humankontakt dringend vermieden werden.

Auch ein eventuelles Übergreifen der Infektion über infiziertes Hausgeflügel auf  
weitere Wildreservoire (Füchse) ist zu verhindern.

Unter Berücksichtigung der Gesamtlage ist die Anordnung der vorsorglichen, flächen-
deckenden Aufstallung als Mindestmaßnahme zur Verhinderung des Eintrags des 
Erregers von der Wildvogelpopulation in weitere Hausgeflügelbestände weiterhin als 
erforderlich anzusehen. Der Vogelzug ist noch nicht ganz abgeschlossen, und der 
Erreger zirkuliert nun auch in standorttreuen Vögeln (Schwäne, Greifvögel).

Ein milderes Mittel zur Verhinderung eines Geflügelpestausbruchs bei Hausgeflügel 
steht derzeit nicht zur Verfügung. Die Aufstallung ist auch zumutbar, da dem Geflügel 
in entsprechenden Schutzvorrichtungen ein Mindestmaß an Auslauf zur Verfügung 
gestellt werden kann. Nicht zuletzt mussten Geflügelhalter aus den Erfahrungen der 
vergangenen Jahre jederzeit damit rechnen, dass mit Einsetzen des Vogelzugs eine 
Anordnung der Aufstallung erforderlich werden kann.

Die Aufstallungsanordnung kann aufgrund der mit steigenden Temperaturen abseh-
bar abflachenden Infektionskurve erneut befristet werden. Nach einer wiederholten 
Risikobewertung kann die Aufstallung bei anhaltender Gefährdungslage gegebenen-
falls verlängert werden. 

Zu II.

Gemäß § 80 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 der Verwaltungsgerichtsordnung wurde die 
sofortige Vollziehung der Maßnahme angeordnet. Eine Klage gegen diese tierseu-
chenrechtliche Verfügung hat damit keine aufschiebende Wirkung. Ein besonderes 
öffentliches Interesse für die Anordnung der sofortigen Vollziehung ist hier gegeben, 
weil durch eine Einschleppung der Geflügelpest durch Wildvögel in Hausgeflügelbe-
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stände und eine folgende Weiterverbreitung die Gefahr von tiergesundheitlichen und 
wirtschaftlichen Schäden erheblich wäre und deshalb sofort zu unterbinden ist. Die 
Prävention hoher Rechtsgüter (Tiergesundheitsschutz, Gesundheitsschutz, Schutz 
der Volkswirtschaft) erfordert hier ein Zurückstehen der Individualinteressen von Ge-
flügelhalterinnen und -haltern am Eintritt der aufschiebenden Wirkung eines Rechts-
behelfs. Das öffentliche Interesse an umgehenden Maßnahmen zum Schutz gegen 
eine Einschleppung und Weiterverbreitung der Geflügelpest überwiegt. 

Zu III.

Diese tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung gilt gemäß § 41 Absatz 4 Satz 4 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Janu-
ar 2003 (BGBl. I S. 102), in der jeweils geltenden Fassung an dem auf die öffentliche 
Bekanntmachung folgenden Tag als bekannt gegeben.

Zu IV.

Aus den vergangenen Seuchenzügen der Geflügelpest ist eine Saisonalität der 
Infektion abzulesen. Um einen gegebenenfalls nachlassendem Infektionsdruck in den 
weiteren Aufstallungsmaßnahmen wirksam zu berücksichtigen, soll am 15. Mai eine 
erneute Risikobewertung erfolgen.

Hinweise
Verstöße gegen die Anordnungen stellen eine Ordnungswidrigkeit dar und können 
mit einer Geldbuße geahndet werden.

Jede Halterin und jeder Halter von Geflügel, hat seinen Tierbestand im Fachbereich 
Veterinär- und Lebensmittelaufsicht schriftlich (Bezirksamt Reinickendorf von Berlin, 
Abteilung Bürgerdienste und Ordnungsangelegenheiten, Ordnungsamt, Fachbereich 
Veterinär- und Lebensmittelaufsicht, Lübener Weg 26, 13407 Berlin) oder per E-Mail: 
vetleb@reinickendorf.berlin.de anzumelden.

Außerdem werden alle Halterinnen und Halter von Geflügel auf die Einhaltung der 
Biosicherheitsmaßnahmen hingewiesen. Auf der Internetseite der Senatsverwaltung 
für Justiz und Verbraucherschutz sind unter:

https://www.berlin.de/sen/verbraucherschutz/aufgaben/tierschutz/tierseuchen/geflue-
gelpest-vogelgrippe-267535.php 

entsprechende Merkblätter einsehbar.

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Bescheid ist der Widerspruch zulässig.

Er ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe dieses Bescheides beim Bezirksamt 
Reinickendorf von Berlin einzulegen.

Um eine schnelle Bearbeitung der Sache zu gewährleisten, wird empfohlen, sämtli-
chen Schriftverkehr an folgende Postanschrift zu senden: 

Bezirksamt Reinickendorf von Berlin, Abteilung Bürgerdienste und Ordnungsangele-
genheiten, Ordnungsamt, Fachbereich Veterinär- und Lebensmittelaufsicht,  
Lübener Weg 26, 13407 Berlin.

Gegen die sofortige Vollziehung kann gemäß § 80 Absatz 5 VwGO beim Verwal-
tungsgericht Berlin beantragt werden, die aufschiebende Wirkung ganz oder teilweise 
wiederherzustellen. Er ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe dieses Beschei-
des beim Bezirksamt Reinickendorf von Berlin einzulegen.

mailto:vetleb@reinickendorf.berlin.de
https://www.berlin.de/sen/verbraucherschutz/aufgaben/tierschutz/tierseuchen/gefluegelpest-vogelgrippe-267535.php
https://www.berlin.de/sen/verbraucherschutz/aufgaben/tierschutz/tierseuchen/gefluegelpest-vogelgrippe-267535.php
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Spandau

Allgemeinverfügung zur Aufstallung von Geflügel  
und Einhaltung von Biosicherheitsmaßnahmen  

zu präventiven Zwecken - Verlängerung

Bekanntmachung vom 14. April 2021

Ord VetLeb - 21-147

Telefon: 90279-2557 oder 90279-0, intern 9279-2557

Aufgrund § 2 Absatz 4 des Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetzes in Ver-
bindung mit Nummer 16a Absatz 4 der Anlage § 13 der Geflügelpest-Verordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2018 (BGBl. I S. 1665, 2664) in 
der jeweils geltenden Fassung wird zur Vermeidung der Einschleppung und Ver-
schleppung des hochpathogenen aviären Influenzavirus (Geflügelpest) angeordnet:

I.	 Alle Halterinnen und Halter von Geflügel im gesamten Gebiet des Bezirks 
Spandau haben Hühner, Truthühner, Perlhühner, Rebhühner, Fasane, Laufvögel, 
Wachteln, Enten oder Gänse

1.	 in geschlossenen Ställen 

oder

2.	 unter einer Vorrichtung, die aus einer überstehenden, nach oben gegen Ein-
träge gesicherten dichten Abdeckung und mit einer gegen das Eindringen von 
Wildvögeln gesicherten Seitenbegrenzung bestehen muss (Schutzvorrich-
tung), zu halten.

Ausnahmen im Einzelfall bedürfen der ausdrücklichen schriftlichen Genehmigung 
durch den Fachbereich Veterinär- und Lebensmittelaufsicht des Bezirksamtes.

II.	 Die Anfechtung der unter I. getroffenen Anordnungen entfaltet gemäß § 37  
TierGesG keine aufschiebende Wirkung.

III.	 Diese tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung gilt wegen der Dringlichkeit mit 
dem auf die Bekanntgabe auf der Homepage des Bezirksamtes folgenden Tag als 
bekanntgegeben.

IV.	 Diese tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung ist bis zum 15. Mai 2021 be
fristet.

Begründung
Zu I.

Die Zuständigkeit für den Erlass dieser Tierseuchenrechtlichen Allgemeinverfügung 
ergibt sich aus Nummer 16a Absatz 4 der Anlage zu § 2 Absatz 4 Satz 1 des Allge-
meinen Sicherheits- und Ordnungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 11. Oktober 2006 (GVBl. S. 930), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
17. Dezember 2020 (GVBl. S. 1485) geändert worden ist.

Nach § 13 der Geflügelpest-Verordnung in Verbindung mit § 38 Absatz 11 und § 6 
des Tiergesundheitsgesetzes (TierGesG) ordnet die zuständige Behörde die Aufstal-
lung des Geflügels in geschlossenen Ställen oder unter einer Vorrichtung, die aus 
einer überstehenden, nach oben gegen Einträge gesicherten dichten Abdeckung 
und mit einer gegen das Eindringen von Wildvögeln gesicherten Seitenbegrenzung 
bestehen muss (Schutzvorrichtung), an, soweit dies auf Grund einer Risikobewertung 
zur Vermeidung der Einschleppung oder Verschleppung der Geflügelpest durch Wild
vögel erforderlich ist.

Die für das Land Berlin am 3. März 2021 und am 13. April 2021 durchgeführte Risiko-
bewertung führte zu folgendem Ergebnis:

Der Erreger der Geflügelpest, ein hochpathogenes Influenzavirus, ist unter natürli-
chen Bedingungen von Wildvögeln auf Hausgeflügel übertragbar und kann eine hohe 
Krankheits- und Sterblichkeitsrate nach sich ziehen. Es ist daher dringend erforder-
lich, alle nur möglichen Maßnahmen zu treffen, die die Gefahr einer Einschleppung 
und Weiterverbreitung des Erregers vermindern können.
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In Deutschland sind seit dem 30. Oktober 2020 über 1 180 HPAIV H5-Fälle bei Wild-
vögeln (ein Ausbruch umfasst zum Teil mehrere Wildvögel) sowie 250 Ausbrüche bei 
gehaltenen Vögeln festgestellt worden (Stand: 13. April 2021). Dies stellt im Vergleich 
zu den Zahlen von Anfang März einen deutlichen Anstieg dar. Außerdem meldeten 
25 europäische Länder Wildvogelfälle (766) beziehungsweise Ausbrüche von HPAIV 
des Subtyps H5 bei Hausgeflügel (659) (Stand: 25. März 2021).

Das Land Brandenburg verzeichnet am 13. April 2021 im Tierseuchennachrichten-
system (TSN) 63 Ausbrüche bei Wildvögeln und 11 Ausbrüche bei Geflügelhaltun-
gen, wobei zum Teil auch Bestände mit mehreren Tausend Tieren betroffen waren. 
Nahezu alle benachbarten Landkreise zu Berlin sind von Ausbrüchen betroffen.

In Berlin wurde der Geflügelpesterreger vom Subtyp H5N8 erstmals am 21. Novem- 
ber 2020 bei einem Wildvogel im Bezirk Steglitz-Zehlendorf amtlich festgestellt.  
Insgesamt erfolgten seitdem 18 Feststellungen bei Wildvögeln in den Bezirken  
Treptow-Köpenick, Friedrichshain-Kreuzberg, Charlottenburg-Wilmersdorf,  
Reinickendorf, Pankow, Spandau, Neukölln und Steglitz-Zehlendorf.

Am 2. März 2021 kam es zur Feststellung des ersten Ausbruchs der Geflügelpest 
vom Subtyp H5N8 in einem privaten Hausgeflügelbestand im Bezirk Treptow- 
Köpenick. Wildvögeln gelten hier als wahrscheinliche Einschleppungsursache. 

Die mit diesem Ausbruch eingerichteten Restriktionszonen sind seit dem 2. April 
2021 aufgehoben.

Hühnervögel und Puten sind noch empfänglicher für das Virus als Wasservögel, so-
dass schon der Eintrag einer sehr geringen Virusmenge zu einem Seuchenausbruch 
führen kann. Das Friedrich-Loeffler-Institut geht in seiner aktuellen Risikobewertung 
aufgrund der Ausbreitung des hochpathogenen aviären Influenzavirus H5N8 in 
Wasservogelpopulationen in Deutschland von einem hohen Eintragsrisiko in Hausge-
flügelhaltungen und Vogelbestände in zoologischen Einrichtungen durch direkte und 
indirekte Kontakte zu Wildvögeln aus.

Das Land Berlin stellt aufgrund des Gewässerreichtums einen attraktiven Aufent-
haltsort für standorttreue und ziehende Wasservögel dar. Durch den einsetzenden 
Frühjahrs-Vogelzug sind die Dichte der Vogelpopulationen und damit die Wildvogel- 
bewegungen in den Rastgebieten derzeit besonders hoch. Dabei werden auch  
Berliner Landesflächen aufgesucht. Diese Bedingungen begünstigen die Virusüber- 
tragung und -ausbreitung zwischen ziehenden und standorttreuen Wildvögeln. 
Tote, infizierte Wildvögel werden wiederum von Aasfressern wie Greifvögeln und 
Rabenvögeln aufgenommen, die zu einer weiteren Virusverbreitung innerhalb ihres 
Bewegungsradius beitragen. Damit steigt auch das Risiko von Eintragungswegen in 
Geflügelbestände, die nicht unmittelbar in Gewässernähe lokalisiert sind.

Strukturell sind im Land Berlin vor allem kleine und mittlere Bestandgrößen in Frei-
landhaltung verortet, die einer besonderen Gefährdung unterliegen. Auch im über-
regionalen Seuchengeschehen sind kleinere Hausgeflügelbestände derzeit häufiger 
betroffen.

Am 17. Februar 2021 wurde mitgeteilt, dass sich bereits im Dezember letzten Jahres 
sieben Mitarbeiter einer Geflügelfarm in Russland mit dem Geflügelpestvirus vom 
Subtyp H5N8 infiziert haben. Auch wenn nicht von relevanten gesundheitlichen 
Beeinträchtigungen berichtet wurde, sollte in einem urbanen Raum wie Berlin dem 
Erreger nicht die Chance eingeräumt werden, sich in Hausgeflügel massenhaft zu 
vermehren und in engen Kontakt mit Menschen zu gelangen.

Unter Berücksichtigung der Gesamtlage ist die Anordnung der vorsorglichen, flächen-
deckenden Aufstallung als Mindestmaßnahme zur Verhinderung des Eintrags des 
Erregers von der Wildvogelpopulation in weitere Hausgeflügelbestände als erforder-
lich anzusehen. Der Vogelzug ist noch nicht ganz abgeschlossen, und der Erreger 
zirkuliert nun auch in standorttreuen Vögeln (Schwäne, Greifvögel).

Ein milderes Mittel zur Verhinderung eines Geflügelpestausbruchs bei Hausgeflügel 
steht derzeit nicht zur Verfügung. Die Aufstallung ist auch zumutbar, da dem Geflügel 
in entsprechenden Schutzvorrichtungen ein Mindestmaß an Auslauf zur Verfügung 
gestellt werden kann. Nicht zuletzt mussten Geflügelhalter aus den Erfahrungen der 
vergangenen Jahre jederzeit damit rechnen, dass mit Einsetzen des Vogelzugs eine 
Anordnung der Aufstallung erforderlich werden kann. 
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Zu II.

Gemäß § 37 Satz 2 Nummer 1 TierGesG hat ferner die Anfechtung einer Anordnung 
keine aufschiebende Wirkung, soweit eine Maßnahme nach Satz 1 angeordnet 
worden ist und die Anordnung auf § 5 Absatz 1, § 24 Absatz 3 oder § 38 Absatz 11 
gestützt ist.

Laut § 38 Absatz 11 TierGesG kann die zuständige Behörde zur Vorbeugung vor 
Tierseuchen und deren Bekämpfung eine Verfügung nach Maßgabe der §§ 6, 9, 10 
und 26 Absatz 1 bis 3 erlassen, soweit durch Rechtsverordnung eine Regelung nicht 
getroffen worden ist oder eine durch Rechtsverordnung getroffene Regelung nicht 
entgegensteht.

Zu III.

Diese tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung gilt gemäß § 41 Absatz 4 Satz 4 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Janu-
ar 2003 (BGBl. I S. 102), in der jeweils geltenden Fassung an dem auf die öffentliche 
Bekanntmachung folgenden Tag als bekannt gegeben.

Zu IV:

Aus den vergangenen Seuchenzügen der Geflügelpest ist eine Saisonalität der 
Infektion abzulesen. Um einen gegebenenfalls nachlassendem Infektionsdruck in den 
weiteren Aufstallungsmaßnahmen wirksam zu berücksichtigen, soll Mitte Mai eine 
erneute Risikobewertung erfolgen. 

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid ist der Widerspruch zulässig. Er ist innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe dieses Bescheides schriftlich oder zur Niederschrift beim Bezirks- 
amt Spandau von Berlin Abteilung Bürgerdienste, Ordnung und Jugend, Veterinär- 
und Lebensmittelaufsicht, Zimmer U 50/U 48, Carl-Schurz-Straße 2-6, 13578 Berlin, 
zu erheben. Die Schriftform kann durch die elektronische Form ersetzt werden. In 
diesem Fall ist das elektronische Dokument mit einer qualifizierten elektronischen 
Signatur zu versehen und fristgerecht an: vetleb@ba-spandau.berlin.de zu senden.

Es wird darauf hingewiesen, dass bei schriftlicher Einlegung des Widerspruchs die 
Widerspruchsfrist nur dann gewahrt ist, wenn der Widerspruch innerhalb dieser Frist 
eingegangen ist.

Gemäß § 37 Satz 2 Nummer 1 TierGesG hat die Anfechtung einer Anordnung keine 
aufschiebende Wirkung, soweit eine Maßnahme nach Satz 1 angeordnet worden ist 
und die Anordnung auf § 5 Absatz 1, § 24 Absatz 3 oder § 38 Absatz 11 gestützt ist.

Hinweise
Verstöße gegen die Anordnungen stellen eine Ordnungswidrigkeit dar und können 
mit einer Geldbuße geahndet werden.

Jede Halterin und jeder Halter von Geflügel, hat seinen Tierbestand im Fachbereich 
Veterinär- und Lebensmittelaufsicht schriftlich, telefonisch unter: 90279-2557 oder 
per E-Mail unter: vetleb@ba-spandau.berlin.de anzumelden. 

Außerdem werden alle Halterinnen und Halter von Geflügel auf die Einhaltung der 
Biosicherheitsmaßnahmen hingewiesen. Auf der Internetseite der Senatsverwaltung 
für Justiz und Verbraucherschutz sind unter:

https://www.berlin.de/sen/verbraucherschutz/aufgaben/tierschutz/tierseuchen/geflue-
gelpest-vogelgrippe-267535.php 

entsprechende Merkblätter einsehbar. 

mailto:vetleb@ba-spandau.berlin.de
mailto:vetleb@ba-spandau.berlin.de
https://www.berlin.de/sen/verbraucherschutz/aufgaben/tierschutz/tierseuchen/gefluegelpest-vogelgrippe-267535.php
https://www.berlin.de/sen/verbraucherschutz/aufgaben/tierschutz/tierseuchen/gefluegelpest-vogelgrippe-267535.php
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Steglitz-Zehlendorf

Grundstücksnummerierungen

Bekanntmachung vom 12. April 2021

Verm 2

Telefon: 90299-7434 oder 90299-0, intern 9299-7434

Das Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin, Abteilung Finanzen, Personal,  
Stadtentwicklung und Wirtschaftsförderung, Stadtentwicklungsamt, Fachbereich  
Vermessung und Kataster, hat folgende Grundstücksnummern festgesetzt, aufgeho-
ben oder zugeordnet:

Straßen Grundstücksnummern 
alt (bisher)

Grundstücksnummer 
neu

Ortsteil Lankwitz
Kaulbachstraße 57, 59, 61 57, 59
Ortsteil Lichterfelde
Brahmsstraße - 14 A
Achenseeweg  
Jenbacher Weg

93  
-

93  
46

Steinheilpfad 3 3, 3 A
Ortsteil Nikolassee
Cimbernstraße - 30 A, 30 B, 30 D
Ortsteil Zehlendorf
Glockenstraße - 10

Die Nummerierungspläne können im Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin, 
Abteilung Finanzen, Personal, Stadtentwicklung und Wirtschaftsförderung, Stadtent
wicklungsamt, Fachbereich Vermessung und Kataster, Dienstgebäude Rathaus 
Zehlendorf, Kirchstraße 1/3, 14163 Berlin, eingesehen werden.

Steglitz-Zehlendorf

Allgemeinverfügung vom 15. April 2021 -  
Verlängerung der Aufstallungspflicht

Bekanntmachung vom 16. April 2021

OA 1

Telefon: 90299-8550 oder 90299-0, intern 9299-8550

Das Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin erlässt auf der Grundlage des § 13 
der Geflügelpest-Verordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 
2018 (BGBl. I S. 1665, 2664) in Verbindung mit Nummer 16a Absatz 4 der Anlage 
zum Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetz (ZustKat Ord) folgende Tierseu-
chenrechtliche 

Allgemeinverfügung
Zur Vermeidung der Einschleppung und Verschleppung des hochpathogenen aviären 
Influenzavirus (Geflügelpest) wird angeordnet:

I.	 Alle Halterinnen und Halter von Geflügel im gesamten Gebiet des Bezirks 
Steglitz-Zehlendorf von Berlin haben Hühner, Truthühner, Perlhühner, Rebhühner, 
Fasane, Laufvögel, Wachteln, Enten oder Gänse

1.	 in geschlossenen Ställen 

oder
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2.	 unter einer Vorrichtung, die aus einer überstehenden, nach oben gegen Ein-
träge gesicherten dichten Abdeckung und mit einer gegen das Eindringen von 
Wildvögeln gesicherten Seitenbegrenzung bestehen muss (Schutzvorrich-
tung), zu halten.

II.	 Die sofortige Vollziehung der unter I. getroffenen Anordnungen dieser tierseu-
chenrechtlichen Allgemeinverfügung wird angeordnet.

III.	 Diese tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung tritt am 16. April 2021 in Kraft 
und mit Ablauf des 30. April 2021 außer Kraft.

Begründung
Zu I.

Nach § 13 der Geflügelpest-Verordnung in Verbindung mit § 38 Absatz 11 und § 6 
des Tiergesundheitsgesetzes (TierGesG) ordnet die zuständige Behörde die Aufstal-
lung des Geflügels in geschlossenen Ställen oder unter einer Vorrichtung, die aus 
einer überstehenden, nach oben gegen Einträge gesicherten dichten Abdeckung 
und mit einer gegen das Eindringen von Wildvögeln gesicherten Seitenbegrenzung 
bestehen muss (Schutzvorrichtung), an, soweit dies auf Grund einer Risikobewertung 
zur Vermeidung der Einschleppung oder Verschleppung der Geflügelpest durch Wild
vögel erforderlich ist.

Die Zuständigkeit für den Erlass dieser Tierseuchenrechtlichen Allgemeinverfügung 
ergibt sich aus Nummer 16a Absatz 4 der Anlage zu § 2 Absatz 4 Satz 1 des Allge-
meinen Sicherheits- und Ordnungsgesetzes.

Die für das Land Berlin am 13. April 2021 durchgeführte Risikobewertung führte zu 
folgendem Ergebnis:

Seit Oktober 2020 wird ein verstärktes Auftreten von hochpathogener aviärer Influen-
za (Geflügelpest) bei Wildvögeln in Deutschland festgestellt. Das Seuchengeschehen 
geht mit einer hohen Krankheits- und Todesrate besonders bei Wasser- und Greifvö-
geln einher. Die anfänglich lokale Ausbreitung an der Nord- und Ostseeküstenregion 
ist einer ubiquitären Verteilung des Ausbruchsgeschehens über nahezu alle Bundes-
länder gewichen. In Deutschland sind seit dem 30. Oktober 2020 über 1 180 HPAIV 
H5-Fälle bei Wildvögeln (ein Ausbruch umfasst zum Teil mehrere Wildvögel) sowie 
250 Ausbrüche bei gehaltenen Vögeln festgestellt worden (Stand: 13. April 2021). 
Dies stellt im Vergleich zu den Zahlen von Anfang März einen deutlichen Anstieg dar. 
Außerdem meldeten 25 europäische Länder Wildvogelfälle (766) beziehungsweise 
Ausbrüche von HPAIV des Subtyps H5 bei Hausgeflügel (659) (Stand: 25. März 
2021). 

Das Land Brandenburg verzeichnet am 13. April 2021 im Tierseuchennachrichten-
system (TSN) 63 Ausbrüche bei Wildvögeln und 11 Ausbrüche bei Geflügelhaltun-
gen, wobei zum Teil auch Bestände mit mehreren Tausend Tieren betroffen waren. 
Nahezu alle benachbarten Landkreise zu Berlin sind von Ausbrüchen betroffen.

In Berlin wurde der Geflügelpesterreger vom Subtyp H5N8 erstmals am 21. Novem- 
ber 2020 bei einem Wildvogel im Bezirk Steglitz-Zehlendorf amtlich festgestellt.  
Insgesamt erfolgten seitdem 18 Feststellungen bei Wildvögeln in den Bezirken  
Treptow-Köpenick, Friedrichshain-Kreuzberg, Charlottenburg-Wilmersdorf,  
Reinickendorf, Pankow, Spandau, Neukölln und Steglitz-Zehlendorf.

Ebenfalls am 2. März 2021 kam es zur Feststellung des ersten Ausbruchs von HPAI 
H5N8 in einem privaten Hausgeflügelbestand im Bezirk Treptow-Köpenick. Alle Tiere 
sind innerhalb kurzer Zeit unter einer schweren Durchfallsymptomatik verendet. 
Die Anordnung und Kontrolle tierseuchenrechtlicher Maßnahmen, sowie die Durch-
führung epidemiologischer Ermittlungen stellten für die betroffenen VetLeb einen 
besonderen personellen Kraftakt dar. Die Restriktionszonen sind seit dem 2. April 
2021 aufgehoben.

Der Herkunftsbetrieb der Hühner des Ausbruchsbestands im Land Brandenburg 
konnte nicht als Ursprung des Ausbruchs identifiziert werden, so dass von hier inso-
fern das Virusvorkommen bei Wildvögeln als wahrscheinliche Einschleppungsursa-
che angesehen wird.

Das Land Berlin stellt aufgrund des Gewässerreichtums einen attraktiven Aufent-
haltsort für standorttreue und ziehende Wasservögel dar. Durch den einsetzenden 
Frühjahrs-Vogelzug sind die Dichte der Vogelpopulationen und damit die Wildvogel- 
bewegungen in den Rastgebieten derzeit besonders hoch. Dabei werden auch 
Berliner Landesflächen aufgesucht. Diese Bedingungen begünstigen die Virus-
übertragung und -ausbreitung zwischen ziehenden und standorttreuen Wildvögeln. 
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Tote, infizierte Wildvögel werden wiederum von Aasfressern wie Greifvögeln und 
Rabenvögeln aufgenommen, die zu einer weiteren Virusverbreitung innerhalb ihres 
Bewegungsradius beitragen. Damit steigt auch das Risiko von Eintragungswegen in 
Geflügelbestände, die nicht unmittelbar in Gewässernähe lokalisiert sind.

Diese Gesamtlage weist zusammengenommen darauf hin, dass sich das Virus 
weiterhin überregional und auch in der gesamten Berliner Landesfläche ausbreitet 
und es jederzeit zu weiteren Fällen in der Wildvogelpopulation kommen kann, die das 
Risiko der Einschleppung in Hausgeflügelbestände erhöhen. Angesichts der Tatsa-
che, dass in Vergangenheit einige markante Totfunde nicht der Tierseuchendiagnos-
tik zugeführt werden konnten, ist zu befürchten, dass der Erreger unerkannt auch 
in weiteren Bezirken zirkulieren könnte. Zusätzlich ist für die vergleichsweise kleine 
Landesfläche Berlins epidemiologisch bedeutsam, dass infizierte Wildvögel vor ihrem 
Verenden das Geflügelpestvirus beim Standortwechsel durch Einflug in mehrere 
Geflügelbestände einzutragen vermögen. Bezirksgrenzen werden dabei in der Regel 
nicht beachtet.

Strukturell sind im Land Berlin vor allem kleine und mittlere Bestandgrößen in 
Freilandhaltungen verortet, die einer besonderen Gefährdung unterliegen. Auch im 
überregionalen Seuchengeschehen sind kleine Hausgeflügelbestände derzeit häufi-
ger betroffen.

Hühnervögel und Puten sind noch empfänglicher für das Virus als Wasservögel, so 
dass schon der Eintrag einer sehr geringen Virusmenge zu einem Seuchenausbruch 
führen kann. Das Friedrich-Loeffler-Institut geht in seiner aktuellen Risikobewertung 
vom 25. März 2021 aufgrund der Ausbreitung des hochpathogenen aviären Influen-
zavirus H5N8 in Wasservogelpopulationen in Deutschland nach wie vor von einem 
hohen Eintragsrisiko in Nutzgeflügelhaltungen und Vogelbestände in zoologischen 
Einrichtungen durch direkte und indirekte Kontakte zu Wildvögeln aus. Aufgrund 
eines schweren Ausbruchsgeschehens in mehreren Bundesländern im Zusammen-
hang mit dem mobilen Geflügelhandel wird in diesem Zusammenhang ebenfalls zu 
äußerster Vorsicht gemahnt.

Am 15. März 2021 berichtete das Vereinigte Königreich über HPAIV H5N8-Nach-
weise bei einem Fuchs (Vulpes vulpes), vier Seehunden (Phoca vitulina) und einer 
Kegelrobbe (Halichoerus grypus), die bereits im Dezember untersucht worden waren. 
Die Säugetiere zeigten pathomorphologische Veränderungen, die auf eine akute sys-
temische virale Infektion schließen ließ. Ein Sequenzvergleich des Virus zeigte eine 
nahezu identische Verwandtschaft mit den Viren von Höckerschwänen, die krank in 
eine Wildtier-Auffangstation verbracht worden waren, in die auch die untersuchten 
Säugetiere aufgenommen wurden und dort eine Woche nach dem Tod der Schwäne 
verstarben.

Am 17. Februar 2021 wurde mitgeteilt, dass sich bereits im Dezember letzten Jahres 
sieben Mitarbeiter einer Geflügelfarm in Russland mit dem Geflügelpestvirus vom 
Subtyp H5N8 infiziert haben. Auch wenn nicht von relevanten gesundheitlichen Be-
einträchtigungen berichtet wurde, ist zu beachten, dass die dem Erreger eigene Ten-
denz der antigenetischen Drift zu einer Verstärkung des zoonotischen Potentials und 
somit der humanen Gefährdung beitragen kann. In einem urbanen Bundesland wie 
Berlin sollten insoweit im Sinne des gesundheitlichen Verbraucherschutzes weitere 
Passagen durch empfängliches Hausgeflügel mit massenhaften Ausscheidungen von 
HPAIV H5N8 verbunden mit Humankontakt dringend vermieden werden.

Auch ein eventuelles Übergreifen der Infektion über infiziertes Hausgeflügel auf  
weitere Wildreservoire (Füchse) ist zu verhindern.

Unter Berücksichtigung der Gesamtlage ist die Anordnung der vorsorglichen, flächen-
deckenden Aufstallung als Mindestmaßnahme zur Verhinderung des Eintrags des 
Erregers von der Wildvogelpopulation in weitere Hausgeflügelbestände weiterhin als 
erforderlich anzusehen. Der Vogelzug ist noch nicht ganz abgeschlossen, und der 
Erreger zirkuliert nun auch in standorttreuen Vögeln (Schwäne, Greifvögel).

Ein milderes Mittel zur Verhinderung eines Geflügelpestausbruchs bei Hausgeflügel 
steht derzeit nicht zur Verfügung. Die Aufstallung ist auch zumutbar, da dem Geflügel 
in entsprechenden Schutzvorrichtungen ein Mindestmaß an Auslauf zur Verfügung 
gestellt werden kann. Nicht zuletzt mussten Geflügelhalter aus den Erfahrungen der 
vergangenen Jahre jederzeit damit rechnen, dass mit Einsetzen des Vogelzugs eine 
Anordnung der Aufstallung erforderlich werden kann.

Die Aufstallungsanordnung kann aufgrund der mit steigenden Temperaturen abseh-
bar abflachenden Infektionskurve erneut befristet werden. Nach einer wiederholten 
Risikobewertung muss die Aufstallung bei anhaltender Gefährdungslage gegebenen-
falls verlängert werden.
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Zu II.

Gemäß § 80 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 der Verwaltungsgerichtsordnung wurde 
die sofortige Vollziehung der Maßnahme angeordnet. Ein Widerspruch und eine 
Anfechtungsklage gegen diese tierseuchenrechtliche Verfügung haben damit keine 
aufschiebende Wirkung. Ein besonderes öffentliches Interesse für die Anordnung der 
sofortigen Vollziehung ist hier gegeben, weil durch eine Einschleppung der Geflügel-
pest durch Wildvögel in Hausgeflügelbestände und eine folgende Weiterverbreitung 
die Gefahr von tiergesundheitlichen und wirtschaftlichen Schäden erheblich wäre 
und deshalb sofort zu unterbinden ist. Die Prävention hoher Rechtsgüter (Tierge-
sundheitsschutz, Gesundheitsschutz, Schutz der Volkswirtschaft) erfordert hier ein 
Zurückstehen der Individualinteressen von Geflügelhalterinnen und -haltern am 
Eintritt der aufschiebenden Wirkung eines Rechtsbehelfs. Das öffentliche Interesse 
an umgehenden Maßnahmen zum Schutz gegen eine Einschleppung und Weiterver-
breitung der Geflügelpest überwiegt.

Zu III.

Nach § 2 Absatz 5 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Berlin kann im 
besonderen Einzelfall über § 41 Absatz 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes hinaus 
die öffentliche Bekanntgabe einer Allgemeinverfügung auch dadurch erfolgen, dass 
ihr verfügender Teil an geeigneter Stelle im Internetauftritt des Landes Berlin zugäng-
lich gemacht wird. Da der Ausbruch in einem Hausgeflügelbestand in Treptow- 
Köpenick nach derzeitigen Erkenntnissen auf den bereits eingesetzten Durchzug 
infizierter Wildvögel zurückzuführen ist, können die mit einem Inkrafttreten dieser 
Allgemeinverfügung erst nach Veröffentlichung im Amtsblatt für Berlin eintretenden 
Verzögerungen nicht in Kauf genommen werden.

Aus den vergangenen Seuchenzügen der Geflügelpest ist eine Saisonalität der 
Infektion abzulesen. Um einen gegebenenfalls nachlassendem Infektionsdruck in den 
weiteren Aufstallungsmaßnahmen wirksam zu berücksichtigen, soll rechtzeitig vor 
Außerkrafttreten eine erneute Risikobewertung erfolgen.

Hinweise
Fahrlässige oder vorsätzliche Verstöße gegen die Anordnungen stellen gemäß § 64 
Nummer 14b der Geflügelpestschutzverordnung in Verbindung mit § 32 Absatz 2  
Nummer 4 Buchstabe b des Tiergesundheitsgesetzes eine Ordnungswidrigkeit dar 
und können mit einer Geldbuße bis zu dreißigtausend Euro geahndet werden.

Ausnahmen von der Aufstallugsanordnung bedürfen der ausdrücklichen schriftlichen 
Genehmigung durch den Fachbereich Veterinär- und Lebensmittelaufsicht des Be-
zirksamtes Steglitz-Zehlendorf von Berlin.

Jede Halterin und jeder Halter von Geflügel, hat seinen Tierbestand im Fachbereich 
Veterinär- und Lebensmittelaufsicht schriftlich, telefonisch oder per E-Mail unter: 
vetleb@ba-sz.berlin.de anzumelden.

Außerdem werden alle Halterinnen und Halter von Geflügel auf die Einhaltung der 
Biosicherheitsmaßnahmen hingewiesen. 

Auf der Internetseite der Senatsverwaltung für Justiz und Verbraucherschutz sind 
unter: 

https://www.berlin.de/sen/verbraucherschutz/aufgaben/tierschutz/tierseuchen/geflue-
gelpest-vogelgrippe-267535.php 

entsprechende Merkblätter einsehbar.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekannt- 
gabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist beim Bezirksamt Steglitz- 
Zehlendorf von Berlin, Ordnungsamt, Fachbereich Veterinär- und Lebensmittelauf-
sicht, Königin-Luise-Straße 92, 14195 Berlin, schriftlich oder zur Niederschrift oder 
in elektronischer Form mit qualifizierter elektronischer Signatur nach der Verordnung 
(EU) Nummer 910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 
2014 über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische 
Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG (ABl. 
Nummer L 257 der Europäischen Union vom 28. August 2014, S. 73) sowie dem 
Vertrauensdienstegesetz, verkündet als Artikel 1 des elDAS-Durchführungsgesetzes 
vom 18. Juli 2017 (BGBl. I 2745) an die E-Mail-Adresse: post.ordnungsamt@ba-sz.
berlin.de einzulegen. Die Frist ist nur dann gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb 
der Frist eingegangen ist.

mailto:vetleb@ba-sz.berlin.de
https://www.berlin.de/sen/verbraucherschutz/aufgaben/tierschutz/tierseuchen/gefluegelpest-vogelgrippe-267535.php
https://www.berlin.de/sen/verbraucherschutz/aufgaben/tierschutz/tierseuchen/gefluegelpest-vogelgrippe-267535.php
mailto:post.ordnungsamt@ba-sz.berlin.de
mailto:post.ordnungsamt@ba-sz.berlin.de
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Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung (§ 80 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 
VwGO) kann gemäß 80 Absatz 5 VwGO beim Verwaltungsgericht Berlin,  
Kirchstraße 7, 10557 Berlin, ein Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden  
Wirkung gestellt werden.

Tempelhof-Schöneberg

Vollzug des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) -  
Isolation von engen Kontaktpersonen, von Verdachtspersonen  

und von positiv auf das Coronavirus getesteten Personen

Bekanntmachung vom 13. April 2021

JUGSDezRef

Telefon: 90277-8703 oder 90277-0, intern 9277-8703

Das Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin, Abteilung Jugend, Umwelt,  
Gesundheit, Schule und Sport, erlässt auf der Grundlage des § 28 Absatz 1 Satz 1, 
§ 29 Absatz 1 und 2, § 30 Absatz 1 Satz 2 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) in 
Verbindung mit Nummer 16 Absatz 1 Buchstabe a der Anlage zum Allgemeinen 
Sicherheits- und Ordnungsgesetz (ZustKat Ord) und § 3 Absatz 4 des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes (VwVfG BE) in Verbindung mit § 1 Absatz 1 des Gesetzes über 
das Verfahren der Berliner Verwaltung (VwVfG BE) folgende

Allgemeinverfügung
1 - Anwendungsbereich und Begriffsbestimmung 
Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung gelten, soweit das Gesundheitsamt  
Tempelhof-Schöneberg nicht etwas Anderes anordnet, für folgende Personen (betrof-
fene Personen), die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Bezirk Tempelhof-Schöneberg 
haben oder zuletzt hatten:

1.1 - Personen, denen vom Gesundheitsamt oder auf Veranlassung des Gesund
heitsamts oder nach ärztlicher Beratung von einem Arzt oder einer Ärztin mitgeteilt 
wurde, dass sie aufgrund eines engen Kontakts zu einem bestätigten Fall von  
COVID-19 (positiver PCR-Test) nach den jeweils geltenden Kriterien des Robert 
Koch-Instituts enge Kontaktpersonen sind.

1.2 - Personen, die Erkrankungszeichen zeigen, die auf eine SARS-CoV-2-Infektion 
hindeuten und für die entweder das Gesundheitsamt eine Testung auf SARS-CoV-2 
angeordnet hat oder die sich aufgrund der Erkrankungszeichen nach ärztlicher 
Beratung einer Testung auf SARS-CoV-2 unterzogen haben und damit als Verdachts-
person für eine SARS-CoV-2-Infektion gelten. Die Isolation endet mit dem Nachweis 
eines negativen PCR-Testergebnisses.

Eine Verdachtsperson ist auch eine Person mit einem positiven Schnelltest (ein-
schließlich Selbsttest) für den direkten Erregernachweis von SARS-CoV-2 (Antigen-
test). Die Isolation endet mit dem Nachweis eines negativen PCR-Testergebnisses. 
Bei einer Bestätigung durch ein positives PCR-Testergebnis gilt Nummer 1.3 dieser 
Allgemeinverfügung.

1.3 - Personen, die Kenntnis davon haben, dass eine nach Inkrafttreten dieser 
Allgemeinverfügung bei ihnen vorgenommene molekularbiologische Untersuchung 
auf das Vorhandensein von SARS-CoV-2-Viren (PCR-Test) ein positives Ergebnis 
aufweist, gelten als positiv getestete Personen.

Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung gelten zudem für betroffene Personen, 
die nicht ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Bezirk Tempelhof-Schöneberg haben  
oder zuletzt hatten, wenn der Anlass für die Amtshandlung im Bezirk Tempelhof- 
Schöneberg hervortritt. In diesen Fällen wird das örtlich zuständige Gesundheitsamt 
unverzüglich unterrichtet. Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung gelten so lange 
fort, bis das örtlich zuständige Gesundheitsamt etwas Anderes entscheidet.

2 - Anordnung und Beginn der Isolation
2.1 - Enge Kontaktpersonen (vergleiche oben Nummer 1.1) müssen sich unverzüg-
lich nach der Mitteilung des Gesundheitsamts oder der Mitteilung auf Veranlassung 
des Gesundheitsamts gemäß Nummer 1.1 in Isolation begeben, sofern keine ander-
weitige Anordnung des Gesundheitsamtes erfolgt.
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Ausgenommen von der Pflicht zur Isolation nach Nummer 2.1 Absatz 1 sind Kontakt
personen, die innerhalb von sechs Monaten vor dem engen Kontakt bereits ein 
laborbestätigter Fall waren, soweit sie dem Gesundheitsamt ein positives Testergeb-
nis in Bezug auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 auf Papier oder in 
einem elektronischen Dokument in deutscher, englischer oder französischer Sprache 
unverzüglich vorlegen, sowie Kontaktpersonen, die vollständig geimpft sind oder ein 
laborbestätigter Fall waren und einmal geimpft sind.

Diese Ausnahme von der Isolationspflicht gilt nicht für Kontaktpersonen zu einem 
bestätigten Covid-19-Fall, bei dem der Verdacht auf eine SARS-CoV-2-Virus-Varian-
te, die nach den jeweils geltenden Kriterien des Robert Koch-Instituts als besorgnis
erregend eingestuft werden (besorgniserregende Virusvarianten, außer der Variante 
B.1.1.7), sowie für vollständig geimpfte Patientinnen und Patienten (Tag 15 nach 
der zweiten Impfung), in medizinischen Einrichtungen und für vollständig geimpfte 
Bewohnerinnen und Bewohner (Tag 15 nach der zweiten Impfung) von stationären 
Pflegeeinrichtungen.

Entwickelt eine nach diesem Absatz von der Pflicht zur Isolation ausgenommene 
Kontaktperson innerhalb von 14 Tagen nach dem engen Kontakt Erkrankungszei-
chen, die auf eine SARS-CoV-2-Infektion hindeuten, muss sie sich unverzüglich in 
Isolation begeben und es gelten die Regelungen der Nummer 1.2.

2.2 - Verdachtspersonen (vergleiche oben Nummer 1.2) müssen sich unverzüglich 
nach der Mitteilung des Gesundheitsamts über die Anordnung der Testung oder, 
wenn eine solche Anordnung nicht erfolgt ist, unverzüglich nach Vornahme der Tes-
tung in Isolation begeben. Verdachtspersonen sind gemäß § 6 Absatz 1 Nummer 1 
Buchstabe t IfSG dem Gesundheitsamt zu melden.

Verdachtspersonen mit einem positiven Schnelltestergebnis beziehungsweise Selbst-
testergebnis müssen sich in Isolation begeben, bis ein negativer PCR-Test vorliegt.

2.3 - Positiv getestete Personen (vergleiche oben Nummer 1.3) müssen sich unver-
züglich nach Kenntniserlangung des positiven Testergebnisses in Isolation begeben. 
Die Meldepflichten gemäß § 6 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe t und § 7 Absatz 1 
Nummer 44a IfSG bleiben unberührt. Die positiv getestete Person ist verpflichtet, 
sich beim Gesundheitsamt zu melden und dieses über das Testergebnis zu informie-
ren.

3 - Vorschriften zur Isolation
3.1 - Die Isolation hat in einer Wohnung oder einem anderweitig räumlich abgrenz
baren Teil eines Gebäudes zu erfolgen (Isolationsort).

3.2 - Enge Kontaktpersonen, Verdachtspersonen und positiv getestete Personen 
dürfen während der Zeit der Isolation den Isolationsort nicht ohne ausdrückliche 
Zustimmung des Gesundheitsamtes verlassen. Der zeitweise Aufenthalt in einem 
zu dem Isolationsort gehörenden Garten, einer Terrasse oder eines Balkons ist 
alleine gestattet. Für Testungen, die vom Gesundheitsamt angeordnet sind, darf der 
Isolationsort verlassen werden. Dies gilt vorbehaltlich weiterer Ausnahmen dieser 
Allgemeinverfügung.

3.3 - In der gesamten Zeit der Isolation soll eine räumliche oder zeitliche Trennung 
von anderen im Haushalt der oder des Betroffenen lebenden, nicht selbst isolierten 
Personen beachtet werden. 

3.4 - Während der Isolation darf die betroffene Person keinen Besuch von Personen, 
die nicht zum selben Haushalt gehören, empfangen. Das Gesundheitsamt kann im 
begründeten Einzelfall eine andere Entscheidung treffen. 

4 - Hygieneregeln während der Isolation
4.1 - Die enge Kontaktperson, die Verdachtsperson oder die positiv getestete Person 
sowie gegebenenfalls auch die weiteren im Haushalt lebenden Personen werden 
hinsichtlich geeigneter Hygiene- und Schutzmaßnahmen, insbesondere zur Verhin-
derung einer weiteren Verbreitung der Infektionen, schnellstmöglich informiert.

4.2 - Die Hinweise des Gesundheitsamts sowie des Robert Koch-Instituts zu den 
Hygiene- und Schutzmaßnahmen sind zu beachten.

5 - Maßnahmen während der Isolation von engen Kontaktpersonen
5.1 - Das Gesundheitsamt soll den Kontakt mit der engen Kontaktperson aufnehmen.  
Dazu stehen auf der Website des Bezirksamtes Tempelhof-Schöneberg von Berlin 
nähere Informationen und ein Kontaktformular zum Herunterladen bereit. Das Aus-
füllen und Absenden des Kontaktformulars per E-Mail kann diese Kontaktaufnahme 
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wesentlich erleichtern und beschleunigen. Die Kontaktaufnahme erfolgt bevorzugt 
durch elektronische Kommunikationsmittel wie zum Beispiel E-Mail oder andere 
digitale Medien oder telefonisch. 

5.2 - Während der Zeit der Isolation hat die enge Kontaktperson ein Tagebuch zu 
führen, in dem - soweit möglich - zweimal täglich (mit einem Zeitabstand von mindes-
tens sechs Stunden zwischen den Messungen) die Körpertemperatur und - soweit 
vorhanden - der Verlauf von Erkrankungszeichen sowie allgemeine Aktivitäten und 
der Kontakt zu weiteren Personen festzuhalten sind. Auf Verlangen des Gesundheits-
amtes hat die enge Kontaktperson Informationen aus dem Tagebuch mitzuteilen.

5.3 - Sollte die Aufrechterhaltung des Geschäftsbetriebs in einem Unternehmen der 
kritischen Infrastruktur (Ausnahme medizinische und/oder pflegende Tätigkeiten) 
oder des Dienstbetriebs einer Behörde trotz Ausschöpfung aller organisatorischen 
Möglichkeiten wie der Umsetzung von Personal aus anderen Bereichen, durch die 
Isolation gefährdet sein, kann bei engen Kontaktpersonen im Einzelfall unter Beach- 
tung von Auflagen zur Einhaltung der Infektionshygiene zum Schutz anderer Perso- 
nen von der Anordnung der Isolation für die Zeit der Ausübung der beruflichen 
Tätigkeit sowie den direkten Arbeitsweg abgewichen werden. Die Entscheidung trifft 
das zuständige Gesundheitsamt unter Anordnung der im Einzelfall zu beachtenden 
Auflagen, gegebenenfalls nach Rücksprache mit der Betriebs- oder Behördenleitung.

Mit der Möglichkeit einer Impfung entfallen die bisherigen Optionen zur vorzeitigen 
Tätigkeitsaufnahme von Kontaktpersonen unter medizinischem und/oder pflegendem 
Personal bei relevantem Personalmangel.

6 - Weitergehende Regelungen während der Isolation
6.1 - Wenn enge Kontaktpersonen Krankheitszeichen zeigen, die auf eine 
SARS-CoV-2-Infektion hindeuten (insbesondere eine erhöhte Temperatur über 37,5 
Grad, Allgemeinsymptome oder akute respiratorische Symptome wie zum Beispiel 
Husten, Halsschmerzen, Schnupfen, Kopf- oder Gliederschmerzen), oder wenn sich 
bei Verdachtspersonen der Gesundheitszustand verschlechtert, haben sie das Ge-
sundheitsamt unverzüglich zu kontaktieren:

Kontaktdaten des Gesundheitsamts für Personen in Isolation/Quarantäne:
bevorzugt bitte per E-Mail: corona@ba-ts.berlin.de

Telefon: 030 90277-7351

6.2 - Sollte während der Isolation eine weitergehende medizinische Behandlung 
oder ein Rettungstransport erforderlich werden, muss die betroffene Person vorab 
telefonisch die versorgende Einrichtung oder den Rettungsdienst über den Grund der 
Isolation informieren. Das Gesundheitsamt ist zusätzlich - soweit möglich - vorab zu 
unterrichten.

6.3 - Ist die betroffene Person minderjährig oder ist eine Betreuerin oder ein Betreuer 
gesetzlich bestimmt, sind die Personensorgeberechtigten für die Einhaltung der 
Isolation verantwortlich.

7 - Beendigung der Maßnahmen
7.1 - Für enge Kontaktpersonen, bei denen kein positives Testergebnis auf das 
Vorhandensein des Coronavirus SARS-CoV-2 vorliegt, endet die Isolation, wenn der 
enge Kontakt (Tag 0) im Sinne der jeweils geltenden Kriterien des Robert Koch-Insti-
tuts zu einem bestätigten COVID-19-Fall vierzehn Tage zurückliegt und während der 
Isolation keines der für COVID-19 typischen Krankheitszeichen aufgetreten ist. Ein 
negatives Testergebnis ersetzt oder verkürzt die Isolation nicht.

Lebt die enge Kontaktperson in demselben Haushalt wie die positiv getestete Person 
und zeigt die positiv getestete Person COVID-19-typische Erkrankungszeichen, 
endet die häusliche Isolation vierzehn Tage nach Beginn der Symptome (Tag 0) der 
positiv getesteten Person, wenn bei der Kontaktperson selbst während der Isolation 
keines der für COVID-19 typischen Krankheitszeichen aufgetreten ist. Erfährt eine 
enge Kontaktperson, dass sie positiv auf das Vorhandensein des Coronavirus  
SARS-CoV-2 getestet wurde, gelten die Regelungen für positiv getestete Personen.

7.2 - Bei Verdachtspersonen endet die Isolation mit dem Vorliegen eines negativen 
Testergebnisses durch eine PCR-Testung. Ist das Testergebnis der Verdachtsperson 
positiv, wird die Isolation fortgesetzt und es gelten die Regelungen für positiv geteste-
te Personen.

mailto:corona@ba-ts.berlin.de
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7.3 - Für positiv getestete Personen endet nach derzeitigen RKI-Empfehlungen im 
Fall eines positiven Testergebnisses die Isolation bei asymptomatischem Krankheits
verlauf vierzehn Tage nach Erstnachweis des Erregers, bei symptomatischem 
Krankheitsverlauf vierzehn Tage nach Symptombeginn und nachhaltiger Besserung 
der Symptome seit mindestens 48 Stunden. Das Gesundheitsamt kann jederzeit eine 
andere Regelung festlegen entsprechend den jeweils aktuellen RKI-Empfehlungen.

7.4 - Über abweichende Regelungen entscheidet das Gesundheitsamt.

8 - Ordnungswidrigkeit
Ein Verstoß gegen diese Allgemeinverfügung kann nach § 73 Absatz 1a Nummer 6 
IfSG als Ordnungswidrigkeit mit einer Geldbuße bis zu fünfundzwanzigtausend Euro 
geahndet werden.

9 - Sofortige Vollziehbarkeit, Inkrafttreten, Außerkrafttreten
9.1 - Diese Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar.

9.2 - Diese Allgemeinverfügung tritt am 13. April 2021 in Kraft und mit Ablauf des 
11. Mai 2021 außer Kraft. Die Allgemeinverfügung wurde gemäß § 2 Absatz 5 des 
Gesetzes über das Verfahren der Berliner Verwaltung (VwVfG Bln) in Verbindung mit 
§ 41 Absatz 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) aufgrund besonderer 
Eilbedürftigkeit am 13. April 2021 auf der Internetseite des Bezirksamtes unter:

https://www.berlin.de/ba-tempelhof-schoeneberg/aktuelles/hinweise/artikel.1008519.
php

zugänglich gemacht.

Begründung
Nach § 28 Absatz 1 Satz 1 IfSG trifft die zuständige Behörde die notwendigen 
Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 IfSG genannten, wenn 
Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider festge-
stellt werden, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer 
Krankheiten erforderlich ist.

Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im Sinne des § 2 Num-
mer 1 IfSG, der sich in kurzer Zeit weltweit verbreitet. Es war zu beobachten, dass 
es auch in Tempelhof-Schöneberg zu einer raschen Verbreitung der Infektion in der 
Bevölkerung gekommen ist. Insbesondere bei älteren Menschen und Vorerkrankten 
besteht ein sehr hohes Erkrankungsrisiko.

Mit Hilfe zum Teil einschneidender Maßnahmen ist es gelungen, die Zahl der Neuin-
fektionen mit dem neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 sowie die Letalitätsrate 
aufgrund einer COVID-19-Erkrankung erheblich zu verringern. Da nach wie vor keine 
wirksame Therapie und Impfstoff nur in begrenztem Umfang zur Verfügung stehen, 
besteht die Gefahr einer Verstärkung des Infektionsgeschehens mit erheblichen Fol-
gen für Leben und Gesundheit der Bevölkerung und einer möglichen Überforderung 
des Gesundheitssystems unvermindert fort.

Nach der Risikobewertung des Robert Koch-Instituts handelt es sich weltweit und in 
Deutschland nach wie vor um eine sehr dynamische und ernst zu nehmende Situa
tion, die Gefährdung für die Gesundheit der Bevölkerung in Deutschland wird nach 
wie vor insgesamt als hoch, für Risikogruppen als sehr hoch eingeschätzt.

Gerade angesichts schwerer und lebensbedrohender Krankheitsverläufe muss es 
Ziel sein, durch geeignete Maßnahmen, wie eine Isolation von Kontaktpersonen mit 
engem Kontakt zu COVID-19-Fällen, von Verdachtspersonen, die aufgrund einschlä-
giger Symptomatik auf SARS-CoV-2 getestet werden und von Personen, die positiv 
auf das Vorhandensein des Coronavirus SARS-CoV-2 getestet wurden, eine Ausbrei-
tung der Infektion mit SARS-CoV-2 soweit wie möglich zeitlich zu verlangsamen. Nur 
so können auch die vorgenannten Risikogruppen ausreichend geschützt werden. Die 
Isolation ist dabei aus infektionsmedizinischer Sicht eine entscheidende Maßnahme 
zur Unterbrechung möglicher Infektionsketten.

Zu Nummer 1:

Das Gesundheitsamt ist für die gesundheitsaufsichtlichen Aufgaben zur Durch-
führung des Gesundheitsschutzes nach dem IfSG sachlich zuständig. Die örtliche 
Zuständigkeit besteht für betroffene Personen, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im 
Bezirk Tempelhof-Schöneberg haben oder zuletzt hatten. Dies entspricht regelmäßig 
dem Wohnsitz der Personen.

https://www.berlin.de/ba-tempelhof-schoeneberg/aktuelles/hinweise/artikel.1008519.php
https://www.berlin.de/ba-tempelhof-schoeneberg/aktuelles/hinweise/artikel.1008519.php
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Bei Gefahr im Verzug gilt eine Notzuständigkeit auf der Grundlage des § 3 Absatz 4 
VwVfG in Verbindung mit § 1 Absatz 1 VwVfG BE auch für betroffene Personen, die 
nicht ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Bezirk Tempelhof-Schöneberg haben oder 
zuletzt hatten. Unaufschiebbare Maßnahmen müssen danach durch das örtliche 
Gesundheitsamt getroffen werden, in dessen Bezirk der Anlass für die Amtshandlung 
hervortritt. In Anbetracht der genannten erheblichen Gefahren für die Gesundheit, die 
körperliche Unversehrtheit und das Leben zahlreicher Personen durch schwere und 
lebensbedrohende Krankheitsverläufe besteht Gefahr in Verzug bei allen betroffenen 
Personen, für die im Bezirk Tempelhof-Schöneberg der Anlass für die Isolation her-
vortritt. Die sofortige Entscheidung ist zur Verhinderung der weiteren Verbreitung des 
Coronavirus SARS-CoV-2 und damit im öffentlichen Interesse notwendig. Die Zu-
ständigkeit endet dort, wo die eigentlich zuständige Behörde wieder handlungsfähig 
ist. Das eigentlich örtlich zuständige Gesundheitsamt wird unverzüglich unterrichtet.

Unter die Definition einer engen Kontaktperson fallen die Personen, die einen engen 
Kontakt zu COVID-19-Erkrankten im Sinne der Empfehlungen „Kontaktpersonen-
nachverfolgung bei respiratorischen Erkrankungen durch das Coronavirus  
SARS-CoV-2“ des Robert Koch-Instituts gehabt haben. In der vorgenannten Empfeh-
lung werden die entsprechenden Übertragungswege der Erkrankung berücksichtigt 
und mögliche Expositionsszenarien benannt. Voraussetzung der Verpflichtung zur 
Isolation ist, dass die betreffende Person durch das Gesundheitsamt als enge Kon-
taktperson identifiziert wurde und eine entsprechende Mitteilung des Gesundheits
amts oder auf Veranlassung des Gesundheitsamts erhalten hat.

Unter Verdachtsperson werden Personen verstanden, die Erkrankungszeichen 
zeigen, die auf eine SARS-CoV-2-Infektion hinweisen und für die entweder vom 
Gesundheitsamt eine Testung auf SARS-CoV-2 angeordnet wurde oder die sich nach 
ärztlicher Beratung einer solchen Testung unterzogen haben. Desgleichen gelten alle 
Personen als Verdachtspersonen, die ein positives Schnell- oder Selbttestergebnis 
erhalten haben.

Positiv getestete Personen sind alle Personen, die Kenntnis davon haben, dass eine 
nach Inkrafttreten dieser Allgemeinverfügung bei ihnen vorgenommene molekular-
biologische Untersuchung auf das Vorhandensein von Coronavirus SARS-CoV-2 
(PCR-Test oder ein vom RKI als gleichwertig angesehenes molekularbiologisches 
Verfahren) ein positives Ergebnis aufweist.

Enge Kontaktpersonen und Verdachtspersonen werden aus der Definition positiv 
getesteter Personen ausgenommen, da enge Kontaktperson und Verdachtspersonen 
nach dieser Allgemeinverfügung bereits zeitlich vor der Kenntnis eines positiven 
Testergebnisses zur Isolation verpflichtet sind und die Pflicht zur Isolation für diese 
Personen mit Kenntnis des positiven Testergebnisses fortdauert. Diese Personen 
werden mit Kenntniserlangung von dem positiven Testergebnis zu positiv getesteten 
Personen, so dass ab Kenntniserlangung die Regelungen für positiv getestete Perso-
nen für sie gelten.

Zu Nummer 2:

Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im Sinne des § 2 Num-
mer 1 IfSG, der sich in Tempelhof-Schöneberg stark ausgebreitet hat. Da die Infekti-
on mit SARS-CoV-2 über Tröpfchen, zum Beispiel durch Husten und Niesen, sowie 
über Aerosole erfolgt, kann es über diesen Weg zu einer Übertragung von Mensch zu 
Mensch kommen. Prinzipiell ist auch eine Übertragung durch Schmierinfektion/Infek-
tion durch kontaminierte Oberflächen nicht auszuschließen. Beide Übertragungswe-
ge sind bei der Festlegung erforderlicher Maßnahmen daher zu berücksichtigen.

Nach derzeitigem Wissen kann die Inkubationszeit bis zu vierzehn Tage betragen. 
Daher müssen alle Personen, die in den letzten vierzehn Tagen einen engen Kontakt 
im Sinne der Empfehlungen des Robert Koch-Instituts mit einem COVID-19-Fall 
hatten, abgesondert werden. Da nicht nur bereits Erkrankte beziehungsweise Perso-
nen mit charakteristischen Symptomen, sondern auch infizierte Personen, die noch 
keine Krankheitszeichen zeigen, das Virus übertragen können, ist eine Isolation in 
jedem Fall erforderlich. Nur so können die Weitergabe von SARS-CoV-2-Viren an 
Dritte wirksam verhindert und Infektionsketten unterbrochen werden. Von besonderer 
Bedeutung ist dabei, dass die Betroffenen sich räumlich und zeitlich konsequent von 
Personen des eigenen Hausstands als auch weiteren Personen getrennt halten. Nur 
so kann ein Kontakt von Dritten mit potentiell infektiösen Sekreten und Körperflüssig-
keiten ausgeschlossen werden. Durch eine schnelle Identifizierung und Isolation von 
engen Kontaktpersonen durch das Gesundheitsamt wird sichergestellt, dass mög-
lichst keine unkontrollierte Weitergabe des Virus erfolgt.
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Für eine Kontaktperson, die selbst innerhalb der letzten sechs Monate vor dem en-
gen Kontakt ein laborbestätigter Fall war, sowie für eine Kontaktperson, die vollstän-
dig geimpft war (Tag 15 nach der zweiten Impfung) oder ein laborbestätigter Fall war 
und einmal geimpft ist, ist keine Isolation erforderlich. Nach den Empfehlungen des 
RKI soll lediglich ein Selbstmonitoring erfolgen. Bei Auftreten von Symptomen, die 
auf eine SARS-CoV-2-Infektion hindeuten, hat sich diese Kontaktperson sofort in  
Isolation zu begeben. Bei einem positiven Test wird die Kontaktperson wieder zu 
einem Fall. In dieser Situation sollten alle Maßnahmen ergriffen werden wie bei 
sonstigen Fällen auch. Diese Ausnahme von der Isolationspflicht gilt nicht für Kon-
taktpersonen zu einem bestätigten Covid-19-Fall, bei dem der Verdacht auf eine 
SARS-CoV-2-Virus-Variante, die nach den jeweils geltenden Kriterien des Robert 
Koch-Instituts als besorgniserregend eingestuft wird (insbesondere die Varianten 
B.1.351 und P.1), besteht oder eine solche Infektion bestätigt wurde, sowie für 
vollständig geimpfte Patientinnen und Patienten (Tag 15 nach der zweiten Impfung) 
in medizinischen Einrichtungen und für vollständig geimpfte Bewohnerinnen und 
Bewohner (Tag 15 nach der zweiten Impfung) von stationären Pflegeeinrichtungen.

Das Gesundheitsamt soll Kontakt mit den Betroffenen aufnehmen, sie über die 
Hygiene- und Schutzmaßnahmen informieren und gegebenenfalls entsprechendes 
Informationsmaterial übermitteln beziehungsweise übermitteln lassen. Vor diesem 
Hintergrund ist die zeitlich befristete Anordnung einer häuslichen Isolation aus medi-
zinischer und rechtlicher Sicht verhältnismäßig und gerechtfertigt.

Zur Eindämmung von Infektionen ist es zudem erforderlich, dass sich auch Ver-
dachtspersonen mit Erkrankungssymptomen oder einem positiven Schnelltest/
Selbsttest (direkter Antigentest), für die aufgrund dieser medizinischen Indikation 
entweder vom Gesundheitsamt eine Testung angeordnet wurde oder die sich nach 
ärztlicher Beratung einer Testung unterzogen haben, zunächst in häusliche Isolation 
begeben. Das Gesundheitsamt, Personen auf Veranlassung des Gesundheitsamts 
oder der beratende Arzt haben die Verdachtsperson über die Verpflichtung zur 
Quarantäne zu informieren. Die Meldepflicht nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
Buchstabe t und § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 44a IfSG, die auch in Fällen gilt, in 
denen die betreffende Person nicht bereit ist, sich freiwillig einer Testung zu unter-
ziehen, bleibt unberührt. Für Personen, die sich ohne Erkrankungssymptome einer 
lediglich aus epidemiologischer Indikation vorsorglich vorgenommenen Testung (etwa 
einer sogenannten „Reihentestung“ oder Selbsttestung) unterziehen, gilt die Pflicht 
zur Isolation nach dieser Allgemeinverfügung nicht, solange kein positives Testergeb-
nis vorliegt.

Zur Eindämmung der Infektion ist es darüber hinaus unabdingbar, dass sich Perso-
nen, bei denen eine molekularbiologische Untersuchung das Vorhandensein von Co-
ronavirus SARS-CoV-2 bestätigt hat, unverzüglich, nachdem sie von dem positiven 
Testergebnis Kenntnis erlangt haben, in häusliche Isolation begeben. Die Infektion 
mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 kann auch durch asymptomatische Personen 
übertragen werden. Liegt ein positives Testergebnis vor, so bestehen dringende  
Anhaltspunkte für eine Infektion. Hierbei kommt es nicht darauf an, wo und aus  
welchem Anlass die Testung vorgenommen wurde.

Durch die Ausweitung von Testmöglichkeiten und die unterschiedlichen Anbieter von 
Testungen kann trotz der nach dem Infektionsschutzgesetz bestehenden Melde-
pflichten nicht ausgeschlossen werden, dass die positiv getestete Person von dem 
Ergebnis der Testung schneller erfährt, als das zuständige Gesundheitsamt durch 
den Meldeweg nach dem Infektionsschutzgesetz. Zudem unterliegen Personen, die 
außerhalb des Gebietes der Bundesrepublik Deutschland Testungen vornehmen, 
nicht dem Meldeweg des Infektionsschutzgesetzes. Es ist daher erforderlich, dass 
positiv getestete Personen mittels einer PCR-Testung von sich aus das zuständige 
Gesundheitsamt über das positive Testergebnis informieren. Das Gesundheitsamt 
trifft dann die weiteren Anordnungen.

Bei der Testung mittels eines Antigentests (sogenannten Antigen-Schnelltest oder 
Selbsttest) ist bei einem positiven Testergebnis die Veranlassung einer zeitnahen 
PCR-Testung vorzunehmen und bis zu einem negativen PCR-Test eine Isolation 
notwendig.

Zu Nummer 3:

Die Isolation hat in einer Wohnung oder einem anderweitig räumlich abgrenzbaren 
Teil eines Gebäudes zu erfolgen (Isolationsort). Dieser Isolationsort darf die Person 
für die Dauer der Isolation grundsätzlich nicht verlassen. Ausnahmen sind in Num- 
mer 3.2 abschließend aufgeführt. In der gesamten Zeit der Isolation soll eine räum-
liche oder zeitliche Trennung von anderen im Haushalt der oder des Betroffenen 
lebenden, nicht selbst isolierten Personen beachtet werden. Während der Isolation 
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darf die betroffene Person keinen Besuch von Personen, die nicht zum selben Haus-
halt gehören, empfangen. Das Gesundheitsamt kann im begründeten Einzelfall eine 
andere Entscheidung treffen.

Zu Nummer 4:

Um eine Weitergabe des Virus zu vermeiden, müssen die in ihrer Wirksamkeit aner-
kannten Hygieneregeln und Schutzmaßnahmen durch die engen Kontaktpersonen, 
Verdachtspersonen und positiv getestete Personen zuverlässig eingehalten werden. 
Dies trifft auch auf die mit der Kontaktperson, der Verdachtsperson oder der positiv 
getesteten Person in einem Haushalt lebenden Personen zu.

Zu Nummer 5:

Um zeitkritisch die weitere gesundheitliche Entwicklung bei den engen Kontaktper-
sonen, die ein höheres Krankheitsrisiko für COVID-19 haben, nachvollziehen zu 
können, sollten Kontaktperson und Gesundheitsamt Kontakt halten. Zur Bestätigung 
einer COVID-19-Erkrankung kann das Gesundheitsamt eine entsprechende Diagnos-
tik beziehungsweise die Entnahme von Proben (zum Beispiel Abstriche der Rachen-
wand) veranlassen. Das zu führende Tagebuch unterstützt die Kontaktpersonen, 
frühzeitig Krankheitssymptome zu erkennen und ermöglicht dem Gesundheitsamt 
gesundheitliche Risiken von anderen Personen, zum Beispiel der Haushaltsangehö-
rigen, sowie den Verlauf der Isolation beziehungsweise Erkrankung einschätzen zu 
können.

Für Fälle, in denen die Isolation von engen Kontaktpersonen den Dienst- oder Ge-
schäftsbetrieb von Behörden oder Unternehmen der kritischen Infrastruktur (Ausnah-
me medizinische und/oder pflegende Tätigkeiten) gefährdet, ist die Möglichkeit einer 
Ausnahmeregelung im Einzelfall gegeben, die mit den notwendigen Auflagen zum 
Schutz anderer Mitarbeiter von Infektionen verbunden werden soll. Zu den Bereichen 
der kritischen Infrastruktur im Sinne dieser Allgemeinverfügung zählen insbesondere  
alle Einrichtungen, die der Aufrechterhaltung der Behindertenhilfe, Kinder- und 
Jugendhilfe, der öffentlichen Sicherheit und Ordnung einschließlich der polizeilichen 
und nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr (Feuerwehr, Rettungsdienst und Katastro-
phenschutz), der Sicherstellung der öffentlichen Infrastrukturen (Telekommunikati-
onsdienste, Energie, Wasser, ÖPNV, Entsorgung), der Lebensmittelversorgung und 
der Handlungsfähigkeit zentraler Stellen von Staat, Justiz und Verwaltung dienen. 
Über Ausnahmeregelungen entscheidet das zuständige Gesundheitsamt.

Mit der Möglichkeit einer Impfung entfallen die bisherigen Optionen zur vorzeitigen 
Tätigkeitsaufnahme von Kontaktpersonen unter medizinischem und/oder pflegendem 
Personal bei relevantem Personalmangel.

Zu Nummer 6:

Beim Auftreten von für COVID-19 einschlägigen Krankheitszeichen bei einer engen 
Kontaktperson muss das Gesundheitsamt unverzüglich informiert werden, um die 
weiteren infektionsmedizinischen Maßnahmen ohne Verzug ergreifen zu können. 
Verdachtspersonen müssen das Gesundheitsamt informieren, wenn sich ihr Gesund-
heitszustand verschlechtert. Mit den weiteren Regelungen wird erreicht, dass eine 
notwendige medizinische Behandlung oder ein Rettungstransport möglich ist. Gleich-
zeitig wird aber auch ein ausreichender Schutz Dritter vor einer Infektion sicherge-
stellt. Außerdem ist es erforderlich, dass auch minderjährige Kontaktpersonen und 
Verdachtspersonen beziehungsweise solche, die eine Betreuerin beziehungsweise 
einen Betreuer haben, unter die Regelungen zur Isolation fallen. Die in diesem Fall 
verantwortliche Person muss festgelegt werden.

Zu Nummer 7:

Die Isolation kann erst dann beendet werden, wenn der enge Kontakt einer Person 
mit einem COVID-19-Fall, der zur anschließenden Isolation geführt hat, mindestens 
vierzehn Tage zurückliegt und während der ganzen Zeit der Isolation keine für  
COVID-19 typischen Symptome aufgetreten sind.

Bestätigt eine bei einer engen Kontaktperson vorgenommene molekularbiologische 
Testung eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2, so muss die häusliche 
Isolation fortgesetzt werden.

Die Isolation der Verdachtsperson endet mit dem Vorliegen eines negativen Tester-
gebnisses, spätestens jedoch nach Ablauf von fünf Tagen seit der Testung. In diesem 
Zeitraum wird das Testergebnis in der Regel vorliegen. Da eine unverzügliche 
Benachrichtigung der Verdachtsperson aber nicht in allen Fällen zuverlässig sicher-
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gestellt werden kann, ist eine Höchstdauer der Isolation aus Gründen der Verhältnis-
mäßigkeit geboten. Die Benachrichtigung über ein negatives Testergebnis kann auch 
telefonisch oder elektronisch erfolgen.

Nach derzeitigen RKI-Empfehlungen endet im Fall eines positiven Testergebnisses 
die Isolation bei asymptomatischem Krankheitsverlauf vierzehn Tage nach Erstnach-
weis des Erregers, bei symptomatischem Krankheitsverlauf vierzehn Tage nach Sym-
ptombeginn und nachhaltiger Besserung der Symptome seit mindestens 48 Stunden. 
Das Gesundheitsamt kann jederzeit eine andere Regelung festlegen entsprechend 
den jeweils aktuellen RKI-Empfehlungen.

Zu Nummer 8:

Die Bußgeldbewehrung der Maßnahme folgt aus § 73 Absatz 1a Nummer 6 IfSG.

Zu Nummer 9:

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten sowie die Befristung der Allgemeinverfügung. 
Die Allgemeinverfügung gilt zunächst vom 13. April 2021 bis einschließlich 11. Mai 
2021 und ist gemäß § 28 Absatz 3 IfSG in Verbindung mit § 16 Absatz 8 IfSG kraft 
Gesetzes sofort vollziehbar. Bei Bedarf aufgrund der epidemiologischen Lage kann 
die Gültigkeit der Allgemeinverfügung gegebenenfalls verlängert werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Allgemeinverfügung ist der Widerspruch zulässig. Er ist innerhalb  
eines Monats nach Bekanntgabe dieser Allgemeinverfügung bei dem Bezirksamt 
Tempelhof-Schöneberg von Berlin, John-F.-Kennedy-Platz, 10820 Berlin, einzulegen.

Tempelhof-Schöneberg

Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung  
des Bezirksamtes Tempelhof-Schöneberg von Berlin  

zur Anordnung der Aufstallung von Geflügel in Risikogebieten

Bekanntmachung vom 15. April 2021

VetLeb L - AI

Telefon: 90277-7371 oder 90277-0, intern 9277-7371

Aufgrund

§ 2 Abs. 4 des Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetzes i.V.m. Nr. 16a Abs. 4 
der Anlage 

§ 13 der Geflügelpest-Verordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Ok
tober 2018 (BGBl. I S. 1665, 2664) und

§ 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 und 4 der Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686)

in der jeweils geltenden Fassung

wird zur Vermeidung der Einschleppung und Verschleppung des hochpathogenen 
aviären Influenzavirus (Geflügelpest) angeordnet:

I.	 Alle Halterinnen und Halter von Geflügel im gesamten Gebiet des Bezirks Tem-
pelhof-Schöneberg haben Hühner, Truthühner, Perlhühner, Rebhühner, Fasane, 
Laufvögel, Wachteln, Enten oder Gänse

1.	 in geschlossenen Ställen oder

2.	 unter einer Vorrichtung, die aus einer überstehenden, nach oben gegen Ein-
träge gesicherten dichten Abdeckung und mit einer gegen das Eindringen von 
Wildvögeln gesicherten Seitenbegrenzung bestehen muss (Schutzvorrich-
tung), zu halten.

Ausnahmen im Einzelfall bedürfen der ausdrücklichen schriftlichen Genehmigung 
durch den Fachbereich Veterinär- und Lebensmittelaufsicht des Bezirksamtes.
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II.	 Die sofortige Vollziehung der unter I. getroffenen Anordnungen dieser tierseu-
chenrechtlichen Allgemeinverfügung wird angeordnet.

III.	 Diese tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung gilt mit dem auf die öffentliche 
Bekanntmachung folgenden Tag als bekanntgegeben.

IV.	 Diese tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung ist bis zum 15.05.2021 befristet.

Begründung
Zu I.

Die Zuständigkeit für den Erlass dieser Tierseuchenrechtlichen Allgemeinverfügung 
ergibt sich aus Nummer 16a Absatz 4 der Anlage zu § 2 Absatz 4 Satz 1 des Allge-
meinen Sicherheits- und Ordnungsgesetzes in der Fassung vom 11. Oktober 2006 
(GVBl. 2006, 930), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17.12.2020 
(GVBl. S. 1485). Nach § 13 der Geflügelpest-Verordnung in Verbindung mit § 38 Abs. 
11 und § 6 des Tiergesundheitsgesetzes (TierGesG) ordnet die zuständige Behörde 
die Aufstallung des Geflügels in geschlossenen Ställen oder unter einer Vorrichtung, 
die aus einer überstehenden, nach oben gegen Einträge gesicherten dichten Abde-
ckung und mit einer gegen das Eindringen von Wildvögeln gesicherten Seitenbegren-
zung bestehen muss (Schutzvorrichtung), an, soweit dies auf Grund einer Risikobe-
wertung zur Vermeidung der Einschleppung oder Verschleppung der Geflügelpest 
durch Wildvögel erforderlich ist.

Die für das Land Berlin am 13.04.2021 durchgeführte Risikobewertung führte zu 
folgendem Ergebnis: 

Seit Oktober 2020 wird ein verstärktes Auftreten von hochpathogener aviärer Influen-
za (Geflügelpest) bei Wildvögeln in Deutschland festgestellt. Das Seuchengeschehen 
geht mit einer hohen Krankheits- und Todesrate besonders bei Wasser- und Greif-
vögeln einher. Die anfänglich lokale Ausbreitung an der Nord- und Ostseeküsten-
region ist einer ubiquitären Verteilung des Ausbruchsgeschehens über nahezu alle 
Bundesländer gewichen. In Deutschland sind seit dem 30.10.2020 über 1180 HPAIV 
H5-Fälle bei Wildvögeln (ein Ausbruch umfasst z.T. mehrere Wildvögel) sowie 250 
Ausbrüche bei gehaltenen Vögeln festgestellt worden (Stand: 13.04.2021). Dies stellt 
im Vergleich zu den Zahlen von Anfang März einen deutlichen Anstieg dar. Außerdem 
meldeten 25 europäische Länder Wildvogelfälle (766) bzw. Ausbrüche von HPAIV 
des Subtyps H5 bei Hausgeflügel (659) (Stand: 25.03.2021).

Das Land Brandenburg verzeichnet am 13.04.2021 im Tierseuchennachrichtensys-
tem (TSN) 63 Ausbrüche bei Wildvögeln und elf Ausbrüche bei Geflügelhaltungen, 
wobei z.T. auch Bestände mit mehreren Tausend Tieren betroffen waren. Nahezu alle 
benachbarten Landkreise zu Berlin sind von Ausbrüchen betroffen.

In Berlin wurde der Geflügelpesterreger vom Subtyp H5N8 erstmals am 21.11.2020 
bei einem Wildvogel im Bezirk Steglitz-Zehlendorf amtlich festgestellt. Insgesamt er-
folgten seitdem 18 Feststellungen bei Wildvögeln in den Bezirken Treptow-Köpenick, 
Friedrichshain-Kreuzberg, Charlottenburg-Wilmersdorf, Reinickendorf, Pankow, 
Spandau, Neukölln und Steglitz-Zehlendorf.

Ebenfalls am 02.03.2021 kam es zur Feststellung des ersten Ausbruchs von HPAI 
H5N8 in einem privaten Hausgeflügelbestand im Bezirk Treptow-Köpenick. Alle Tiere 
sind innerhalb kurzer Zeit unter einer schweren Durchfallsymptomatik verendet. Die 
Anordnung und Kontrolle tierseuchenrechtlicher Maßnahmen, sowie die Durchfüh-
rung epidemiologischer Ermittlungen stellten für die betroffenen VetLeb einen be-
sonderen personellen Kraftakt dar. Die Restriktionszonen sind seit dem 02.04.2021 
aufgehoben.

Der Herkunftsbetrieb der Hühner des Ausbruchsbestands im Land Brandenburg 
konnte nicht als Ursprung des Ausbruchs identifiziert werden, so dass von hier inso-
fern das Virusvorkommen bei Wildvögeln als wahrscheinliche Einschleppungsursa-
che angesehen wird.

Das Land Berlin stellt aufgrund des Gewässerreichtums einen attraktiven Aufent-
haltsort für standorttreue und ziehende Wasservögel dar. Durch den einsetzenden 
Frühjahrs-Vogelzug sind die Dichte der Vogelpopulationen und damit die Wildvogel- 
bewegungen in den Rastgebieten derzeit besonders hoch. Dabei werden auch 
Berliner Landesflächen aufgesucht. Diese Bedingungen begünstigen die Virus-
übertragung und -ausbreitung zwischen ziehenden und standorttreuen Wildvögeln. 
Tote, infizierte Wildvögel werden wiederum von Aasfressern wie Greifvögeln und 
Rabenvögeln aufgenommen, die zu einer weiteren Virusverbreitung innerhalb ihres 
Bewegungsradius beitragen. Damit steigt auch das Risiko von Eintragungswegen in 
Geflügelbestände, die nicht unmittelbar in Gewässernähe lokalisiert sind.
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Diese Gesamtlage weist zusammengenommen darauf hin, dass sich das Virus 
weiterhin überregional und auch in der gesamten Berliner Landesfläche ausbreitet 
und es jederzeit zu weiteren Fällen in der Wildvogelpopulation kommen kann, die das 
Risiko der Einschleppung in Hausgeflügelbestände erhöhen. Angesichts der Tatsa-
che, dass in Vergangenheit einige markante Totfunde nicht der Tierseuchendiagnos-
tik zugeführt werden konnten, ist zu befürchten, dass der Erreger unerkannt auch 
in weiteren Bezirken zirkulieren könnte. Zusätzlich ist für die vergleichsweise kleine 
Landesfläche Berlins epidemiologisch bedeutsam, dass infizierte Wildvögel vor ihrem 
Verenden das Geflügelpestvirus beim Standortwechsel durch Einflug in mehrere 
Geflügelbestände einzutragen vermögen. Bezirksgrenzen werden dabei in der Regel 
nicht beachtet.

Strukturell sind im Land Berlin vor allem kleine und mittlere Bestandgrößen in 
Freilandhaltungen verortet, die einer besonderen Gefährdung unterliegen. Auch im 
überregionalen Seuchengeschehen sind kleine Hausgeflügelbestände derzeit häufi-
ger betroffen.

Hühnervögel und Puten sind noch empfänglicher für das Virus als Wasservögel, so 
dass schon der Eintrag einer sehr geringen Virusmenge zu einem Seuchenausbruch 
führen kann. Das Friedrich-Loeffler-Institut geht in seiner aktuellen Risikobewertung 
vom 25.03.2021 aufgrund der Ausbreitung des hochpathogenen aviären Influenzavi-
rus H5N8 in Wasservogelpopulationen in Deutschland nach wie vor von einem hohen 
Eintragsrisiko in Nutzgeflügelhaltungen und Vogelbestände in zoologischen Ein-
richtungen durch direkte und indirekte Kontakte zu Wildvögeln aus. Aufgrund eines 
schweren Ausbruchsgeschehens in mehreren Bundesländern im Zusammenhang mit 
dem mobilen Geflügelhandel wird in diesem Zusammenhang ebenfalls zu äußerster 
Vorsicht gemahnt.

Am 15.03.2021 berichtete das Vereinigte Königreich über HPAIV H5N8-Nachweise 
bei einem Fuchs (Vulpes vulpes), vier Seehunden (Phoca vitulina) und einer Kegel-
robbe (Halichoerus grypus), die bereits im Dezember untersucht worden waren. Die 
Säugetiere zeigten pathomorphologische Veränderungen, die auf eine akute syste-
mische virale Infektion schließen ließ. Ein Sequenzvergleich des Virus zeigte eine 
nahezu identische Verwandtschaft mit den Viren von Höckerschwänen, die krank in 
eine Wildtier-Auffangstation verbracht worden waren, in die auch die untersuchten 
Säugetiere aufgenommen wurden und dort eine Woche nach dem Tod der Schwäne 
verstarben.

Am 17.02.2021 wurde mitgeteilt, dass sich bereits im Dezember letzten Jahres 
sieben Mitarbeiter einer Geflügelfarm in Russland mit dem Geflügelpestvirus vom 
Subtyp H5N8 infiziert haben. Auch wenn nicht von relevanten gesundheitlichen Be-
einträchtigungen berichtet wurde, ist zu beachten, dass die dem Erreger eigene Ten-
denz der antigenetischen Drift zu einer Verstärkung des zoonotischen Potentials und 
somit der humanen Gefährdung beitragen kann. In einem urbanen Bundesland wie 
Berlin sollten insoweit im Sinne des gesundheitlichen Verbraucherschutzes weitere 
Passagen durch empfängliches Hausgeflügel mit massenhaften Ausscheidungen von 
HPAIV H5N8 verbunden mit Humankontakt dringend vermieden werden.

Auch ein eventuelles Übergreifen der Infektion über infiziertes Hausgeflügel auf wei-
tere Wildreservoire (Füchse) ist zu verhindern.

Unter Berücksichtigung der Gesamtlage ist die Anordnung der vorsorglichen, flächen-
deckenden Aufstallung als Mindestmaßnahme zur Verhinderung des Eintrags des 
Erregers von der Wildvogelpopulation in weitere Hausgeflügelbestände weiterhin als 
erforderlich anzusehen. Der Vogelzug ist noch nicht ganz abgeschlossen, und der 
Erreger zirkuliert nun auch in standorttreuen Vögeln (Schwäne, Greifvögel).

Ein milderes Mittel zur Verhinderung eines Geflügelpestausbruchs bei Hausgeflügel 
steht derzeit nicht zur Verfügung. Die Aufstallung ist auch zumutbar, da dem Geflügel 
in entsprechenden Schutzvorrichtungen ein Mindestmaß an Auslauf zur Verfügung 
gestellt werden kann. Nicht zuletzt mussten Geflügelhalter aus den Erfahrungen der 
vergangenen Jahre jederzeit damit rechnen, dass mit Einsetzen des Vogelzugs eine 
Anordnung der Aufstallung erforderlich werden kann.

Die Aufstallungsanordnung kann aufgrund der mit steigenden Temperaturen abseh-
bar abflachenden Infektionskurve erneut befristet werden. Nach einer wiederholten 
Risikobewertung kann die Aufstallung bei anhaltender Gefährdungslage gegebenen-
falls verlängert werden.
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Zu II.

Gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung wurde die sofortige 
Vollziehung der Maßnahme angeordnet. Eine Klage gegen diese tierseuchenrechtli-
che Verfügung hat damit keine aufschiebende Wirkung. Ein besonderes öffentliches 
Interesse für die Anordnung der sofortigen Vollziehung ist hier gegeben, weil durch 
eine Einschleppung der Geflügelpest durch Wildvögel in Hausgeflügelbestände und 
eine folgende Weiterverbreitung die Gefahr von tiergesundheitlichen und wirtschaftli-
chen Schäden erheblich wäre und deshalb sofort zu unterbinden ist. Die Prävention 
hoher Rechtsgüter (Tiergesundheitsschutz, Gesundheitsschutz, Schutz der Volks-
wirtschaft) erfordert hier ein Zurückstehen der Individualinteressen von Geflügelhal-
terinnen und –haltern am Eintritt der aufschiebenden Wirkung eines Rechtsbehelfs. 
Das öffentliche Interesse an umgehenden Maßnahmen zum Schutz gegen eine 
Einschleppung und Weiterverbreitung der Geflügelpest überwiegt.

Zu III.

Diese tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung gilt gemäß § 41 Absatz 4 Satz 4 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Janu-
ar 2003 (BGBl. I S. 102), in der jeweils geltenden Fassung an dem auf die öffentliche 
Bekanntmachung folgenden Tag als bekannt gegeben.

Zu IV:

Aus den vergangenen Seuchenzügen der Geflügelpest ist eine Saisonalität der Infek-
tion abzulesen. Um einen gegebenenfalls nachlassendem Infektionsdruck in den wei-
teren Aufstallungsmaßnahmen wirksam zu berücksichtigen, soll zum Ablauf dieser 
tierseuchenrechtlichen Allgemeinverfügung eine erneute Risikobewertung erfolgen.

Hinweise
Verstöße gegen die Anordnungen stellen eine Ordnungswidrigkeit dar und können 
mit einer Geldbuße geahndet werden.

Jede Halterin und jeder Halter von Geflügel, hat seinen Tierbestand im Fachbereich 
Veterinär- und Lebensmittelaufsicht schriftlich, telefonisch oder per E-Mail unter: 
asp@ba-ts.berlin .de anzumelden. 

Außerdem werden alle Halterinnen und Halter von Geflügel auf die Einhaltung der 
Biosicherheitsmaßnahmen hingewiesen. Auf der Internetseite des Bezirksamtes 
Tempelhof-Schöneberg sind unter:

https://www.berlin.de/ba-tempelhof-schoeneberg/politik-und-verwaltung/aemter/ord-
nungsamt/veterinaer-und-lebensmittelaufsicht/

sowie auf der Internetseite der Senatsverwaltung für Justiz und Verbraucherschutz 
sind unter:

https://www.berlin.de/sen/verbraucherschutz/aufgaben/tierschutz/tierseuchen/geflue-
gelpest-vogelgrippe-267535.php

entsprechende Merkblätter einsehbar.

Rechtsmittelbelehrung
Gegen diesen Bescheid ist der Widerspruch zulässig.

Er ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe dieses Bescheides beim Bezirksamt 
Tempelhof-Schöneberg von Berlin einzulegen.

Um eine schnelle Bearbeitung der Sache zu gewährleisten, wird empfohlen, sämtli-
chen Schriftverkehr an folgende Postanschrift zu senden:

Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin, Ordnungsamt, Fachbereich Veterinär- 
und Lebensmittelaufsicht, Tempelhofer Damm 165, 12099 Berlin.

Gegen die sofortige Vollziehung kann gemäß § 80 Abs. 5 VwGO beim Verwaltungs-
gericht Berlin beantragt werden, die aufschiebende Wirkung ganz oder teilweise 
wiederherzustellen.

Im Auftrag

Dr. Rossi-Broy 
(Amtstierärztin)

mailto:asp@ba-ts.berlin .de 
https://www.berlin.de/ba-tempelhof-schoeneberg/politik-und-verwaltung/aemter/ordnungsamt/veterinaer-und-lebensmittelaufsicht/
https://www.berlin.de/ba-tempelhof-schoeneberg/politik-und-verwaltung/aemter/ordnungsamt/veterinaer-und-lebensmittelaufsicht/
https://www.berlin.de/sen/verbraucherschutz/aufgaben/tierschutz/tierseuchen/gefluegelpest-vogelgrippe-267535.php
https://www.berlin.de/sen/verbraucherschutz/aufgaben/tierschutz/tierseuchen/gefluegelpest-vogelgrippe-267535.php
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Treptow-Köpenick

Fristverlängerung der Tierseuchenrechtlichen Allgemeinverfügung  
zur Anordnung der Aufstallung von Geflügel  

in Risikogebieten vom 9. März 2021

Bekanntmachung vom 15. April 2021

Ord VetLeb 4

Telefon: 90297-4811 oder 90297-0, intern 9297-4811

Fristverlängerung der tierseuchenrechtlichen Allgemeinverfügung zur öffentlichen 
Bekanntgabe 

Zu IV:
Nach erfolgter Risikobewertung wird die oben genannte tierseuchenrechtliche 
Allgemeinverfügung bis zum 15. Mai 2021 verlängert.

Begründung
Nach neuer Gefährdungsbeurteilung und Einschätzung des Friedrich-Löffler-Instituts 
stellt sich die aktuelle Seuchenlage als unverändert gefährlich dar.

Es werden nach wie vor täglich HPAIV H5-infizierte, vorwiegend tot aufgefundene 
Wildvögel an das Tierseuchennachrichtensystem (TSN) gemeldet. Mittlerweile hat 
die Dimension der aktuellen Epidemie in Deutschland diejenige von 2016/2017  
überschritten. Sie dauert weiterhin an.

Um einen gegebenenfalls nachlassenden Infektionsdruck in den weiteren Aufstal-
lungsmaßnahmen wirksam zu berücksichtigen, soll am 15. Mai 2021 eine erneute 
Risikobewertung erfolgen.

Alle übrigen Hinweise und Auflagen bleiben von dieser Änderung unberührt.

Rechtsmittelbelehrung
Gegen diesen Bescheid ist der Widerspruch zulässig. Er ist innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe dieses Bescheides beim Bezirksamt Treptow-Köpenick von Berlin 
einzulegen.

Um eine schnelle Bearbeitung des Vorgangs zu gewährleisten, wird empfohlen, 
sämtlichen Schriftverkehr an folgende Postanschrift zu senden: 

Bezirksamt Treptow-Köpenick von Berlin, Abteilung Bauen, Stadtentwicklung und 
öffentliche Ordnung, Ordnungsamt, Fachbereich Veterinär- und Lebensmittelaufsicht, 
Postfach 91 02 40, 12414 Berlin. 

Gegen die sofortige Vollziehung kann gemäß § 80 Absatz 5 VwGO beim 
Verwaltungsgericht Berlin beantragt werden, die aufschiebende Wirkung ganz oder 
teilweise wiederherzustellen.
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Stellenausschreibungen

Hauptstadt machen - Das Berliner Karriereportal:  
www.berlin.de/karriereportal

Baukammer Berlin

Bezeichnung:	 Mitarbeiterin/Mitarbeiter  
für Finanzbuchhaltung/Beitragswesen

Besoldungs-/Entgeltgruppe:	 AT

Besetzbar ab:	 schnellstmöglich

Befristung:	 unbefristet

Kennzahl:	 BKB-01/21

Vollzeit/Teilzeit:	 Vollzeit/Teilzeit

Arbeitsgebiet:	 Finanz- und Beitragsbuchhaltung, Mahnwesen, 
Bearbeitung der Beitragsangelegenheiten unserer Mitglieder, Vorbereitung der Haus-
haltspläne, Erarbeitung und Vorlage der Halbjahres- und Jahresabschlüsse für die 
interne Rechnungsprüfung, Erstellen von Statistiken
Bewerbungsfrist:	 31. Mai 2021

Kontaktdaten:	 Baukammer Berlin  
Heerstraße 18/20, 14052 Berlin  
E-Mail: info@baukammerberlin.de

Internetadresse:	 Unsere Stellenausschreibung finden Sie auch unter: 
www.baukammerberlin.de

Berliner Stadtreinigung (BSR) 

Geschäftseinheit Abfallbehandlung/Stoffstrommanagement

Bezeichnung:	 Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter (w/m/d)  
Stoffstrommanagement

Besoldungs-/Entgeltgruppe:	 13 TVöD

Besetzbar ab:	 sofort

Befristung:	 keine

Kennzahl:	 00001967

Vollzeit/Teilzeit:	 Vollzeit

Arbeitsgebiet:	 Abfallbehandlung/Stoffstrommanagement
Bewerbungsfrist:	 12. Mai 2021

Kontaktdaten:	 Bitte bewerben Sie sich mit Ihren vollständigen 
Bewerbungsunterlagen bis zum 12. Mai 2021 über 
unser Bewerbungsformular auf unserer Internetseite: 
www.bsr.de/jobs

Internetadresse:	 Ausführliche Informationen zur Stellenausschrei-
bung, insbesondere eine Beschreibung der  
Anforderungen, finden Sie unter: www.bsr.de/jobs

http://www.berlin.de/karriereportal
mailto:info@baukammerberlin.de
http://www.baukammerberlin.de
http://www.bsr.de/jobs
http://www.bsr.de/jobs
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Berliner Stadtreinigung (BSR) 

Geschäftseinheit Kundenmanagement

Bezeichnung:	 Mitarbeiterin/Mitarbeiter (w/m/d)  
Service Center

Besoldungs-/Entgeltgruppe:	 9a TVöD

Besetzbar ab:	 sofort

Befristung:	 befristet bis zum 30. November 2024  
beziehungsweise befristet bis zum 31. August 2022

Kennzahl:	 00001977

Vollzeit/Teilzeit:	 Teilzeit mit 25 Stunden/Woche beziehungsweise 
23,5 Stunden/Woche

Arbeitsgebiet:	 Kundenberatung und -information bei Auftragsbear-
beitung bei Anfragen zur gesamten Leistungspalette 
der BSR

Bewerbungsfrist:	 28. April 2021

Kontaktdaten:	 Bitte bewerben Sie sich mit Ihren vollständigen 
Bewerbungsunterlagen bis zum 28. April 2021 über 
unser Bewerbungsformular auf unserer Internetseite: 
www.bsr.de/jobs

Internetadresse:	 Ausführliche Informationen zur Stellenausschrei-
bung, insbesondere eine Beschreibung der  
Anforderungen, finden Sie unter: www.bsr.de/jobs

Berliner Stadtreinigung (BSR) 

Geschäftseinheit Müllabfuhr in der Abteilung Recyclinghöfe

Bezeichnung:	 Teamleiterin/Teamleiter (w/m/d) Recyclinghöfe

Besoldungs-/Entgeltgruppe:	 12 TVöD

Besetzbar ab:	 sofort

Befristung:	 unbefristet

Kennzahl:	 00001961

Vollzeit/Teilzeit:	 Vollzeit

Arbeitsgebiet:	 Führen und Leiten der Regionalleitungen der  
Recyclinghöfe und der Beschäftigten der zuge
wiesenen Recyclinghöfe

Bewerbungsfrist:	 27. April 2021

Kontaktdaten:	 www.bsr.de/jobs

Internetadresse:	 Ausführliche Informationen zur Stellenausschrei-
bung, insbesondere eine Beschreibung der  
Anforderungen, finden Sie unter: www.bsr.de/jobs

http://www.bsr.de/jobs
http://www.bsr.de/jobs
http://www.bsr.de/jobs
http://www.bsr.de/jobs
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Berliner Verkehrsbetriebe (BVG) 

Bezeichnung:	 Mitarbeiterin/Mitarbeiter (w/m/d)  
im Kaufmännischen Projektmanagement  
in der BVG Projekt GmbH

Besoldungs-/Entgeltgruppe:	 9 TV-N Berlin

Besetzbar ab:	 15. Mai 2021

Befristung:	 keine

Kennzahl:	 4591-EX

Vollzeit/Teilzeit:	 Vollzeit/Teilzeit

Arbeitsgebiet:	 In der BVG Projekt GmbH bist Du Teil des kauf-
männischen Projektmanagement-Teams und unter anderem verantwortlich für: - die 
selbstständige, kostenoptimale, termin- und qualitätsgerechte Bearbeitung von 
Einkaufsaufgaben mit Schwerpunkt Beschaffung von Bau- und Planungsleistungen 
- die Durchführung komplexer nationaler und internationaler Vergabe- und Aus-
schreibungsverfahren - die Federführung bei der Finalisierung von Beschaffungsun-
terlagen, wie zum Beispiel der Leistungsbeschreibungen in fachlicher, vertraglicher 
und vergaberechtlicher Hinsicht und die Begleitung von Vergabeverfahren - die 
kaufmännische Abwicklung der Rechnungsbearbeitung für die durch die BVG AöR 
an die BVG Projekt GmbH übertragenen Projekte - die Prüfung von Rechnungen 
anhand von vorliegenden Verträgen und Abrechnungsunterlagen, die eigenständige 
Klärung von Abweichungen, die Berechnung von Gewährleistungs- und Sicherheits-
einbehalten und die Zahlungsfreigabe bei vorheriger Erfassung des Vorganges im 
SAP-System - die Budgetverfolgung und Budgetfreigabe - das Aufbereiten der Mittel-
verwendung - die Vorbereitung der Verwendungsnachweisprüfung - die Mitarbeit Un-
terstützung des kaufmännischen Teams bei diversen Controllingaufgaben, insbeson-
dere in Hinblick auf Budgetplanung, Nachtragsmanagement und Mittelverwendung
Bewerbungsfrist:	 30. April 2021

Kontaktdaten:	 BVG Projekt GmbH  
Friedrichstraße 95, 10117 Berlin

Internetadresse:	 https://karriere.bvg.de/jobs/detail/mitarbeiterin-mitar-
beiter-w-m-d-im-kaufmaennischen-projektmanage-
ment

Berliner Verkehrsbetriebe (BVG)

Bezeichnung:	 Mitarbeiterin/Mitarbeiter (w/m/d)  
im Controlling der Bauvorhaben Straßenbahn

Besoldungs-/Entgeltgruppe:	 10 TV-N Berlin

Besetzbar ab:	 schnellstmöglich

Befristung:	 keine

Kennzahl:	 4577-EX

Vollzeit/Teilzeit:	 Vollzeit/Teilzeit

Arbeitsgebiet:	 Der Bereich Fahrwege umfasst alle bautechnischen 
und elektrischen Anlagen für die Verkehrsträger U-Bahn, Straßenbahn, Bus und 
Fähren. In der Abteilung BF-BS sind alle Anlagen der Straßenbahn und weitere Anla-
gen vereint. Deine Aufgaben: Du übernimmst die Überwachung und Anpassung des 
Budgets der laufenden Bauvorhaben der Straßenbahn sowohl im Instandhaltungs- 
als auch im Investitionsbereich. Darüber hinaus gehst du folgenden Tätigkeiten 
nach: - Du verantwortest die Mittelbeschaffung zur Gewährleistung der permanenten 
Deckung des Projektbudgets. - Du wirkst bei der kurz-, mittel- sowie langfristigen 
Wirtschaftsplanung des Fachbereichs mit. - Du unterstützt das Sachgebiet im perio
dischen Berichtswesen, wie zum Beispiel bei der Erstellung von Monatsberichten 

https://karriere.bvg.de/jobs/detail/mitarbeiterin-mitarbeiter-w-m-d-im-kaufmaennischen-projektmanagement
https://karriere.bvg.de/jobs/detail/mitarbeiterin-mitarbeiter-w-m-d-im-kaufmaennischen-projektmanagement
https://karriere.bvg.de/jobs/detail/mitarbeiterin-mitarbeiter-w-m-d-im-kaufmaennischen-projektmanagement
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und Jahresabschlüssen. - Du führst Abweichungsanalysen durch und leitest Maß-
nahmen zur Einhaltung der Planwerte ein. - Du wirkst bei den Freigabeprozessen 
von Beschaffungsvorgängen und bei technisch-ökonomischen Begründungen und 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen im Rahmen der Projektabwicklungen mit. - Du er-
stellst Präsentationen und unterstützt bei der Erstellung von Projektberichten für die 
jeweilige Projektleitung, insbesondere für die Neubaustrecken der Straßenbahn. - Du 
nimmst an Projektleiterbesprechungen, Informationsbesprechungen, Sonderbespre-
chungen beziehungsweise Bürgerinformationsveranstaltungen teil. - Du berätst die 
Abteilung über die Verarbeitung personenbezogener Daten hinsichtlich ihrer Pflichten 
nach der Datenschutzverordnung und überwachst die Einhaltung. - Du identifizierst 
Einsparungspotenziale hinsichtlich des jährlichen Beitrags der Abteilung zur Tariffi-
nanzierung.
Bewerbungsfrist:	 29. April 2021

Kontaktdaten:	 Berliner Verkehrsbetriebe (BVG)  
Recruiting, IPLZ: 51120  
Holzmarktstraße 15-17, 10179 Berlin  
E-Mail: Recruiting@bvg.de

Internetadresse:	 https://karriere.bvg.de/jobs/detail/mitarbeiterin-mitar-
beiter-w-m-d-im-controlling-der-bauvorhaben-stras-
senbahn

Berliner Verkehrsbetriebe (BVG)

Bezeichnung:	 Mitarbeiterin/Mitarbeiter (w/m/d)  
Lohnbuchhaltung

Besoldungs-/Entgeltgruppe:	 7 TV-N Berlin

Besetzbar ab:	 schnellstmöglich

Befristung:	 keine

Kennzahl:	 4580-EX

Vollzeit/Teilzeit:	 Vollzeit/Teilzeit

Arbeitsgebiet:	 Die Abteilung Personal Management übernimmt die 
Prozessverantwortung für verschiedenste Personal-Service-Vorgänge, die aufgrund 
ihrer Individualität besondere fachspezifische Kenntnisse erfordern und mit umfang-
reicheren internen Abstimmungen einhergehen. Zur Buchhaltung und Abrechnung 
gehören zum Beispiel Pfändungen und Abtretungen, Ruhegelder, Mahnungen, 
Beihilfen sowie die betriebliche Altersvorsorge. Deine Aufgaben: In dieser Position 
trägst du die Fachverantwortung für die Zusammenstellung und Überwachung der 
termingerechten Abgabe aller Arbeiten zum Monatsende beziehungsweise Jahres-
abschluss. Deine weiteren Aufgaben im Detail: - Du erfasst und überprüfst Personal-
daten im Abrechnungssystem, insbesondere zu Spezialthemen wie Pfändungen, zur 
betrieblichen Altersvorsorge und zum geldwerten Vorteil. - Du prüfst die Lohnkonten, 
überwachst die Ein- und Auszahlungen und stimmst die Forderungs- und Verbind-
lichkeitskonten ab. - Du übernimmst die Kommunikation mit den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern, Sozialversicherungsträgern, Behörden und Ämtern. - Du erstellst 
Buchungsbelege wie zum Beispiel Monatsabschlussbuchungen, manuelle Nachbe-
rechnungen (Gehalt oder Sozialversicherung) und Buchungen zum Jahresabschluss. 
- Du unterstützt das Team bei der Weiterentwicklung der HR-Prozesse im Bereich 
Lohnbuchhaltung.
Bewerbungsfrist:	 29. April 2021

Kontaktdaten:	 Berliner Verkehrsbetriebe (BVG)  
Recruiting, IPLZ: 51120  
Holzmarktstraße 15-17, 10179 Berlin  
E-Mail: Recruiting@bvg.de

Internetadresse:	 https://karriere.bvg.de/jobs/detail/mitarbeiterin-mitar-
beiter-w-m-d-lohnbuchhaltung

mailto:Recruiting@bvg.de
https://karriere.bvg.de/jobs/detail/mitarbeiterin-mitarbeiter-w-m-d-im-controlling-der-bauvorhaben-strassenbahn
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Berliner Verkehrsbetriebe (BVG)

Bezeichnung:	 Strategische Einkäuferin/ 
Strategischer Einkäufer (w/m/d)  
für Bauleistungen

Besoldungs-/Entgeltgruppe:	 12 TV-N Berlin

Besetzbar ab:	 schnellstmöglich

Befristung:	 keine

Kennzahl:	 4588-EX

Vollzeit/Teilzeit:	 Vollzeit (39 Stunden/Woche)  
Teilzeit ist möglich.

Arbeitsgebiet:	 Die Mobilität Berlins wandelt sich. Die BVG auch. 
Sei schon heute Teil unserer Zukunft. Wir entwickeln innovative Verkehrslösungen 
und bringen die Elektromobilität der Stadt voran. Mit uns kommen über eine Milliarde 
Menschen im Jahr sicher an ihr Ziel. Wir sind ein Team aus 15 300 Beschäftigten, 
die fahren, schweißen, planen, rechnen, controllen, einkaufen und kommunizieren. 
Und noch viel mehr. Hast du Lust, bei uns einzusteigen? Wir suchen für die Abteilung 
Strategischer Einkauf eine Mitarbeiterin/einen Mitarbeiter (w/m/d). Der Strategische 
Einkauf betreut unternehmensweit innovationsorientierte Wertschöpfungsmaßnah-
men mit dem Ziel der Kostensenkung. Im strategischen Infrastruktur- und Bauleis-
tungsbereich des Einkaufs werden Infrastrukturprojekte sowie die dazugehörige 
Planung nachhaltig beschafft. Hier werden Einkaufsvorgänge für den Neubau, die 
Sanierung und Instandhaltung der BVG-Infrastrukturanlagen (Gebäude, Werkstätten,  
U-Bahnhöfe, Tunnelanlagen, Gleisanlagen, Haltestellen etc.) durchgeführt. Deine  
Aufgaben: In dieser Position verantwortest du die kostenoptimale, termin- und quali-
tätsgerechte Beschaffung festgelegter Warengruppen. Den Schwerpunkt bildet dabei 
die Beschaffung von Bau- und Planungsleistungen. Weitere Aufgaben im Detail: - Du 
begleitest die Planung der Aktivitäten der Bereiche aus kaufmännischer Sicht hin-
sichtlich eines ausgewogenen Kosten-Nutzenverhältnisses.- Du erarbeitest moderne 
Einkaufsstrategien zur Kostensenkung bei gleichzeitiger Sicherstellung des Quali-
tätsniveaus und der Versorgungssicherheit. - Du entwickelst innovative Kostensen-
kungspotenziale (zum Beispiel Optimierung von Leistungsverzeichnissen, technische 
Entfeinerung usw.). - Du berätst die Bereiche in vergaberechtlichen Fragen unter 
Beachtung der Vorschriften des nationalen und internationalen Vergaberechts. - Du 
führst komplexe nationale und internationale Vergabe- und Ausschreibungsverfahren 
sowie deren Aufbereitung durch. - Du forcierst die Weiterentwicklung bestehender 
beziehungsweise den Aufbau neuer Lieferantenbeziehungen, führst Verhandlungen 
und erstellst rechtssichere Verträge.
Bewerbungsfrist:	 21. April 2021

Kontaktdaten:	 Bewerbung online über: www.BVG.de/Karriere  
Anfragen per E-Mail an: Recruiting@bvg.de

Internetadresse:	 Ausführliche Informationen zur Stellenausschrei-
bung, insbesondere eine Beschreibung der  
Anforderungen, finden Sie unter: https://karriere.
bvg.de/jobs/detail/strategische-einkaeuferin-strategi-
scher-einkaeufer-w-m-d-fuer-bauleistungen

Berliner Verkehrsbetriebe (BVG)

Bezeichnung:	 Systemadministratorin/Systemadministrator 
(w/m/d) Microsoft SQL

Besoldungs-/Entgeltgruppe:	 11 TV-N Berlin

Besetzbar ab:	 schnellstmöglich

Befristung:	 keine

http://www.BVG.de/Karriere
mailto:Recruiting@bvg.de
https://karriere.bvg.de/jobs/detail/strategische-einkaeuferin-strategischer-einkaeufer-w-m-d-fuer-bauleistungen
https://karriere.bvg.de/jobs/detail/strategische-einkaeuferin-strategischer-einkaeufer-w-m-d-fuer-bauleistungen
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Kennzahl:	 4589-EX

Vollzeit/Teilzeit:	 Vollzeit (39 Stunden/Woche)  
Teilzeit ist möglich.

Arbeitsgebiet:	 Die Mobilität Berlins wandelt sich. Die BVG auch. 
Sei schon heute Teil unserer Zukunft. Wir entwickeln innovative Verkehrslösungen 
und bringen die Elektromobilität der Stadt voran. Mit uns kommen über eine Milliarde 
Menschen im Jahr sicher an ihr Ziel. Wir sind ein Team aus 14 660 Beschäftigten, 
die fahren, schweißen, planen, rechnen, controllen, einkaufen und kommunizieren. 
Und noch viel mehr. Hast du Lust, bei uns einzusteigen? Wir suchen für den Bereich 
Informations- und Vertriebstechnologie eine Mitarbeiterin/einen Mitarbeiter (w/m/d). 
Das Sachgebiet Service Rechenzentrum ist für den Betrieb der BVG-Rechenzentren 
sowie einer Vielzahl der darin betriebenen Basisservices zuständig. Deine Aufga-
ben: In dieser Position sorgst du gemeinsam mit dem Team Microsoft Basissysteme 
für den stabilen Betrieb der BVG-eigenen IT und gewährleistest im Ernstfall den 
schnellen Wiederanlauf des Betriebes: - Du verantwortest die Konzeption, Installation 
und Administration von IT-Systemen mit dem Schwerpunkt auf Microsoft SQL. - Du 
übernimmst die Weiterentwicklung, Koordination und Sicherstellung der Betriebs- 
und Datensicherheit der verantworteten IT Systeme. - Du sicherst die Einhaltung von 
Servicevereinbarungen (OLA). - Du steuerst die Arbeitsabläufe zur Sicherstellung der 
Geschäftsprozesse. - Du erstellst Kennzahlenberichte und wertest diese aus. - Du 
übernimmst Rufbereitschaftsdienste im Rotationsprinzip. 
Bewerbungsfrist:	 5. Mai 2021

Kontaktdaten:	 Bewerbung online über: www.BVG.de/Karriere 
Anfragen per E-Mail an: Recruiting@bvg.de

Internetadresse:	 Ausführliche Informationen zur Stellenausschrei-
bung, insbesondere eine Beschreibung der  
Anforderungen, finden Sie unter:  
https://karriere.bvg.de/jobs/detail/systemadministra-
torin-systemadministrator-w-m-d-microsoft-sql

Berliner Verkehrsbetriebe (BVG)

Bezeichnung:	 Leiterin/Leiter (w/m/d)  
der Abteilung Fahrzeugwerkstätten im  
Bereich Omnibus

Besoldungs-/Entgeltgruppe:	 nach Qualifikation

Besetzbar ab:	 schnellstmöglich

Befristung:	 keine

Kennzahl:	 4596-EX

Vollzeit/Teilzeit:	 Vollzeit/Teilzeit

Arbeitsgebiet:	 Als Abteilungsleiterin/Abteilungsleiter (w/m/d) über-
nimmst du die Verantwortung für die Fahrzeugwerkstätten im Bereich Omnibus 
und leistest durch die Instandsetzung und Bereitstellung der Fahrzeuge einen ent-
scheidenden Beitrag für die Mobilität in der Hauptstadt. In diesem Kontext schaffst 
du bestmögliche Rahmenbedingungen dafür, dass die rund 500 Mitarbeiterinnen/
Mitarbeiter (w/m/d) deiner Abteilung ihre Aufgaben optimal ausüben können. Deine 
Aufgaben im Detail: - Du trägst die Verantwortung für rund 500 Beschäftigte (w/m/d) 
deiner Abteilung und sorgst dafür, dass sie entsprechend ihrer Fähigkeiten und 
Qualifikationen bestmöglich eingesetzt, weiterentwickelt und gefördert werden. - Du 
bist für die gesamte Omnibus-Fahrzeugflotte verantwortlich und stellst in diesem 
Zusammenhang die typ-, fahrplan- und standortgerechte Bereitstellung sowie die ter-
mingerechte Instandsetzung der Omnibusse sicher. - Dazu steuerst und koordinierst 
du die Aufgabenerfüllung in der zentralen Fahrzeugdisposition, der Hauptwerkstatt 
sowie in weiteren dezentralen Werkstätten innerhalb von Berlin. - Du sorgst für die 
stetige Entwicklung der dir zugeordneten Arbeitsgebiete sowie der darin genutzten 
Arbeitsmethoden und Arbeitsmittel. - Im Rahmen deiner Führungsaufgaben führst 

http://www.BVG.de/Karriere
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du Personal- und Beurteilungsgespräche, planst die Einarbeitung neuer Beschäftig-
ter (w/m/d) sowie individuelle Entwicklungsmaßnahmen und bereitest notwendige 
arbeitsrechtliche Maßnahmen vor.
Bewerbungsfrist:	 25. April 2021

Kontaktdaten:	 Berliner Verkehrsbetriebe (BVG)  
Recruiting, IPLZ: 51120  
Holzmarktstraße 15-17, 10179 Berlin  
oder E-Mail: recruiting@bvg.de

Internetadresse:	 Ausführliche Informationen zur Stellenausschrei-
bung, insbesondere eine Beschreibung der  
Anforderungen, finden Sie unter: https://karriere.bvg.
de/jobs/detail/leiterin-leiter-w-m-d-der-abteilung-fahr-
zeugwerkstaetten-im-bereich-omnibus

Berliner Verkehrsbetriebe (BVG)

Bezeichnung:	 Controllerin/Controller (w/m/d)  
für den Personalbereich

Besoldungs-/Entgeltgruppe:	 10 TV-N Berlin

Besetzbar ab:	 schnellstmöglich

Befristung:	 keine

Kennzahl:	 4576-EX

Vollzeit/Teilzeit:	 39 Stunden/Woche Vollzeit 
Teilzeit ist möglich.

Arbeitsgebiet:	 Die Mobilität Berlins wandelt sich. Die BVG auch. 
Sei schon heute Teil unserer Zukunft. Wir entwickeln innovative Verkehrslösungen 
und bringen die Elektromobilität der Stadt voran. Mit uns kommen über eine Milliarde 
Menschen im Jahr sicher an ihr Ziel. Wir sind ein Team aus 15 300 Beschäftigten, 
die fahren, schweißen, planen, rechnen, controllen, einkaufen und kommunizieren. 
Und noch viel mehr. Hast du Lust, bei uns einzusteigen? Wir suchen für die Stabs
abteilung Strategisches Personal- und Prozesscontrolling eine Mitarbeiterin/einen 
Mitarbeiter (w/m/d). Das strategische Personal- und Prozesscontrolling mit den zwei 
Sachgebieten Personalcontrolling Betrieb/Planung sowie Personalcontrolling Verwal-
tung/Reporting ist unter anderem für das Personalcontrolling des gesamten Unter-
nehmens sowie die Budgetplanung, -steuerung und -kontrolle ausgewählter Abteilun-
gen des Personalressorts zuständig. Deine Aufgaben In dieser Position verantwortest 
du das Personalcontrolling für den Personalbereich (zum Beispiel Personalmarketing 
und Recruiting, Berufsausbildung, Organisations- und Personalentwicklung oder 
Personaladministration und -service). Im Detail handelt es sich dabei um folgende 
Aufgaben: - Du ermittelst den Personalbedarf für die Abteilungen des Personalbe-
reiches als Grundlage für die kurz-, mittel- und langfristige Personalplanung. - Du 
erstellst Soll-Ist-Vergleiche, einschließlich der Abweichungsanalyse, Auswirkungs-
beurteilung sowie der Entwicklung von Gegenmaßnahmen und übernimmst die 
regelmäßige Berichterstattung. - Du erarbeitest Vorstandsvorlagen zur Einholung von 
Genehmigungen bei Planüberschreitungen und erstellst Stellungnahmen zu perso-
nalrelevanten Prüfberichten, zum Beispiel Berichte mit ausgewählten HR-Kennzahlen 
zur Steuerung des Bereiches. Darüber hinaus übernimmst du die Koordination und 
Durchführung der Budgetplanung, -steuerung und -kontrolle. Diesbezüglich stehen 
folgende Aufgaben im Fokus: - Du stellst den Wirtschaftsplan auf, übernimmst die 
Budgetbewirtschaftung und -kontrolle im Plan/Ist-Vergleich und führst Analysen 
durch. - Du ermittelst KPIs zur betriebswirtschaftlichen Beurteilung und Vorbereitung 
von Steuerungs- und Entscheidungsmaßnahmen. - Du führst Wirtschaftlichkeitsbe-
trachtungen durch und erarbeitest Kosteneinschätzungen. 
Bewerbungsfrist:	 21. April 2021

Kontaktdaten:	 Bewerbung online über: www.BVG.de/Karriere 
Anfragen per E-Mail an: Recruiting@bvg.de

mailto:recruiting@bvg.de
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Internetadresse:	 Ausführliche Informationen zur Stellenausschrei-
bung, insbesondere eine Beschreibung der  
Anforderungen, finden Sie unter:  
https://karriere.bvg.de/jobs/detail/controllerin-control-
ler-w-m-d-fuer-den-personalbereich

Bezirksamt Mitte von Berlin

Abteilung Weiterbildung, Kultur, Umwelt, Natur, Straßen- und Grünflächenamt,

Bezeichnung:	 Werkhofmitarbeiterin/Werkhofmitarbeiter

Besoldungs-/Entgeltgruppe:	 3

Besetzbar ab:	 sofort

Befristung:	 unbefristet

Kennzahl:	 76/2021

Vollzeit/Teilzeit:	 Vollzeit/Teilzeit

Arbeitsgebiet:	 Mitarbeit auf dem Werkhof und dem zugehörigen  
Lagerplatz Transvaalstraße, Schlosser- und Schweißtätigkeiten zur Instandsetzung 
von Straßenzubehör, Montagearbeiten zur Unterhaltung und Erneuerung des Stra-
ßenzubehörs sowie Mitwirkung bei Verkehrssicherungs- und Absperrmaßnahmen, 
Kontrolle des Straßenzubehörs und der Ausführung von Auftragsarbeiten am Stra-
ßenzubehör, Mitwirkung bei der technischen Funktionskontrolle im Rahmen der Brun-
nenkontrolle, Materialausgabe und -dokumentation, Führen eines Einsatzfahrzeuges
Bewerbungsfrist:	 7. Mai 2021

Kontaktdaten:	 https://www.berlin.de/karriereportal/stellensuche/
Werkhofmitarbeiterin-mwd-de-j19205.html

Internetadresse:	 Ausführliche Informationen zur Stellenausschrei-
bung, insbesondere eine Beschreibung der  
Anforderungen, finden Sie unter:  
https://www.berlin.de/karriereportal/stellensuche/
Werkhofmitarbeiterin-mwd-de-j19205.html

Bezirksamt Pankow von Berlin

Bezeichnung:	 Sachbearbeitung (m/w/d) in der Vergabestelle

Besoldungs-/Entgeltgruppe:	 9b Fallgruppe 3 TV-L Berlin

Besetzbar ab:	 sofort

Befristung:	 keine

Kennzahl:	 046-3306-2021

Vollzeit/Teilzeit:	 Vollzeit/Teilzeit

Arbeitsgebiet:	 - Mitwirkung am Aufbau der zentralen Vergabestel-
le (ZVS) im Bezirksamt Pankow von Berlin - Mitarbeit bei der Ausschreibung und 
Vergabe von Leistungen (außer Bauleistungen) mit Schwerpunkt auf europaweite 
Ausschreibungsverfahren (VgV) für bedeutende, schwierige und komplexe Maßnah-
men von bezirklicher Bedeutung und mit hohem Termin- und Kostendruck - vergabe
rechtliche Betreuung und Beratung für sämtliche Vergabeverfahren im Bezirksamt 
Pankow von Berlin (Bestimmung des Vergabeverfahrens/der Vergabeart, Abstim-
mung mit Bedarfsträgern über Art und Umfang der Leistung, Beratung bei der Erstel-
lung von Leistungsverzeichnissen) soweit diese Tätigkeit nicht in den Kompetenzbe-
reich des Rechtsamtes fällt (besondere und schwierige Fälle) - rechtliche Würdigung 
von besonders komplexen und schwierigen Vergabeverfahren, insbesondere bei 
etwaigen Leistungsstörungen und Nachprüfungsverfahren vor der Vergabekammer 

https://karriere.bvg.de/jobs/detail/controllerin-controller-w-m-d-fuer-den-personalbereich
https://karriere.bvg.de/jobs/detail/controllerin-controller-w-m-d-fuer-den-personalbereich
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soweit diese Tätigkeit nicht in den Kompetenzbereich des Rechtsamtes fällt (beson-
dere und schwierige Fälle) - zentraler Ansprechpartner und Bindeglied für sämtliche 
Fragen zu Vergabeverfahren im Bezirk (Erstellung Vergabeunterlagen, Auswahl 
Eignungs- und Bewertungskriterien, Wertung oder Ausschluss der Angebote, Rüge
bearbeitung, Vergabevorschlag, Dokumentation und Statistik) - Entwicklung und 
Erarbeitung von Bearbeitungsrichtlinien, Arbeits- und Prozessabläufen - Aufbau und 
Durchführung eines Systems zur Korruptionsprävention in Zusammenarbeit mit dem 
Antikorruptionsbeauftragten - Organisation (Einführung und Weiterentwicklung) der 
elektronischen Vergabe für die UVgO/VgV (E-Vergabe) für das Bezirksamt Pankow 
von Berlin, Rollen- und Rechteverwaltung - Durchführung beziehungsweise Organi-
sation von Informationsveranstaltungen zum Vergaberecht und zur E-Vergabe
Bewerbungsfrist:	 9. Mai 2021

Kontaktdaten:	 Bitte bewerben Sie sich online über das Berliner 
Karriereportal.

Internetadresse:	 Ausführliche Informationen zur Stellenausschrei-
bung, insbesondere eine Beschreibung der 
Anforderungen, finden Sie unter: https://www.
berlin.de/karriereportal/stellensuche/Sachbearbei-
tung-mwd-in-der-Vergabestelle-de-j18976.html

Bezirksamt Pankow von Berlin

Bezeichnung:	 Fachbauleitung (m/w/d) in der Gruppe  
Bauunterhaltung und Sonderprogramme

Besoldungs-/Entgeltgruppe:	 11

Besetzbar ab:	 sofort

Befristung:	 ja, befristet bis zum 9. Juni 2023 (Elternzeit
vertretung)

Kennzahl:	 048-3306-2021

Vollzeit/Teilzeit:	 Vollzeit/Teilzeit

Arbeitsgebiet:	 - Bauherrenleistung, Projektsteuerung für die über-
tragenen Aufgaben - baufachliche Aufsicht, wirtschaftliche Aufsicht - Terminüberwa-
chung für die zugeordneten Aufgaben - Mitwirkung oder Verantwortung im Rahmen 
der Aufgabe bei Leistungsphase (LP) 1 bis 5 der HOAI und Verantwortung für die 
LP 6 bis 9 HOAI bei der Realisierung von Baumaßnahmen mit durchschnittlichen bis 
überdurchschnittlichen Anforderungen - Wahrnehmung der Belange der  
BaustellenVO - Klärung von Angelegenheiten des Vertrags- und Vergabewesens  
- Haushaltsangelegenheiten für die übertragenen Aufgaben gemäß VOL/VOB/HOAI 
und LHO - Archivierung der Bauakten - Koordinierung der Arbeitsabläufe - Informati-
onspflicht gegenüber Vorgesetzten
Bewerbungsfrist:	 9. Mai 2021

Kontaktdaten:	 Bitte bewerben Sie sich online über das Berliner 
Karriereportal.

Internetadresse:	 Ausführliche Informationen zur Stellenausschrei-
bung, insbesondere eine Beschreibung der 
Anforderungen, finden Sie unter: https://www.
berlin.de/karriereportal/stellensuche/Fachbaulei-
tung-mwd-in-der-Gruppe-Bauunterhaltung-und-Son-
de-de-j19045.html

https://www.berlin.de/karriereportal/stellensuche/Sachbearbeitung-mwd-in-der-Vergabestelle-de-j18976.html
https://www.berlin.de/karriereportal/stellensuche/Sachbearbeitung-mwd-in-der-Vergabestelle-de-j18976.html
https://www.berlin.de/karriereportal/stellensuche/Sachbearbeitung-mwd-in-der-Vergabestelle-de-j18976.html
https://www.berlin.de/karriereportal/stellensuche/Fachbauleitung-mwd-in-der-Gruppe-Bauunterhaltung-und-Sonde-de-j19045.html
https://www.berlin.de/karriereportal/stellensuche/Fachbauleitung-mwd-in-der-Gruppe-Bauunterhaltung-und-Sonde-de-j19045.html
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Die Präsidentin des Verwaltungsgerichts Berlin

Bezeichnung:	 Informationssicherheitsbeauftragte/ 
Informationssicherheitsbeauftragter (m/w/d)

Besoldungs-/Entgeltgruppe:	 A 11

Besetzbar ab:	 sofort

Befristung:	 keine

Kennzahl:	 VG 2004 E-1-2020/5

Vollzeit/Teilzeit:	 Vollzeit 
Teilzeit ist grundsätzlich möglich.

Arbeitsgebiet:	 - Steuerung und Koordinierung des IT-Sicherheits-
prozesses - Analyse sämtlicher Geschäftsprozesse hinsichtlich Informationssicher-
heit - Integration der Informationssicherheit in sämtliche Geschäftsprozesse - Aktu-
alisierung der Leitlinie zur Informationssicherheit - Erstellung und Fortschreibung/
Aktualisierung von Informationssicherheitskonzepten, zugehöriger Teilkonzepte und 
Richtlinien - Anfertigung von Realisierungsplänen für Sicherheitsmaßnahmen und 
sicherheitsrelevante Projekte, Initiierung, Koordinierung und Prüfung der Umsetzung, 
Dokumentation - Information der Gerichtsleitung über den Status der Informations-
sicherheit und Beratung - Untersuchung und Dokumentation sicherheitsrelevanter 
Vorfälle - Initiierung und Koordinierung von Schulungen zur Informationssicherheit 
sowie Sensibilisierung der Beschäftigten - Erstellung der halbjährlichen statistischen 
Gesamtmeldung zu IT-Sicherheitsvorfällen - Erstellung des jährlichen Informations-
sicherheitsberichtes - Koordination mit dem/der Informationssicherheitsbeauftragten 
des Oberverwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg
Bewerbungsfrist:	 9. Mai 2021

Kontaktdaten:	 Die Präsidentin des Verwaltungsgerichts Berlin 
Kirchstraße 7, 10557 Berlin  
Telefon: 030 9014-8000  
E-Mail: verwaltung@vg.berlin

Internetadresse:	 Ausführliche Informationen zur Stellenausschrei-
bung, insbesondere eine Beschreibung der  
Anforderungen, finden Sie unter: https://www.berlin.
de/karriereportal/stellensuche/Informationssicher-
heitsbeauftragter-de-j18573.html

Eigenbetrieb Berlin Energie BERE2

Bezeichnung:	 Fachgebietsleitung Strategische spartenüber-
greifende (Quer-)Verbundsystemführung (m/w/d)

Besoldungs-/Entgeltgruppe:	 13

Besetzbar ab:	 sofort

Befristung:	 keine

Kennzahl:	 3000-181/20-11

Vollzeit/Teilzeit:	 Vollzeit

Arbeitsgebiet:	 • Strategische Mitwirkung und Begleitung operativer 
Umsetzungen von Kombinations- und Kooperationssystemführungen unter strikter 
Beachtung der gesetzlichen Vorgaben zur Systemverantwortung und Gesamtsta-
bilität, speziell bei Strom und Gas • Federführende Aktivitäten bei der Entwicklung 
zugehöriger Pflichtenhefte, Beschaffungen, Inbetriebsetzungen und Durchsetzung 
entsprechender (übergreifender) Betriebsführungskonzeptionen, jeweils im engen 
Zusammenspiel mit Übertragungs- und Ferngasbetreibern sowie nachgelagerten 
Verteilungsnetzen, einschließlich Kopplungen zu anderen Infrastrukturen • Übergrei-

mailto:verwaltung@vg.berlin
https://www.berlin.de/karriereportal/stellensuche/Informationssicherheitsbeauftragter-de-j18573.html
https://www.berlin.de/karriereportal/stellensuche/Informationssicherheitsbeauftragter-de-j18573.html
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fende, standardisierte Erstellung von Konzepten zur integrierten Aus- und Weiter-
bildung sowie für Antihavarie- und Präventionstrainings des jeweiligen Operativper-
sonals bei Beteiligungs- und Partnerunternehmen • Zugehörige Absicherung aller 
Prozesse bei der Digitalisierung, bei der echtzeitbasierten Überwachung und (Fern-)
Steuerung der jeweiligen Energie- und Netzanlagen mittels effizienter IKT- Anlagen, 
Prozesse und Verträge • Mitwirkung bei Notfall- und (Wieder-)Versorgungen mit 
Energie • Pflege und Entwicklung von Netz- und Vertragswerken im Zuständigkeits-
bereich • Beachtung aller betriebswirtschaftlich-regulatorischen Anforderungen  
• Vorrangige Beachtung aller Anforderungen zum Arbeits-, Betriebs-, Pandemie- und 
Gesundheitsschutz, einschließlich für Sonderlagen sowie aller Regelwerke • enge 
Zusammenarbeit mit anderen Stabsbereichen, mit den Beteiligungen und den Unter-
nehmen der Gruppe, speziell bei der Forcierung zur Energiewende, zur Transforma-
tion der Energiesysteme/Dekarbonisierung, zur Sektorkopplung (P2x-Technologien, 
Zusammenarbeit bei E-Mobilität) und zur Mehrwertschaffung
Bewerbungsfrist:	 23. April 2021

Kontaktdaten:	 Herr Andreas Hein 
E-Mail: a.hein@bt-personalberatung.de 
Below Tippmann & Compagnie  
Personalberatung GmbH  
Behrenstraße 29, 10117 Berlin

Internetadresse:	 über Firma: Below Tippmann & Compagnie  
Personalberatung GmbH  
Behrenstraße 29, 10117 Berlin

Eigenbetrieb Berlin Energie BERE2

Bezeichnung:	 Fachgebietsleitung  
Modellierung und Entwicklung integrierter Ener-
giesysteme, zugehöriger (Markt-)Kopplungen 
und Abrechnungen, systemdienliche Flexibilitäts-
potenziale, dezentrale Quartiers- und Speicher-
konzepte (spartenübergreifend) (m/w/d)

Besoldungs-/Entgeltgruppe:	 15

Besetzbar ab:	 sofort

Befristung:	 keine

Kennzahl:	 3000-181/20-16

Vollzeit/Teilzeit:	 Vollzeit

Arbeitsgebiet:	 • Erstellung anforderungsgerechter Modellierungen  
zukünftiger Energiesysteme gemäß jeweiliger (dezentraler) Abgrenzungen, ein-
schließlich Abbildung der Aspekte Erzeugung, Umwandlung, Verteilung, Export/
Import, Speicherung und Verbrauch mit Berücksichtigung Sicherheits-, Betriebs-, 
Umwelt-, Nachhaltigkeitsnormen und zugehöriger F&E- Entwicklungen (Fokus: starke 
Zunahme dezentrale EE-Erzeugung) • Durchführung von (Leistungsfluss-)Berech-
nungen im integrierten Energiesystem zur Abschätzung der Belastung von Strom-, 
Gas- und Fernwärmenetzen sowie enge Zusammenarbeit mit den Bereichen Asset-
management, System-Schnittstellen, Energieverbundbetrieb/Markt und integrierte, 
zeitechte Verbundsystemführung • Durchführung von Energiesystemoptimierungen 
mit variabler Zielstellung (Umweltschutz, Wirtschaftlichkeit, Akzeptanz) und anpass-
baren Rand- und Nebenbedingungen • Zuordnungen von Zuständigkeiten, Akteuren, 
Energie- und Stoffströmen sowie Marktentwicklungen hinsichtlich einer durchgängi-
gen Systemfunktionalität im Transformationszeitraum, Beachtung Digitalisierung und 
GDEW • Erstellung eines spartenübergreifenden, markttauglichen Konzepts zur phy-
sikalischen und wirtschaftlichen Integration von Flexibilitäten für Systemdienstleistun-
gen/Redispatch • Erarbeitung konkreter (Pilot-)Konzepte für Berliner Stadtquartiere, 
im Zusammenspiel von jeweiligen Verteil- und nachgelagerten Netzen (energiearten-
übergreifend)
Bewerbungsfrist:	 23. April 2021

mailto:a.hein@bt-personalberatung.de
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Kontaktdaten:	 Herrn Andreas Hein 
E-Mail: a.hein@bt-personalberatung.de 
Below Tippmann & Compagnie  
Personalberatung GmbH 
Behrenstraße 29, 10117 Berlin

Internetadresse:	 über Firma: Below Tippmann & Compagnie  
Personalberatung GmbH 
Behrenstraße 29, 10117 Berlin

Eigenbetrieb Berlin Energie BERE2

Bezeichnung:	 Fachgebietsleitung Energiepolitik (m/w/d)

Besoldungs-/Entgeltgruppe:	 13

Besetzbar ab:	 sofort

Befristung:	 keine

Kennzahl:	 3000-181/20-9

Vollzeit/Teilzeit:	 Vollzeit

Arbeitsgebiet:	 • Unterstützung bei der Umsetzung der Energie- und 
Netzpolitik des Landes • laufende Analyse der Landesvorgaben (Unternehmensver-
trag, BEK, Enquetekommission, „Neue Energie“ etc.) sowie der EU-Verordnungen, 
Bundesgesetze und Vorgaben von BNetzA/BSI • Erstellung und/oder redaktionelle 
Bearbeitung von Entscheidungsvorlagen für die Geschäftsführung sowie für über-
geordnete Entscheidungs- und Kontrollgremien • Mitwirkung in Arbeitskreisen des 
Landes Berlin • Verantwortlich für den internen Informationsdienst • Erstbewertung 
veränderter rechtlicher- oder verfahrenstechnischer Regelungen für energiewirt-
schaftliche Prozesse • eigenständige Kontaktpflege zu relevanten Stakeholdern 
in Politik und Wirtschaft • Netzwerkpflege sowie Konzeption und Umsetzung von 
Netzwerkveranstaltungen, Fachveranstaltungen und Arbeitskreisen • Konzeption der 
strategischen politischen Kommunikation • Beantwortung von Anfragen aus Parteien, 
Behörden und Verwaltungen
Bewerbungsfrist:	 23. April 2021

Kontaktdaten:	 Herrn Andreas Hein 
E-Mail: a.hein@bt-personalberatung.de  
Below Tippmann & Compagnie  
Personalberatung GmbH 
Behrenstraße 29, 10117 Berlin

Internetadresse:	 über Firma: Below Tippmann & Compagnie  
Personalberatung GmbH 
Behrenstraße 29, 10117 Berlin

Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin

Bezeichnung:	 Mitarbeiterin/ Mitarbeiter (m/w/d)  
im Studienbüro des Deutsch-Französischen  
Bachelor- und Master-Studiengangs  
„Management international“ am Fachbereich 
Wirtschaftswissenschaften  
(eine Stelle)

Besoldungs-/Entgeltgruppe:	 9b

Besetzbar ab:	 1. Mai 2021

Befristung:	 befristet bis 22. September 2021

mailto:a.hein@bt-personalberatung.de
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Kennzahl:	 045_2021

Vollzeit/Teilzeit:	 Teilzeit 50 %

Arbeitsgebiet:	 Die Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin ist 
mit rund 11 500 Studierenden eine der großen Hochschulen Berlins. Sie zeichnet 
sich durch ausgeprägten Praxisbezug, intensive und vielfältige Forschung, hohe 
Qualitätsstandards sowie eine starke internationale Ausrichtung aus. Unter einem 
Dach werden Wirtschaftswissenschaften, privates und öffentliches Wirtschaftsrecht, 
Verwaltungs-, Rechts- und Sicherheitsmanagement sowie ingenieurwissenschaftliche 
Studiengänge angeboten. Nahezu alle Studiengänge sind auf Bachelor und Master 
umgestellt, qualitätsgeprüft und tragen das Siegel des Akkreditierungsrates. Zum  
1. Mai 2021 suchen wir bis voraussichtlich zum 22. September 2021 befristet als 
Mutterschutzvertretung - mit einer sich gegebenenfalls anschließenden Elternzeit 
eine Mitarbeiterin/einen Mitarbeiter (m/w/d) im Studienbüro des Deutsch-Franzö
sischen Bachelor- und Master-Studiengangs „Management international“ am 
Fachbereich Wirtschaftswissenschaften mit 50 % der regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitszeit.Ihre Aufgaben: • Sie koordinieren die administrativen Prozesse des Stu-
dienbüros und stimmen sich dabei eng mit der akademischen Studiengangsleitung, 
den Schnittstellen in der Fachbereichsverwaltung sowie den Ansprechpartnerinnen/
Ansprechpartnern an der französischen Partnerhochschule ab. • Sie betreuen das 
spezifische Bewerbungsverfahren der neuen Studienkohorte mit Start in Berlin zum 
Wintersemester 2021/22 bis hin zur Zulassung und Vergabe der Studienplätze, in 
enger Abstimmung mit der akademischen Leitung des Studiengangs. • Sie beraten  
Studieninteressierte und Bewerberinnen/Bewerbern für den Studiengang Manage-
ment International. • Sie steuern Veränderungen der Studien- und Prüfungsordnun-
gen und deren Umsetzung im Campus-Management-System in Zusammenarbeit  
mit der IT-Abteilung. • Sie planen und organisieren die Prüfungen in enger Abstim-
mung mit den Lehrenden im Studiengang und verarbeiten die Prüfungsergebnisse 
bis hin zur Bachelor- und Master-Abschlussarbeit sowie Zeugniserstellung. • Sie 
beraten die deutschen und französischen Studierenden des Studiengangs während 
der Studienphasen in Berlin zu allen Fragen rund um die Studien- und Prüfungsord-
nung sowie der Organisation des Studiums sowohl im Bachelor- als auch Master-
Studiengang. • Sie koordinieren die Lehr- und Stundenplanung in Abstimmung mit 
den Lehrenden des Studiengangs. • Sie aktualisieren selbständig Informationen zum 
Studiengang auf der Website der HWR Berlin sowie auf Moodle.• Sie organisieren 
Veranstaltungen zum Studienstart und Studienabschluss, gegebenenfalls auch in 
Kooperation mit der Partnerhochschule.• Sie rechnen die von der Deutsch-Franzö-
sischen-Hochschule gewährten Mittel und dazugehörigen Ausgaben an der HWR 
Berlin ab. Für Auskünfte stehen Ihnen Frau Reitz und Frau Krüger, Telefon: 030 
30877-1451/1544 oder per E-Mail an: bewerbungsverfahren@hwr-berlin.de gerne 
zur Verfügung.
Bewerbungsfrist:	 30. April 2021

Kontaktdaten:	 Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin  
Bewerbungsverfahren  
Badensche Straße 52, 10825 Berlin  
Bewerbungen bitte ausschließlich über unser  
Online-Portal.

Internetadresse:	 Ausführliche Informationen zur Stellenausschrei-
bung, insbesondere eine Beschreibung der  
Anforderungen, finden Sie unter:  
www.hwr-berlin.de/Stellenausschreibungen 
Bewerbungen bitte ausschließlich unter:  
https://karriere.hwr-berlin.de/jobposting/d4edfb-
750b06a84c405d7f75994f56cf9ce809b20

mailto:bewerbungsverfahren@hwr-berlin.de
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Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin

Bezeichnung:	 Lehrkraft für besondere Aufgaben (m/w/d)  
für das Projekt Schreibwerkstatt für die Lehre 
im Rahmen der Förderung wissenschaftlichen 
Schreiben sowie zur Koordination des Projekts 
(eine Stelle)

Besoldungs-/Entgeltgruppe:	 13

Besetzbar ab:	 sofort

Befristung:	 30. September 2024

Kennzahl:	 049_2021

Vollzeit/Teilzeit:	 Vollzeit/Teilzeit

Arbeitsgebiet:	 Das Projekt wird aus dem Programm Qualitäts- und 
Innovationsoffensive der Berliner Hochschulen des Landes Berlin gefördert. Das 
Projekt Schreibwerkstatt soll bestehende Angebote zur Förderung des wissenschaft
lichen Schreibens an der HWR Berlin sinnvoll erweitern, ergänzen und in eine 
Gesamtkonzeption zur Schreibförderung an der Hochschule eingliedern. Durch die 
Einrichtung einer Schreibwerkstatt einschließlich physisch wie virtuell manifester 
Werkstatträume für die Entwicklung des Schreibprozesses als erlernbares Hand-
werk soll das wissenschaftliche Schreiben als zentrale Fertigkeit des Studiums 
unter Berücksichtigung sprach- und fachsprachlicher Zielgruppen gefördert werden. 
Allen Studierenden unterschiedlichster Studienabschnitte sollen in Zukunft niedrig-
schwellige Angebote mit individuellem Zuschnitt zur Verfügung stehen. Dabei sollen 
für die sprachlichen Zielgruppen Deutsch als Erstsprache, Deutsch als Zweit- oder 
Fremdsprache und English als Fremdsprache nach Bedarf eigene Angebote in den 
fachsprachlichen Ausprägungen Wirtschaft-, Rechts- und Sozialwissenschaften 
geschaffen werden. Die Schreibwerkstatt ist fachlich am Sprachenzentrum der HWR 
Berlin angesiedelt. Ihre Aufgaben: • Entwicklung und Durchführung von Seminaren 
und Workshops, Betreuung von Lerngruppen und offenen Angeboten im Rahmen der 
Lehrverpflichtung, Abhalten von Sprechstunden zur Schreibberatung und -förderung  
• Feinkonzeption, wissenschaftliche Begleitung und Evaluation des Projekts • Ent-
wicklung und Betrieb asynchroner Online-Lernangebote zur Begleitung des ersten 
akademischen Schreibprozesses für alle Studierenden • fachliche Koordination der 
Angebote und Lehrenden im Bereich der wissenschaftlichen Schreibförderung, Fort-
bildung und Betreuung der studentischen Hilfskräfte des Projekts • Wahrnehmung 
administrativer Aufgaben im Bereich der Angebote der Schreibwerkstatt  
• bis zu 16 SWS Lehrverpflichtung bei Vollzeit. Für Auskünfte stehen Ihnen Frau 
Reitz und Frau Krüger, Telefon: 030 30877-1451/1544 oder per E-Mail an:  
bewerbungsverfahren@hwr-berlin.de gerne zur Verfügung.
Bewerbungsfrist:	 24. April 2021

Kontaktdaten:	 Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin  
Bewerbungsverfahren  
Badensche Straße 52,10825 Berlin  
Bewerbungen bitte ausschließlich über unser  
Online-Portal.

Internetadresse:	 Ausführliche Informationen zur Stellenausschrei-
bung, insbesondere eine Beschreibung der  
Anforderungen, finden Sie unter:  
www.hwr-berlin.de/Stellenausschreibungen  
Bewerbungen bitte ausschließlich unter:  
https://karriere.hwr-berlin.de/jobposting/2c8f00472d-
3ce56e2210483ee1cf8242cc5c12d90
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Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin

Bezeichnung:	 Mitarbeiterin/Mitarbeiter (m/w/d)  
für das Büro der Fachrichtung BWL/Spedition 
und Logistik am Fachbereich 2 der HWR Berlin 
(eine Stelle)

Besoldungs-/Entgeltgruppe:	 6

Besetzbar ab:	 sofort

Befristung:	 unbefristet

Kennzahl:	 057_2021

Vollzeit/Teilzeit:	 Teilzeit, 50 %

Arbeitsgebiet:	 • Unterstützung der Fachleitung, der Lehrenden und 
der Studierenden bei der Organisation des Studien- und Prüfungsbetriebes • Unter-
stützung der Fachleitungen bei der Organisation, Umsetzung und Nachbereitung von 
Sitzungen und fachrichtungsbezogenen Veranstaltungen • administrativen Tätigkei-
ten eines Zulassungs- und Prüfungsamtes. Für Auskünfte stehen Ihnen Frau Reitz 
und Frau Krüger, Telefon: 030 30877-1451/1544 oder per E-Mail an:  
bewerbungsverfahren@hwr-berlin.de gerne zur Verfügung.
Bewerbungsfrist:	 1. Mai 2021

Kontaktdaten:	 Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin  
Bewerbungsverfahren  
Badensche Straße 52 10825 Berlin  
Bewerbungen bitte ausschließlich über unser  
Online-Portal.

Internetadresse:	 Ausführliche Informationen zur Stellenausschrei-
bung, insbesondere eine Beschreibung der  
Anforderungen, finden Sie unter: 
www.hwr-berlin.de/Stellenausschreibungen  
Bewerbungen bitte ausschließlich unter: 
https://karriere.hwr-berlin.de/jobposting/e493274d-
98c28aae021be986a56e46ab676a5ee00 

Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin

Bezeichnung:	 Mitarbeiterin/Mitarbeiter (m/w/d)  
im Studierendenservice finanziert aus Mitteln  
des DAAD Integra-Programms der HWR Berlin 
(eine Stelle)

Besoldungs-/Entgeltgruppe:	 11

Besetzbar ab:	 sofort

Befristung:	 31. Dezember 2021

Kennzahl:	 054_2021

Vollzeit/Teilzeit:	 Vollzeit

Arbeitsgebiet:	 Ihre Aufgaben: • Die Projektstelle bietet mittels einem 
kooperativen Übergangsmanagement den internationalen einschließlich geflüchteten 
Studierenden an der HWR Berlin bedarfsgerechte Unterstützung bei der beruflichen 
Orientierung und beim Berufseinstieg. • Dafür werden bedarfsorientierte Angebote 
und Maßnahmen ausgebaut sowie neu projektiert und realisiert und gebündelt mit 
einem Informations- und Unterstützungsservice in einer Anlaufstelle als „One-Stop-
Agency“. • Das Projekt strebt eine strukturelle Verbesserung des Übergangs der Ziel-
gruppe in den regionalen Arbeitsmarkt Berlin/Brandenburg an. Für Auskünfte stehen 

mailto:bewerbungsverfahren@hwr-berlin.de
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Ihnen Frau Reitz und Frau Krüger, Telefon: 030 30877-1451/1544 oder per E-Mail an: 
bewerbungsverfahren@hwr-berlin.de gerne zur Verfügung.
Bewerbungsfrist:	 24. April 2021

Kontaktdaten:	 Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin  
Bewerbungsverfahren  
Badensche Straße 52, 10825 Berlin  
Bewerbungen bitte ausschließlich über unser  
Online-Portal.

Internetadresse:	 Ausführliche Informationen zur Stellenausschrei-
bung, insbesondere eine Beschreibung der Anforde-
rungen, finden Sie unter: 
www.hwr-berlin.de/Stellenausschreibungen 
Bewerbungen bitte ausschließlich unter: 
https://karriere.hwr-berlin.de/jobposting/10f0022efcd-
f784898773b928df3d2afba6d38750

Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin

Bezeichnung:	 Wissenschaftliche Mitarbeiterin/ 
Wissenschaftlichen Mitarbeiter (m/w/d)  
mit rechtswissenschaftlichem Schwerpunkt für 
das Forschungsprojekt „FAKE-ID“  
(eine Stelle)

Besoldungs-/Entgeltgruppe:	 13

Besetzbar ab:	 1. Mai 2021

Befristung:	 30. April 2024

Kennzahl:	 051_2021

Vollzeit/Teilzeit:	 Teilzeit 55 %

Arbeitsgebiet:	 Ihre Aufgaben: • eigenverantwortliche Mitwirkung am 
Projektmanagement des interdisziplinären Forschungsprojekts FAKE-ID in Zusam-
menarbeit mit der Bundesdruckerei (Konsortialführer), der Otto-von-Guericke-Univer-
sität Magdeburg, dem Fraunhofer Heinrich Hertz Institut und weiteren Projektpartnern 
aus Wirtschaft und Verwaltung • Mitwirkung an der Aufbereitung der einschlägigen 
Fachliteratur, der Gesetzgebung und Rechtsprechung einschließlich paralleler 
Diskussionen (zum Beispiel Empfehlungen der Enquete-Kommission des Deutschen 
Bundestags und des Deutschen Ethikrates; Policy-Paper der Europäischen Kom-
mission; NGO-Stellungnahmen) sowie der zu erwartenden Entwicklungen während 
der Projektlaufzeit • Verantwortliche Mitarbeit an der Vorbereitung, Durchführung und 
Nachbereitung empirischer Erhebungen in transdisziplinärer rechts- und sozialwis-
senschaftlicher Perspektive (Anwender/-innen-Workshops; teilnehmende Beob-
achtung der bisherigen Praxis; Interviews, Gruppendiskussionen; Begleitung der 
Erprobungsphase für den zu entwickelnden Demonstrator) • Verantwortliche Mitarbeit 
an der rechtlichen und interdisziplinären Entwicklung und Bewertung der zu entwi-
ckelnden Detektionstechnik (einschließlich Datenschutz- und Technikfolgenabschät-
zung) • Mitwirkung an der Pflege von laufenden Arbeitskontakten und Koordination 
der Arbeit mit den anderen Teilvorhaben; Bearbeitung von Anfragen der anderen Pro-
jektpartner zu rechtlichen Fragen; fachliche Zuarbeit zu den anderen Arbeitspaketen 
• Weiterentwicklung der Forschungsfragen aufgrund der zu erwartenden rechtlichen 
und tatsächlichen Entwicklungen während der Projektlaufzeit • Mitwirkung an der 
Vorbereitung und Durchführung von Veranstaltungen, Publikationen, Öffentlichkeits-
arbeit, Website, Informationsmaterial usw. • Aufbereitung von (Zwischen-)Ergebnis-
sen für Konferenzbeiträge, Projektberichte und wissenschaftliche Veröffentlichungen. 
Für inhaltlich-fachliche Nachfragen steht Ihnen Herr Prof. Dr. Hartmut Aden, E-Mail: 
hartmut.aden@hwr-berlin.de gerne zur Verfügung. Für Auskünfte stehen Ihnen Frau 
Reitz und Frau Krüger, Telefon: 030 30877-1451/1544 oder per E-Mail an:  
bewerbungsverfahren@hwr-berlin.de gerne zur Verfügung.

mailto:bewerbungsverfahren@hwr-berlin.de
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Bewerbungsfrist:	 30. April 2021

Kontaktdaten:	 Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin  
Bewerbungsverfahren  
Badensche Straße 52,10825 Berlin  
Bewerbungen bitte ausschließlich über unser  
Online-Portal.

Internetadresse:	 Ausführliche Informationen zur Stellenausschrei-
bung, insbesondere eine Beschreibung der  
Anforderungen, finden Sie unter: 
www.hwr-berlin.de/Stellenausschreibungen 
Bewerbungen bitte ausschließlich unter: 
https://karriere.hwr-berlin.de/jobposting/
d555295a3b8c53b5418ae2ca39419849679949270

Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin

Bezeichnung:	 Wissenschaftliche Mitarbeiterin/ 
Wissenschaftlichen Mitarbeiter (m/w/d)  
mit sozialwissenschaftlichem Schwerpunkt für 
das Forschungsprojekt „FAKE-ID“  
an der HWR Berlin

Besoldungs-/Entgeltgruppe:	 13

Besetzbar ab:	 1. Mai 2021

Befristung:	 30. April 2024

Kennzahl:	 052_2021

Vollzeit/Teilzeit:	 Teilzeit 55 %

Arbeitsgebiet:	 Ihre Aufgaben: • Eigenverantwortliche Mitwirkung am 
Projektmanagement des interdisziplinären Forschungsprojekts FAKE-ID in Zusam-
menarbeit mit der Bundesdruckerei (Konsortialführer), der Otto-von-Guericke- 
Universität Magdeburg, dem Fraunhofer Heinrich Hertz Institut und weiteren Projekt
partnern aus Wirtschaft und Verwaltung • Mitwirkung an der Aufbereitung der 
einschlägigen Fachliteratur, der Gesetzgebung und Rechtsprechung einschließlich 
paralleler Diskussionen (zum Beispiel Empfehlungen der Enquete-Kommission des 
Deutschen Bundestags und des Deutschen Ethikrates; Policy-Paper der Europäi-
schen Kommission; NGO-Stellungnahmen) sowie der zu erwartenden Entwicklungen 
während der Projektlaufzeit • Verantwortliche Mitarbeit an der Vorbereitung, Durch-
führung und Nachbereitung empirischer Erhebungen in transdisziplinärer sozial- und 
rechtswissenschaftlicher Perspektive (Anwender/-innen-Workshops; teilnehmende 
Beobachtung der bisherigen Praxis; Interviews, Gruppendiskussionen Begleitung 
der Erprobungsphase für den zu entwickelnden Demonstrator) • Verantwortliche 
Mitarbeit an der interdisziplinären Entwicklung und Bewertung der zu entwickelnden 
Detektionstechnik (Anforderungskataloge einschließlich ethischer Anforderungen, 
Datenschutz- und Technikfolgenabschätzung) • Mitwirkung an der Pflege von lau-
fenden Arbeitskontakten und Koordination der Arbeit mit den anderen Teilvorhaben; 
Bearbeitung von Anfragen der anderen Projektpartner; fachliche Zuarbeit zu den 
anderen Arbeitspaketen • Weiterentwicklung der Forschungsfragen aufgrund der zu 
erwartenden Entwicklungen während der Projektlaufzeit • Mitwirkung an der Vorbe-
reitung und Durchführung von Veranstaltungen, Publikationen, Öffentlichkeitsarbeit, 
Website, Informationsmaterial usw. • Aufbereitung von (Zwischen-)Ergebnissen für 
Konferenzbeiträge, Projektberichte und wissenschaftliche Veröffentlichungen Für 
inhaltlich-fachliche Nachfragen steht Ihnen Herr Prof. Dr. Hartmut Aden, E-Mail: 
hartmut.aden@hwr-berlin.de gerne zur Verfügung. Für Auskünfte stehen Ihnen Frau 
Reitz und Frau Krüger, Telefon: 030 30877-1451/1544 oder per E-Mail an:  
bewerbungsverfahren@hwr-berlin.de gerne zur Verfügung.
Bewerbungsfrist:	 30. April 2021

http://www.hwr-berlin.de/Stellenausschreibungen
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Kontaktdaten:	 Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin  
Bewerbungsverfahren  
Badensche Straße 52, 10825 Berlin  
Bewerbungen bitte ausschließlich über unser  
Online-Portal.

Internetadresse:	 Ausführliche Informationen zur Stellenausschrei-
bung, insbesondere eine Beschreibung der  
Anforderungen, finden Sie unter:  
www.hwr-berlin.de/Stellenausschreibungen 
Bewerbungen bitte ausschließlich unter:  
https://karriere.hwr-berlin.de/jobposting/36f-
c8a7018e77b48a10de910c22edf945e2153690

Humboldt-Universität zu Berlin

Lebenswissenschaftliche Fakultät - Institut für Biologie

Bezeichnung:	 Beschäftigte/Beschäftigter  
im Lehrbereichssekretariat (m/w/d)

Besoldungs-/Entgeltgruppe:	 6 TV-L HU

Besetzbar ab:	 sofort

Befristung:	 befristet bis 31. Mai 2025

Kennzahl:	 AN/098/21

Vollzeit/Teilzeit:	 ½ Teilzeitbeschäftigung

Arbeitsgebiet:	 Führung des Sekretariats des Fachgebiets Optobio-
logie, insbesondere Erledigung allgemeiner Verwaltungs-, Organisations- und Kom-
munikationsaufgaben, Korrespondenz in deutscher und zum Teil englischer Sprache; 
Schreiben wissenschaftlicher Texte; Verwaltung von Dritt- und Haushaltsmitteln; 
Pflege der Homepage
Bewerbungsfrist:	 11. Mai 2021

Kontaktdaten:	 Humboldt-Universität zu Berlin 
Lebenswissenschaftliche Fakultät 
Institut für Biologie, Prof. Dr. Marina Mikhaylova 
(Sitz: Invalidenstraße 42) 
Unter den Linden 6, 10099 Berlin  
oder per E-Mail in einer PDF-Datei an:  
marina.mikhaylova@hu-berlin.de

Internetadresse:	 Ausführliche Informationen zur Stellenausschrei-
bung, insbesondere eine Beschreibung der  
Anforderungen, finden Sie unter:  
https://www.personalabteilung.hu-berlin.de/de/stel-
lenausschreibungen/beschaeftigte-r-im-lehrbereichs-
sekretariat-m-w-d-mit-1-2-teilzeitbeschaeftigung-be-
fristet-bis-31-05-2025-e-6-tv-l-hu
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Humboldt-Universität zu Berlin

Sprach- und literaturwissenschaftliche Fakultät - Institut für deutsche Literatur

Bezeichnung:	 Fremdsprachenassistentin/ 
Fremdsprachenassistent (m/w/d)

Besoldungs-/Entgeltgruppe:	 6 TV-L HU

Besetzbar ab:	 1. Mai 2021

Befristung:	 Vertretungseinstellung befristet bis 30. April 2025

Kennzahl:	 AN/035/21

Vollzeit/Teilzeit:	 ½ Teilzeitbeschäftigung

Arbeitsgebiet:	 Führung mindestens eines Sekretariats in der 
Neueren deutschen Literatur, insbesondere Erledigung allgemeiner Sekretariats-, 
Verwaltungs-, Organisations- und Kommunikationsaufgaben; Korrespondenz sowie 
Bearbeitung wissenschaftlicher Texte (zum Teil in englischer Sprache); Verwaltung 
von Dritt- und Haushaltsmitteln
Bewerbungsfrist:	 4. Mai 2021

Kontaktdaten:	 Humboldt-Universität zu Berlin 
Sprach- und literaturwissenschaftliche Fakultät 
Institut für deutsche Literatur 
Prof. Dr. Claudia Stockinger 
Unter den Linden 6, 10099 Berlin  
oder bevorzugt per E-Mail in einer PDF-Datei an: 
christian.hissnauer@hu-berlin.de

Internetadresse:	 Ausführliche Informationen zur Stellenausschrei-
bung, insbesondere eine Beschreibung der  
Anforderungen, finden Sie unter:  
https://www.personalabteilung.hu-berlin.de/
de/stellenausschreibungen/fremdsprachen-
assistent-in-m-w-d-mit-1-2-teilzeitbeschaefti-
gung-e-6-tv-l-hu-vertretungseinstellung-befris-
tet-bis-30-04-2025

IT-Dienstleistungszentrum Berlin

Bezeichnung:	 Beauftragte/Beauftragter  
für Geheimschutz/Sabotageschutz (m/w/d)

Besoldungs-/Entgeltgruppe:	 11 TV-L

Besetzbar ab:	 sofort

Befristung:	 keine

Kennzahl:	 54/2021

Vollzeit/Teilzeit:	 Vollzeit/Teilzeit

Arbeitsgebiet:	 • Zentrale Ansprechperson für Fragen rund um das 
Thema Geheim- und Sabotageschutz im ITDZ Berlin und für Aufsichtsbehörden  
• Durchführung und Dokumentation von Geheimschutzmaßnahmen und Sicherheits-
überprüfungen • Geheimschutzbetreuung von Dienstleistern des ITDZ Berlin • Bear-
beitung von Grundsatzangelegenheiten • Korrespondenz zu Behörden und anderen 
beteiligten Stellen • Planung und Durchführung von Sensibilisierungsmaßnahmen
Bewerbungsfrist:	 2. Mai 2021
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Kontaktdaten:	 IT-Dienstleistungszentrum Berlin  
Berliner Straße 112-115, 10713 Berlin  
Telefon: 030 90222-5544  
E-Mail: jobs@itdz-berlin.de

Internetadresse:	 Ausführliche Informationen zur Stellenausschrei-
bung, insbesondere eine Beschreibung der  
Anforderungen, finden Sie unter:  
https://www.interamt.de/koop/app/stelle?id=672018

Landesamt für Bauen und Verkehr

Bezeichnung:	 Leitung des Dezernats 41 &quot; Fachplanung, 
Umwelt-, TÖB-Angelegenheiten&quot;  
der Gemeinsamen Oberen Luftfahrtbehörde  
Berlin-Brandenburg

Besoldungs-/Entgeltgruppe:	 A 15 BbgBesO/15 TV-L

Besetzbar ab:	 nächstmöglichen Zeitpunkt

Befristung:	 keine

Kennzahl:	 DL41/2021

Vollzeit/Teilzeit:	 Vollzeit

Arbeitsgebiet:	 Leitung des Dezernats 41 mit den Aufgabenberei-
chen Fachplanung für Flugplätze sowie Verfahren in Bezug auf Luftfahrthindernisse 
und Wahrnehmung der Aufgaben eines Trägers Öffentlicher Belange. Es erwartet 
Sie eine abwechslungsreiche und verantwortungsvolle Tätigkeit in einem durch 
dynamische rechtliche Entwicklungen geprägten Arbeitsgebiet. Die wesentlichen 
Aufgaben des Dezernats sind die Durchführung von Genehmigungs- und Planfest-
stellungsverfahren für den Verkehrsflughafen Berlin Brandenburg (BER), Planungs- 
beziehungsweise Genehmigungsaufsicht gegenüber der den BER betreibenden 
Flughafengesellschaft (insbesondere Kontrolle des Vollzugs von Auflagen zur Fach-
planung/Genehmigung), die Durchführung von Genehmigungsverfahren für sonstige 
Flugplätze (Segelfluggelände, Sonder- und Verkehrslandeplätze, Hubschrauber
sonderlandeplätze, teils auch Planfeststellungsverfahren; weiterhin Regelungen des 
Flugplatzverkehrs an diesen Plätzen sowie die Genehmigungsaufsicht gegenüber 
den Betreibern der einzelnen Flugplätze (insbesondere Kontrolle des Vollzugs von 
Auflagen zur Fachplanung/Genehmigung), Erteilung von Erlaubnissen nach § 25 
LuftVG auf Flugplätzen Angelegenheiten der Luftfahrthindernisse (Zustimmung 
beziehungsweise Genehmigung der Errichtung oder Änderung von Luftfahrthinder-
nissen) in Bauschutzbereichen oder An-/Abflugsektoren oder bei besonderer Höhe 
des Luftfahrthindernisses, Wahrnehmung von Luftverkehrsbelangen in Verwaltungs-
verfahren anderer Behörden, Durchführung von Ordnungswidrigkeitsverfahren. Ihre 
Leitungsaufgaben: Verantwortung für derzeit zwölf Beschäftigte, Organisation der 
Arbeitsprozesse und Dienstpläne, Anpassung und Standardisierung der Verwaltungs-
verfahren nach Maßgabe der einschlägigen Vorschriften der Europäischen Union Er-
stellung, Fortschreibung und Vollzug der in den Anlagen zum Managementhandbuch 
der LuBB enthaltenen Prozessbeschreibungen der Sachgebiete, Koordinierung der 
Zusammenarbeit der Sachgebiete mit Flugplatzbetreibern und Luftfahrtunternehmen
Bewerbungsfrist:	 2. Mai 2021

Kontaktdaten:	 E-Mail: LBV-Bewerbungen@lbv.brandenburg.de

Internetadresse:	 https://www.lvnbb.de/sixcms/detail.ph-
p?id=959219&bbi.JOBs

mailto:jobs@itdz-berlin.de
https://www.interamt.de/koop/app/stelle?id=672018
mailto:LBV-Bewerbungen@lbv.brandenburg.de
https://www.lvnbb.de/sixcms/detail.php?id=959219&bbi.JOBs
https://www.lvnbb.de/sixcms/detail.php?id=959219&bbi.JOBs
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Landesamt für Mess- und Eichwesen Berlin-Brandenburg

Bezeichnung:	 IT-Systemadministration

Besoldungs-/Entgeltgruppe:	 12 Fallgruppe 2 (Teil II 11. - Beschäftigte in der IKT)

Besetzbar ab:	 August 2021

Befristung:	 unbefristet

Kennzahl:	 21/03

Vollzeit/Teilzeit:	 Vollzeit

Arbeitsgebiet:	 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des LME BE-BB 
führen zur Überwachung im Rahmen des gesetzlichen Messwesens verschiedene 
Prüfungen sowohl im Außendienst, als auch in eigenen Laboren durch. Für die IT-In-
frastruktur ergeben sich daraus anspruchsvolle konzeptionelle Herausforderungen. 
Das LME BE-BB befindet sich derzeit in einer grundlegenden Neustrukturierung der 
IT-Infrastruktur. Künftig soll sich diese im Wesentlichen aus einer durch den Branden
burger IT-Dienstleister bereitgestellten Standardinfrastruktur (IT-Client) und einer an 
die Prüfungen angepassten sowie einer in den Außendienst integrierten, flexiblen  
Prüfinfrastruktur (Prüf-IT) zusammensetzen. Neben den Anforderungen an die 
Prüf-IT wie Mobilität, Flexibilität, sichere Schnittstellen zu externen Geräten stellt die 
sichere Verknüpfung dieser beiden Strukturen auf Netzwerk- und Applikationsebene 
eine besondere Herausforderung dar. Sie übernehmen fachliche Verantwortung und 
gestalten mit uns eine modernere IT-Infrastruktur im LME BE-BB, die allen unseren 
Mitarbeitenden zugutekommt.
Bewerbungsfrist:	 16. Mai 2021

Kontaktdaten:	 https://www.berlin.de/karriereportal/stellensuche/
IT-Systemadministration-de-j19832.html

Internetadresse:	 Ausführliche Informationen zur Stellenausschrei-
bung, insbesondere eine Beschreibung der  
Anforderungen, finden Sie unter:  
https://www.berlin.de/karriereportal/stellensuche/
IT-Systemadministration-de-j19832.html

Senatsverwaltung für Inneres und Sport

Bezeichnung:	 Leitung des Referats  
„Veranstaltungsförderung und -service“ (m/w/d)

Besoldungs-/Entgeltgruppe:	 A 16/AT 1

Besetzbar ab:	 sofort

Befristung:	 unbefristet

Kennzahl:	 IV 14/2021

Vollzeit/Teilzeit:	 Vollzeit mit 40 beziehungsweise  
39,4 Wochenstunden 
Teilzeitbeschäftigung ist im Rahmen der  
üblichen Modelle möglich.

Arbeitsgebiet:	 Das Aufgabengebiet umfasst: • die Leitungsverant-
wortung für zwei Arbeitsgruppen sowie Projektgruppen für herausgehobene Sport-
großveranstaltungen• konzeptionelle und strategische Ausrichtung der Sportmetro
pole Berlin im Bereich von nationalen und internationalen Sportveranstaltungen, 
Fachtagungen und Kongressen • langfristige Planung und Akquise von nationalen 
und internationalen Sportveranstaltungen, Fachtagungen und Kongressen • Wahr-
nehmung der hoheitlichen Aufgaben einer obersten Landesbehörde (Parlaments-, 
Haushalts- und Rechnungshof-Angelegenheiten) für das Referat IV D Projektleitung 
für herausragende Sportveranstaltungen in der Sportmetropole Berlin • kreative 
Entwicklung und Umsetzung von Events im Zusammenhang mit Sport-Großveran-

https://www.berlin.de/karriereportal/stellensuche/IT-Systemadministration-de-j19832.html
https://www.berlin.de/karriereportal/stellensuche/IT-Systemadministration-de-j19832.html
https://www.berlin.de/karriereportal/stellensuche/IT-Systemadministration-de-j19832.html
https://www.berlin.de/karriereportal/stellensuche/IT-Systemadministration-de-j19832.html
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staltungen Steuerung und Abstimmung veranstaltungsbezogener Angelegenheiten 
mit den Betreibern der großen Veranstaltungsstätten Beurteilung von vertraglichen 
Verflechtungen und Bindungen bei Zuwendungsempfängern, Verbänden und Sport-
veranstaltern Konzeption und Steuerung von Sport-Standortmarketingaktivitäten, 
von Ehrungs- und Ordensangelegenheiten sowie internationaler Beziehungen der 
Sportmetropole Berlin • Weiterentwicklung der öffentlichen Sportförderung, insbe-
sondere Ausgestaltung der gesetzlichen und sonstigen Vorschriften einschließlich 
Bäderanstaltsgesetz für den Bereich der Veranstaltungen • Repräsentation der 
Senatsverwaltung für Inneres und Sport und der Abteilung Sport bei öffentlichen 
Auftritten im In- und Ausland in deutscher und englischer Sprache • Implementierung 
des Nachhaltigkeitsmanagements für den Veranstaltungsbereich • Wahrnehmung der 
rechtsgeschäftlichen Vertretung des Landes Berlin, bis zur Höhe von 2 500 000 Euro 
je Einzelfall • Wahrnehmung der Anordnungsbefugnis (ProFiskal) bis zur Höhe von  
2 500 000 Euro je Einzelfall
Bewerbungsfrist:	 13. Mai 2021

Kontaktdaten:	 Dienstort: Klosterstraße 47, 10179 Berlin

Internetadresse:	 Ausführliche Informationen zur Stellenausschrei-
bung, insbesondere eine Beschreibung der  
Anforderungen, finden Sie unter:  
https://www.berlin.de/karriereportal/stellensuche/
leitung-des-referats-iv-d-veranstaltungsfoerde-
rung-und-ser-de-j19683.html

Senatsverwaltung für Inneres und Sport

Bezeichnung:	 Sachbearbeitung im Bereich Strategische  
Steuerung bei Grundsatzangelegenheiten der 
Informationssicherheit des Landes Berlin (w/m/d)

Besoldungs-/Entgeltgruppe:	 A 12/11 TV-L

Besetzbar ab:	 1. August 2021

Befristung:	 unbefristet

Kennzahl:	 V 06/2021

Vollzeit/Teilzeit:	 Vollzeit mit 40 beziehungsweise  
39,4 Wochenstunden 
Teilzeitbeschäftigung ist im Rahmen der  
üblichen Modelle möglich.

Arbeitsgebiet:	 Das Aufgabengebiet umfasst: - Mitarbeit im Bereich 
Informationssicherheit - Unterstützung der/des Bevollmächtigten für Informations-
sicherheit des Landes Berlin - Mitwirkung bei der Einheitlichen IKT-Sicherheitsar-
chitektur für die Berliner Verwaltung - Mitwirkung bei Erstellung und Fortschreibung 
landesweiter, standardisierter IT-Sicherheitsmaßnahmen, einschließlich der dafür 
erforderlichen landesweiten ressortübergreifenden IT-Sicherheitskonzepte gemäß 
IT-Grundschutz - Initiierung und Begleitung ressortübergreifender IKT-Projekte zum 
Aufbau benötigter IKT-Basisdienste zur Informationssicherheit - IKT-Basisdienstver-
antwortliche/-r für IKT-Basisdienste zur IKT-Sicherheit - Mitarbeit beim Landesweiten 
Informationssicherheitsmanagement (ISMS), unter anderem bei Maßnahmen zur 
Schulung und Sensibilisierung, IKT-Notfallmanagement - Beteiligung an Gremien 
zu IT-Sicherheit (landesintern, länderübergreifend und im Bund) - Mitwirkung beim 
Controlling zu Informationssicherheit - Enge Zusammenarbeit mit dem zentralen 
IT-Dienstleister des Landes Berlin in diesen Bereichen.
Bewerbungsfrist:	 27. April 2021

Kontaktdaten:	 Senatsverwaltung für Inneres und Sport

https://www.berlin.de/karriereportal/stellensuche/leitung-des-referats-iv-d-veranstaltungsfoerderung-und-ser-de-j19683.html
https://www.berlin.de/karriereportal/stellensuche/leitung-des-referats-iv-d-veranstaltungsfoerderung-und-ser-de-j19683.html
https://www.berlin.de/karriereportal/stellensuche/leitung-des-referats-iv-d-veranstaltungsfoerderung-und-ser-de-j19683.html
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Internetadresse:	 Ausführliche Informationen zur Stellenausschrei-
bung, insbesondere eine Beschreibung der 
Anforderungen, finden Sie unter:  
https://www.berlin.de/karriereportal/stellensuche/
sachbearbeitung-im-bereich-strategische-steue-
rung-bei-grun-de-j18394.html

Senatsverwaltung für Kultur und Europa

Bezeichnung:	 Einrichtungsbetreuung und Sachbearbeitung  
von Grundsatzthemen (m/w/d)

Besoldungs-/Entgeltgruppe:	 A 11/11 TV -L

Besetzbar ab:	 sofort

Kennzahl:	 15/21

Vollzeit/Teilzeit:	 Vollzeit

Arbeitsgebiet:	 Einrichtungsbetreuung und Sachbearbeitung von 
Grundsatzthemen; Betreuung und Controlling von Einrichtungen, insbesoondere der 
Stiftung für Kulturelle Weiterbildung und Kulturberatung und der Kulturraum Berlin 
GmbH sowie Projektzuwendungen; kursorische Prüfung von Verwendungsnachwei-
sen; Evaluation von Fördermaßnahmen, Weiterentwicklung und Standardisierung 
von Zuwendungsverfahren; Bearbeitung von Aufgaben im Rahmen von Teilhabe- 
und Querschnittsthemen sowie im Aufgabengebiet Bürgerschaftliches Engagement, 
gutachtliche Stellungnahmen, Votierungen, Bescheinigungen, Parlamentsangelegen-
heiten
Bewerbungsfrist:	 14. Mai 2021

Kontaktdaten:	 Senatsverwaltung für Kultur und Europa 
Brunnenstraße 188-190, 10119 Berlin 
Bewerbungen bitte ausschließlich unter:  
https://www.berlin.de/karriereportal/stellensu-
che/Einrichtungsbetreuung-und-Sachbearbei-
tung-von-Grundsatzthe-de-j19495.html

Internetadresse:	 Ausführliche Informationen zur Stellenausschrei-
bung, insbesondere eine Beschreibung der  
Anforderungen, finden Sie unter:  
https://www.berlin.de/karriereportal/stellensu-
che/Einrichtungsbetreuung-und-Sachbearbei-
tung-von-Grundsatzthe-de-j19495.html

Senatsverwaltung für Wirtschaft, Energie und Betriebe

Bezeichnung:	 Projekte der Gewerbeflächenentwicklung  
und des Gewerbehofbaus

Besoldungs-/Entgeltgruppe:	 A 10/9b Fallgruppe 1

Besetzbar ab:	 Sommer 2021

Befristung:	 unbefristet

Kennzahl:	 21/07

Vollzeit/Teilzeit:	 Vollzeit

Arbeitsgebiet:	 Berlin steht vor großen Herausforderungen. Mit 
Ihrem Engagement im Referat Liegenschaften, Zukunftsorte, Gewerbeflächenent-
wicklung der Senatsverwaltung für Wirtschaft, Energie und Betriebe sorgen Sie dafür, 

https://www.berlin.de/karriereportal/stellensuche/sachbearbeitung-im-bereich-strategische-steuerung-bei-grun-de-j18394.html
https://www.berlin.de/karriereportal/stellensuche/sachbearbeitung-im-bereich-strategische-steuerung-bei-grun-de-j18394.html
https://www.berlin.de/karriereportal/stellensuche/sachbearbeitung-im-bereich-strategische-steuerung-bei-grun-de-j18394.html
https://www.berlin.de/karriereportal/stellensuche/Einrichtungsbetreuung-und-Sachbearbeitung-von-Grundsatzthe-de-j19495.html
https://www.berlin.de/karriereportal/stellensuche/Einrichtungsbetreuung-und-Sachbearbeitung-von-Grundsatzthe-de-j19495.html
https://www.berlin.de/karriereportal/stellensuche/Einrichtungsbetreuung-und-Sachbearbeitung-von-Grundsatzthe-de-j19495.html
https://www.berlin.de/karriereportal/stellensuche/Einrichtungsbetreuung-und-Sachbearbeitung-von-Grundsatzthe-de-j19495.html
https://www.berlin.de/karriereportal/stellensuche/Einrichtungsbetreuung-und-Sachbearbeitung-von-Grundsatzthe-de-j19495.html
https://www.berlin.de/karriereportal/stellensuche/Einrichtungsbetreuung-und-Sachbearbeitung-von-Grundsatzthe-de-j19495.html
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dass die Belange der Wirtschaft in der Stadtentwicklungs- und Liegenschaftspolitik 
des Landes Berlin eine starke Stimme haben. Bei Ihrer Tätigkeit im Referat haben 
Sie immer die Interessen des Landes Berlin und gleichermaßen die Anforderungen 
der Unternehmen im Blick und tragen aktiv dazu bei, ein ausgewogenes Verhältnis 
von Bevölkerungs- und Arbeitsplatzwachstum im Land zu erreichen. Hieran wirken 
Sie mit, indem Sie • landeseigne Liegenschaften auf wirtschaftspolitische Belange 
prüfen, • fachliche Stellungnahmen auch externer Partner koordinieren und Voten für 
den Portfolioausschuss des Landes Berlin erstellen, • die Vorbereitung der Cluste-
rung der Liegenschaften des Landes Berlin übernehmen, • Steuerungsrunden und 
Abstimmungstermine mit verschiedenen Akteuren der Liegenschafts-, Wirtschaftsför-
derungs- und Stadtentwicklungsbereiche des Landes Berlin vorbereiten, umsetzen 
und auswerten, • Haushaltsangelegenheiten der Arbeitsgruppe bearbeiten, • die 
Vergabe von Mitteln im Rahmen der Auftragswirtschaft abstimmen und vorbereiten,  
• bei der Bearbeitung parlamentarischer Anfragen sowie bei Votierungen zu Senats-
vorlagen und Anfragen der Pressestelle mitwirken.
Bewerbungsfrist:	 11. Mai 2021

Kontaktdaten:	 E-Mail: personalmanagement@senweb.berlin.de

Internetadresse:	 Ausführliche Informationen zur Stellenausschrei-
bung, insbesondere eine Beschreibung der  
Anforderungen, finden Sie unter:  
https://www.berlin.de/karriereportal/stellensuche/Pro-
jekte-der-Gewerbeflaechenentwicklung-und-des-Ge-
werbehof-de-j18913.html

Stiftung Deutsches Technikmuseum Berlin

Bezeichnung:	 Wissenschaftliche Volontärin/ 
Wissenschaftlichen Volontär (m/w/d)  
für den Bereich Presse, Öffentlichkeitsarbeit und 
Marketing  
(eine Stelle)

Besoldungs-/Entgeltgruppe:	 13

Besetzbar ab:	 15. Mai 2021

Befristung:	 zwei Jahre

Kennzahl:	 11/2021

Vollzeit/Teilzeit:	 Vollzeit

Arbeitsgebiet:	 • Mitarbeit bei Vorbereitung und Durchführung von 
Presseveranstaltungen • Beantwortung Presseanfragen und Betreuung von Medien- 
vertreterinnen/Medienvertreter vor Ort • Mitarbeit bei der Betreuung der Facebook- 
Seite und des YouTube-Kanals des Deutschen Technikmuseums, bei der Weiterent-
wicklung der Website- und Social-Media-Präsenz der SDTB und bei der Umsetzung 
der Digitalen Strategie der SDTB • Produktion von multimedialen Social-Media-Posts 
(Text, Bild, Audio, Video) • Mitarbeit in der Webredaktion der SDTB • Projektbezoge-
ne Konzeption von Printprodukten und Werbemaßnahmen zu Sonder- und Dauer-
ausstellungen der SDTB • Organisatorische und fachliche (Mit-)Betreuung von öffent-
lichkeitswirksamen Veranstaltungen wie Diskussionen (zum Beispiel Reihe „Mensch, 
Technik“), Ausstellungseröffnungen, Lange Nacht der Museen, und Ähnliches.
Bewerbungsfrist:	 1. Mai 2021

Kontaktdaten:	 E-Mail: bewerbung@technikmuseum.berlin  
oder per Post an die  
Stiftung Deutsches Technikmuseum Berlin 
Trebbiner Straße 9, 10963 Berlin

mailto:personalmanagement@senweb.berlin.de
https://www.berlin.de/karriereportal/stellensuche/Projekte-der-Gewerbeflaechenentwicklung-und-des-Gewerbehof-de-j18913.html
https://www.berlin.de/karriereportal/stellensuche/Projekte-der-Gewerbeflaechenentwicklung-und-des-Gewerbehof-de-j18913.html
https://www.berlin.de/karriereportal/stellensuche/Projekte-der-Gewerbeflaechenentwicklung-und-des-Gewerbehof-de-j18913.html
mailto:bewerbung@technikmuseum.berlin
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Stiftung Deutsches Technikmuseum Berlin

Bezeichnung:	 Workshopleiterin/Workshopleiter (w/m/d)

Besoldungs-/Entgeltgruppe:	 9b

Besetzbar ab:	 1. Mai 2021

Befristung:	 31. Dezember 2021 mit der Option der Verlängerung 
bis Ende 2023 (vorbehaltlich der Projektförderung)

Kennzahl:	 06/2021

Vollzeit/Teilzeit:	 Vollzeit

Arbeitsgebiet:	 • Konzeption und Durchführung von Workshops und 
anderen Bildungsformaten der Digitalen Bildung mit einem Schwerpunkt in der Ziel-
gruppe Kinder der Elementarstufe im kids.digilab.berlin • Erstellen von didaktischen 
Fachmaterialien unter besonderer Berücksichtigung von medienpädagogischen 
Methoden und des nachhaltigen Einsatzes in den Einrichtungen • Durchführung von 
Bildungsangeboten im Rahmen des Ferienprogrammes und von Sonderveranstaltun-
gen für alle Zielgruppen des kids.digilab.berlin • Mitwirkung an Veranstaltungen und 
Angeboten für das pädagogische Fach- und Lehrpersonal der Berliner Grundschulen 
• Organisatorische und inhaltliche Mitarbeit bei Outreach-Aktionen und Fachtagen  
• Mitwirken bei der kontinuierlichen Optimierung der Angebote und der Weiterent-
wicklung des kids.digilab.berlin • Verwaltung der Lagerbestände und Arbeitsmateriali-
en des kids.digilab.berlin • Unterstützung von Evaluationsmaßnahmen
Bewerbungsfrist:	 26. April 2021

Kontaktdaten:	 E-Mail: bewerbung@technikmuseum.berlin  
oder per Post an die  
Stiftung Deutsches Technikmuseum Berlin 
Trebbiner Straße 9, 10963 Berlin.

Stiftung Deutsches Technikmuseum Berlin

Bezeichnung:	 Workshopleiterin/Workshopleiter (w/m/d)

Besoldungs-/Entgeltgruppe:	 9b

Besetzbar ab:	 1. Mai 2021

Befristung:	 31. Dezember 2021 mit der Option der Verlängerung 
bis Ende 2023 (vorbehaltlich der Projektförderung)

Kennzahl:	 07/2021

Vollzeit/Teilzeit:	 Vollzeit

Arbeitsgebiet:	 • Konzeption und Durchführung von Workshops 
und anderen Bildungsformaten der Digitalen Bildung mit einem Schwerpunkt in der 
Erwachsenenbildung für das pädagogische Fach- und Lehrpersonal von Kita und 
Grundschule im kids.digilab.berlin • Erstellen von didaktischen Fachmaterialien unter 
besonderer Berücksichtigung von medienpädagogischen Methoden und des nach-
haltigen Einsatzes in den Einrichtungen • Durchführung von Bildungsangeboten im 
Rahmen des Ferienprogrammes und von Sonderveranstaltungen für alle Zielgruppen 
des kids.digilab.berlin • Mitwirkung an Veranstaltungen und Angeboten für das päda-
gogische Fach- und Lehrpersonal der Berliner Grundschulen • Organisatorische und 
inhaltliche Mitarbeit bei Outreach-Aktionen und Fachtagen • Mitwirken bei der kon-
tinuierlichen Optimierung der Angebote und der Weiterentwicklung des kids.digilab.
berlin • Verwaltung der Lagerbestände und Arbeitsmaterialien des kids.digilab.berlin  
• Unterstützung von Evaluationsmaßnahmen
Bewerbungsfrist:	 26. April 2021

mailto:bewerbung@technikmuseum.berlin
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Kontaktdaten:	 E-Mail: bewerbung@technikmuseum.berlin  
oder per Post an die 
Stiftung Deutsches Technikmuseum Berlin 
Trebbiner Straße 9, 10963 Berlin

Stiftung Deutsches Technikmuseum Berlin

Bezeichnung:	 Workshopleiterin/Workshopleiter (w/m/d)

Besoldungs-/Entgeltgruppe:	 9b

Besetzbar ab:	 1. Mai 2021 

Befristung:	 31. Dezember 2021 mit der Option der Verlängerung 
bis Ende 2023 (vorbehaltlich der Projektförderung)

Kennzahl:	 08/2021

Vollzeit/Teilzeit:	 Vollzeit

Arbeitsgebiet:	 • Konzeption und Durchführung von Workshops 
und anderen Bildungsformaten der Digitalen Bildung mit einem Schwerpunkt in der 
Zielgruppe Kinder der Primarstufe im kids.digilab.berlin • Erstellen von didaktischen 
Fachmaterialien unter besonderer Berücksichtigung von medienpädagogischen 
Methoden und des nachhaltigen Einsatzes in den Einrichtungen • Durchführung von 
Bildungsangeboten im Rahmen des Ferienprogrammes und von Sonderveranstaltun-
gen für alle Zielgruppen des kids.digilab.berlin • Mitwirkung an Veranstaltungen und 
Angeboten für das pädagogische Fach- und Lehrpersonal der Berliner Grundschulen 
• Organisatorische und inhaltliche Mitarbeit bei Outreach-Aktionen und Fachtagen  
• Mitwirken bei der kontinuierlichen Optimierung der Angebote und der Weiterent-
wicklung des kids.digilab.berlin • Verwaltung der Lagerbestände und Arbeitsmateriali-
en des kids.digilab.berlin • Unterstützung von Evaluationsmaßnahmen
Bewerbungsfrist:	 26. April 2021

Kontaktdaten:	 E-Mail: bewerbung@technikmuseum.berlin  
oder per Post an die  
Stiftung Deutsches Technikmuseum Berlin 
Trebbiner Straße 9, 10963 Berlin

Technische Universität Berlin

Fakultät IV - FG Hochfrequenzsysteme und Network Information Theory (NetIT)

Bezeichnung:	 Fremdsprachensekretärin/ 
Fremdsprachensekretär 
Beschäftigte/Beschäftigter (d/m/w)  
in der Verwaltung

Besoldungs-/Entgeltgruppe:	 7 TV-L Berliner Hochschulen

Besetzbar ab:	 sofort

Befristung:	 unbefristet

Kennzahl:	 IV-192/21

Vollzeit/Teilzeit:	 Vollzeit/Teilzeit

Arbeitsgebiet:	 Innerhalb der Fakultät IV (Elektrotechnik und Infor-
matik) wird unter der Leitung von Prof. Keusgen das Fachgebiet Hochfrequenz-Sys-
teme derzeit neu etabliert. Das Fachgebiet Hochfrequenzsysteme deckt inhaltlich 
die Mikrowellen- und Höchstfrequenztechnik mit Bezügen zur Systemtechnik und 
Nachrichtentechnik ab. Im Bereich der Lehre behandeln wir die Grundlagen der 
Hochfrequenztechnik, die Hochfrequenzsysteme und den Themenbereich Antennen 
und Wellenausbreitung. In der Forschung beschäftigen wir uns mit aktuellen Frage-

mailto:bewerbung@technikmuseum.berlin
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stellungen der mm-Wellen- und Terahertz-Kommunikation insbesondere im Zusam-
menhang mit Mobilfunknetzen der 5. und 6. Generation (5G, 6G). Am Fachgebiet 
NetIT (Network Information Theory) unter der Leitung von Prof. Stanczak konzentrie-
ren wir uns auf die Erforschung und Entwicklung neuer Technologien für zukünftige 
Generationen von drahtlosen Netzwerken. Wir untersuchen nicht nur die Theorie, 
sondern auch die Umsetzung dieser Technologien. Ein Ziel ist die Entwicklung neuer 
Kommunikations- und Optimierungsverfahren in 5G-basierten Netzen mit einer sehr 
großen Anzahl an Endgeräten. Zur Koordinierung diverser Aufgaben beider Fachge-
biete, suchen wir zum nächstmöglichen Zeitpunkt eine administrative Unterstützung. 
Der Arbeitsumfang dieser Vollzeitstelle wird anteilig mit 75 %/25 % unter den beiden 
Fachgebieten aufgeteilt. Aufgabenbeschreibung: Zu Ihren Aufgaben gehören die Pla-
nung, Koordination und Umsetzung von Sekretariatsaufgaben am FG in deutscher  
und englischer Sprache, insbesondere: • eigenständige, kreative und vielseitige 
Mitarbeit in einem neu etablierten Fachgebiet • selbstständige Koordinierung und 
Bearbeitung des Bestell- und Rechnungswesens, Reisekostenabrechnungen sowie 
Personalwesen • Organisation und Erledigung der Verwaltungs- und Sekretariatsauf-
gaben sowie Personalangelegenheiten, Mittelbewirtschaftung und -überwachung • 
Betreuung von Studierenden und Lehrveranstaltungen, Betreuung von internationa-
len Mitarbeiter/-innen und Gastwissenschaftlerinnen/Gastwissenschaftler • Unter-
stützung bei der Organisation von Konferenzen und Workshops • Buchhaltung und 
Erstellung von Finanz- und Leistungsberichten • Budgetierung und Finanzplanung  
für Drittmittelprojekte • Beratung und Auskünfte gegenüber Mitarbeiterinnen/Mitarbei-
ter, Studierenden und Externen • Organisation von Posteingang und -ausgang  
• Terminkontrolle und Terminkoordinierung • Prüfungsplanung • Reisevorbereitungen 
(Buchung von Flügen, Bahnfahrten, Hotels etc.) • Planung und Organisation von 
internationalen Veranstaltungen und Besprechungen • Mitarbeit an der Außendarstel-
lung und Pflege der Fachgebietshomepage sowie des Fachgebiets IT-Syteme  
Technische Universität Berlin - Der Präsident - Fakultät IV , FG Hochfrequenzsys-
teme und Network Information Theory (NetIT), Prof. Keusgen und Prof. Stanczak, 
Sekretariat HFT 6-1, Einsteinufer 25, 10587 Berlin
Bewerbungsfrist:	 23. April 2021

Kontaktdaten:	 Prof. Stanczak unter:  
slawomir.stanczak@tu-berlin.de

Internetadresse:	 http://www.personalabteilung.tu-berlin.de/menue/
jobs/

Technische Universität Berlin

Internationales - Studienkolleg

Bezeichnung:	 Studiendirektorin/Studiendirektor (d/m/w) - 
Leitung eines Studienkollegs für ausländische 
Studierende der Technische Universität Berlin

Besoldungs-/Entgeltgruppe:	 A 15/15 TV-L Berliner Hochschulen  
(Die Einstellung erfolgt abhängig von den persönli-
chen Voraussetzungen im Beamtenverhältnis oder 
als Tarifbeschäftigte/Tarifbeschäftigter.)

Besetzbar ab:	 sofort

Befristung:	 unbefristet

Kennzahl:	 ZUV-14/21

Vollzeit/Teilzeit:	 Vollzeit/Teilzeit

Arbeitsgebiet:	 Leitung des Referats INT SK - Studienkolleg der 
Technische Universität Berlin Die/Der Leiterin/Leiter des Studienkollegs ist verant-
wortlich für die dienstrechtliche Leitung des Studienkollegs und die konzeptionelle 
Weiterentwicklung im Kontext neuer Entwicklungen (Ausweitung der Studienvor-
bereitung im Ausland, Digitalisierung der Lehre, Einbettung in die universitätsweite 
Studienvorbereitung). Die Stelle umfasst Personalverantwortung für 9 hauptamtliche 
Mitarbeiterinnen/Mitarbeitern und 25 Dozentinnen/Dozenten sowie eine Verwaltungs-
fachkraft. Die Bereitschaft zu Dienstreisen ist unabdingbar. Technische Universität 

mailto:slawomir.stanczak@tu-berlin.de
http://www.personalabteilung.tu-berlin.de/menue/jobs/
http://www.personalabteilung.tu-berlin.de/menue/jobs/
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Berlin - Der Präsident - Zentrale Universitätsverwaltung, Internationales, Frau Dr. 
Hillemann-Delaney, Sekretariat INT L, Straße des 17. Juni 135, 10623 Berlin
Bewerbungsfrist:	 30. April 2021

Kontaktdaten:	 Frau Dr. Hillemann-Delaney unter:  
nelly.salzmann@tu-berlin.de

Internetadresse:	 http://www.personalabteilung.tu-berlin.de/menue/
jobs/

Universität der Künste Berlin

Bezeichnung:	 Sachbearbeiterin/Sachbearbeiter  
in der Institutsverwaltung (m/w/d)

Besoldungs-/Entgeltgruppe:	 9a

Besetzbar ab:	 1. Juli 2021

Befristung:	 unbefristet

Kennzahl:	 2/37a/21

Vollzeit/Teilzeit:	 ¾ der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit

Arbeitsgebiet:	 institutsübergreifende detaillierte Sachbearbeitung 
von Haushaltsangelegenheiten; Erstellen der jährlichen Anmeldungen zum Haus-
haltsplan von zwei Instituten nach Maßgabe des Fakultätsbudgets; Vorbereitung der 
Verteilung der Haushaltsmittel innerhalb der beiden Institute und der Unterkonten; 
Überwachung der Mittelansätze bei verschiedenen Haushaltstiteln; Überwachung der 
Mittelzuweisungen im Rahmen von Berufungsverhandlungen; Bearbeitung von Be-
stellvorgängen; Prüfungs- und Zulassungsangelegenheiten; Bearbeitung von Dienst- 
und Studienreiseanträgen; Mitarbeit in der Selbstverwaltung erwünscht
Bewerbungsfrist:	 30. April 2021

Kontaktdaten:	 Universität der Künste Berlin 
- ZSD 1 - 
Postfach 12 05 44, 10595 Berlin

Internetadresse:	 Weitere Informationen unter: www.udk-berlin.de/
universitaet/stellenausschreibungen/

mailto:nelly.salzmann@tu-berlin.de
http://www.personalabteilung.tu-berlin.de/menue/jobs/
http://www.personalabteilung.tu-berlin.de/menue/jobs/
http://www.udk-berlin.de/universitaet/stellenausschreibungen/
http://www.udk-berlin.de/universitaet/stellenausschreibungen/
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Aufgebot

Amtsgericht Neukölln

Aktenzeichen 70 II 18/20

Sabine Cobler, Fregestraße 3, 12159 Berlin, Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte 
Kühnel, Rosenmüller und Kollegen, Berliner Straße 117, 10713 Berlin, Geschäftszei-
chen: 00189-20, hat das Aufgebot der folgenden, im Grundbuch des Amtsgerichts 
Neukölln von Buckow, Blatt 5841 eingetragenen Grundpfandrechtsbriefe beantragt: 
a) III/2: Hypothekenbrief über 60 000 DM für die Württembergische Hypothekenbank 
in Stuttgart sowie b) III/3a: Teilgrundschuldbrief über 14 100 DM für die BADENIA 
Bausparkasse Aktiengesellschaft in Karlsruhe. Die Inhaber der Grundpfandrechts-
briefe werden aufgefordert, ihre Rechte spätestens bis zum 16. September 2021 vor 
dem Amtsgericht Neukölln anzumelden und die Urkunden vorzulegen, da ansonsten 
die Kraftloserklärung der Briefe erfolgen wird.

Aufgebot

Amtsgericht Neukölln

Aktenzeichen 70 II 52/20

Matthias Beyer, c/o Kanzlei Dr. Petereit & Armbrüster, Invalidenstraße 15, 10115  
Berlin, Geschäftszeichen: 00831/19 Bey, als Insolvenzverwalter über das Vermögen 
der Bettina Daniela Ulrich, vorm. Schulz, hat das Aufgebot des Grundschuldbriefs 
über die im Grundbuch des Amtsgerichts Neukölln von Rudow, Blatt 12913, unter 
III/1 in Höhe von 25 564,59 Euro für die Wüstenrot Bausparkasse Aktiengesellschaft 
in Ludwigsburg eingetragene Grundschuld beantragt. Der Inhaber des Grundpfand
rechtsbriefs wird aufgefordert, seine Rechte spätestens bis zum 9. September 2021 
vor dem Amtsgericht Neukölln anzumelden und die Urkunde vorzulegen, da ansons-
ten die Kraftloserklärung des Briefes erfolgen wird.

Aufgebotsbeschluss

Amtsgericht Tempelhof-Kreuzberg
Aktenzeichen 70 II 03/21

Herr Andreas Hinze, Richterstraße 12, 12105 Berlin, hat den Antrag auf Ausschluss 
unbekannter Grundpfandrechtsgläubiger bei Gericht eingereicht. Bei den Grund
pfandrechten handelt es sich um die im Grundbuch des Amtsgerichts Tempelhof- 
Kreuzberg, Gemarkung Lichtenrade, Blatt 2549. Bezeichnung: Friedensweg 2,  
Berlin-Lichtenrade in Abteilung III Nummer 2 eingetragene Buchhypothek zu  
500 Feingoldmark (Restbetrag von ehemals 1 060 Feingoldmark) Darlehen mit 9 %, 
gegebenenfalls 12 % jährlich verzinslich seit dem 16. Oktober 1931 und die in  
Abteilung III Nummer 4 eingetragene Briefhypothek zu 300 Goldmark, mindestens  
300 Reichsmark Darlehen, verzinslich mit 6 % jährlich. Eingetragene Grundpfand
rechtsgläubigerin beider Rechte ist laut Grundbucheintrag Frau Ida Wiesner, 
geborene Langner, mit letztem bekannten Wohnsitz in der Bahnhofstraße 4, in 
Deutsch-Lissau bei Breslau. Die Grundpfandrechtsgläubigerin wird aufgefordert,  
ihre Rechte spätestens bis zu dem 11. Juni 2021 vor dem Amtsgericht Tempelhof- 
Kreuzberg anzumelden, da ansonsten ihre Ausschließung der Gläubigerrechte erfol-
gen und der Grundstückseigentümer die Grundpfandrechte erwerben kann.
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Ausschließungsbeschluss

Amtsgericht Charlottenburg

Aktenzeichen 70 II 69/20

Die Namensaktie Nummer 229 über 520 Euro bei der Zoologischer Garten Berlin 
Aktiengesellschaft (Aktienbuch 2, Seite 631, Wertpapierkennnummer 503180) wird 
für kraftlos erklärt.

Ausschließungsbeschluss

Amtsgericht Tempelhof-Kreuzberg
Aktenzeichen 70 II 01/21

Der Gläubiger der im Grundbuch des Amtsgerichts Tempelhof-Kreuzberg, Gemar-
kung Kottbuser Torbezirk, Blatt 2072 in Abteilung III Nummer 10 eingetragenen Hypo-
thek zu 9 875 Goldmark (504,90 Euro) wird mit seinen Rechten ausgeschlossen.
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Gläubigeraufruf

Der beim Amtsgericht Charlottenburg im Vereinsregister eingetragene Verein  
Arbeitsgemeinschaft evangelischer Kirchen für Diakonie und Entwicklung  
e. V. (Aktenzeichen VR 36427 B) ist durch Beschluss der Mitgliederversammlung 
vom 7. Oktober 2020 zum 31. Dezember 2020 aufgelöst. Gläubiger des Vereins 
werden aufgefordert, ihre Ansprüche anzumelden.

Gläubigeraufruf

Der beim Amtsgericht Charlottenburg im Vereinsregister eingetragene Verein  
CEEREAL - European Breakfast Cereal Association e. V. (Aktenzeichen  
VR 35705 B) ist durch Beschluss der Mitgliederversammlung vom 11. März 2021 mit 
Wirkung zum 31. März 2021, 24 Uhr, aufgelöst. Gläubiger des Vereins werden aufge-
fordert, ihre Ansprüche anzumelden.

Gläubigeraufruf

Der beim Amtsgericht Charlottenburg im Vereinsregister eingetragene Verein 
DOPPELLEBEN - Frauen mit HIV/AIDS e. V. (Aktenzeichen VR 29931 B) ist durch 
Beschluss der Mitgliederversammlung vom 12. Dezember 2020 aufgelöst. Gläubiger 
des Vereins werden aufgefordert, ihre Ansprüche anzumelden.
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Landesverwaltungsamt Berlin - LS 2 -, Fehrbelliner Platz 1, 10707 Berlin
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